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Ausländerfeindlichkeit, Gewalt 
und berufliche Bildung 

Hermann Schmidt 

Warum befaßt sich eine Zeitschrift wie die ,. Berufsbildung in 

Wissenschaft und Praxis" mit Fragen der Ausländerfeindlich­

keit, Gewaltbereitschaft und Gewalt unter Jugendlichen? 

Die in den vergangenen Jahren in Deutschland ständig zuneh­

menden Gewalttaten, die Jugendliche gegenüber schwäche­

ren Menschen verüben, Anschläge gegen Ausländer, Raub 

und Vergewaltigungen in Schulen stellen auch die berufliche 

Bildung vor eine ernste und fortdauernde Herausforderung . 

Die Berufsbildung ist nicht nur fachliche Aus- und Weiterbil­

dung, sondern Persönlichkeitsbildung durch Erziehung . Beruf­

liche Qualifizierung schafft Voraussetzungen zur beruflichen 

und gesellschaftlichen Integration junger Menschen. Die Aus­

bildung zum Beruf soll auch Erziehung zum demokratischen, 

kritischen und selbständigen Bürger sein. 

Konkrete Herausforderungen zeigen sich auf drei Ebenen: 

ln der Praxis der beruflichen Aus- und Weiterbildung sehen 

sich Ausbilder I innen und Berufsschullehrer I innen immer wie­

der vor die Aufgabe gestellt, zu aktuellen rechtsextremisti­

schen oder ausländerfeindlichen Ereignissen Stellung zu neh­

men und in konkreten Konflikten zwischen deutschen und 

ausländischen Auszubildenden lehrreiche Lösungen zu finden. 

Nicht selten sind Aus- und Weiterbildungskonzepte sowie 

praktische Hilfen für ganze Belegschaften erforderlich, wenn 

Ausländerfeindlichkeit, aber auch Rücksichtslosigkeit gegen­

über Behinderten den Betriebsfrieden stören. 

Der Berufsbildungsforschung stellt sich die Aufgabe, nach den 

Ursachen von Ausländerfeindlichkeit und Gewalttätigkeit un­

ter Jugendlichen zu suchen, sie zu analysieren und gemein­

sam mit der Berufsbildungspraxis Lösungsansätze zur Ausein­

andersetzung mit dem Rechtsextremismus im Rahmen der 

Aus- und Weiterbildung zu entwickeln . 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung leistet seinen Beitrag zu 

dieser Forschung z. B. durch Analysen über die Berufsbil­

dungs- und Lebenssituation von ausländischen Jugendlichen 

wie auch über Einstellungen und Wertehaltungen von deut­

schen Auszubildenden; außerdem führt das BIBB Forschungs­

projekte und Modellversuche durch, mit denen berufliche Bil­

dungsmaßnahmen ausländischer Jugendlicher und junger Er­

wachsener gefördert werden, und es entwickelt und erprobt 

entsprechende Materialien zur Qualifizierung des Bildungsper­

sonals. Als Ausbildungseinrichtung achtet das Bundesinstitut 

darauf, daß unter den jährlich neu eingestellten 10 bis 15 Aus­

zubildenden sich immer zwei bis drei ausländische Jugend­

liche befinden . 

Die Thematisierung stärker berufspädagogisch und historisch 

orientierter Fragestellungen über die Herausforderung der be­

ruflichen Bildung durch Rassismus und Gewalt findet dagegen 

stärkere Beachtung in der universitären Berufsbildungsfor­

schung. Analysen über die gesellschaftlichen und historischen 

Ursachen rassistischer Auffassungen gehören ebenso hierzu 

wie Studien darüber, welche Rolle die berufliche Bildung und 

ihre Institutionen generell während des Nationalsozialismus 

gespielt haben. 

Berufsbildungspolitisch besteht zwischen allen Beteiligten Ein­

vernehmen darüber, daß es im Kampf gegen Rassismus und 

Gewalt unter Jugendlichen vor allem darauf ankommt, ein 

ausreichendes Angebot an Ausbildungsplätzen zu sichern und 

Maßnahmen zur beruflichen Förderung und Integration so­

wohl von lernbeeinträchtigten und sozial benachteiligten als 

auch von ausländischen Jugendlichen zu intensivieren. Eben­

falls gehören dazu die Entwicklung und Verstärkung von Maß­

nahmen und Programmen zur Erlernung von Fremdsprachen 

sowie eine beträchtliche Steigerung des Austauschs von Aus­

zubildenden mit Nachbarländern im Rahmen der Europäi­

schen Union und in der wachsenden Zusammenarbeit mit 
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den Nachbarn in Mittel- und Osteuropa. Eindeutige politische 

Verurteilung und strafrechtliche Verfolgung jeder Form von 

Gewalt gegen Schwächere, Andersdenkende und Ausländer 

sowie die Verfemung jeglicher rassistischer Äußerungen und 

Propaganda unterstützen die erzieherischen Bemühungen 

von Betrieben und Berufsschulen zum freundschaftlichen Um­

gang untereinander. ln diesem Heft sind mehrere Beiträge 

Redaktionelle Vorbemerkung 

Die Beiträge des BWP-Schwerpunktthemas .,Ausländer­

feindlichkeit, Gewalt und berufliche Bildung" befassen sich 

im einzelnen mit folgenden Fragestellungen: 

Ute Büchelej C/audia Munz beschreiben im ersten Teil ihres 

Beitrages die Gewaltorientierung bei Jugendlichen und zei­

gen subjektive Bewältigungsstrategien auf. Im Hauptteil des 

im Rahmen eines BIBB-Modellversuchs aus der Perspektive 

der wissenschaftlichen Begleitforschung entstandenen Bei­

trages gehen die Autorinnen sowohl auf betriebliche als 

auch berufsschulische .. Entwicklungshilfen" für die Ausbil­

dung der Jugendlichen ein. 

Eine ausführliche Darstellung der zentralen Annahmen und 

der Konzeption dieses BIBB-Modellversuchs gibt Claudia 

Munz - ebenfalls aus der Perspektive der wissenschaft­

lichen Begleitforschung. Ziel des Modellversuchs ist es, die 

persönlichkeitsstabilisierenden Potentiale durch eine ent­

sprechend gestaltete Ausbildung zu nutzen, um die Gewalt­

neigung zu reduzieren und alternative Verhaltensweisen zu 

fördern . 

Mit der Bildungs- und Lebenssituation junger Ausländer in 

den .,alten" Bundesländern befaßt sich Mona Granato. Auf 

der Datenbasis einer BIBB-Repräsentativerhebung werden 

Bildungsverhalten, schulische und berufliche Bildung wie 

auch Fragen der Familien- und Wohnsituation, der Freizeit­

gestaltung, der Lebensplanung und der Befindlichkeit 

junger Ausländer erörtert. Es wird ausführlich berichtet, wie 

Jugendliche ausländischer Herkunft Ausländerfeindlichkeit 

und Gewalt erleben und wie sich dies auf ihre berufl iche 

Situation und Integration auswirkt. 
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dem Thema Ausländerfeindlichkeit, Gewalt und Rassismus un­

ter Jugendlichen gewidmet. Wir möchten damit deutlich ma­

chen, welch mächtiger Verbündeter der verantworlich wahr­

genommene erzieherische Auftrag in der beruflichen Bildung 

gegen diese gefährlichen Entwicklungen im Jugendverhalten 

für die politische Bildung sein kann. 

Die Lebenslage und Ausbildungssituation von Jugendlichen 

in den neuen Bundesländern im Vergleich zu den alten ist 

Gegenstand einer Langzeitstudie des Bundesinstitutes. ln 

dem Projekt wird danach gefragt, wie sich neben der kon­

kreten Berufswahl, der Aufnahme einer Ausbildung und 

dem Berufsverlauf unter anderem auch die Normen und 

Wertvorstellungen der Jugendlichen in einer Phase des 

Umbruchs darstellen und entwickeln. ln ihrem Beitrag 

berichtet Vera Meissner über ausgewählte Ergebnisse der 

ersten Befragung von 1993 auch zu Fragen der Gewalt­

bereitschaft und zu ausländerfeindlichen Einstellungen. 

Aus der Sicht der gewerkschaftlichen Arbeit in der beruf­

lichen Bildung beschreibt 5. Oliver Lübke die Herausforde­

rungen an die Entwicklungsträger in der beruflichen Bil­

dung. Er zeigt generelle Möglichkeiten zur Verständigung 

zwischen ausländischen und deutschen Auszubildenden auf 

und beschreibt eine Reihe konkreter gewerkschaftlicher 

Initiativen gegen Ausländerfeindlichkeit und Gewalt. 

Gerhard Bartel befaßt sich in seinem Beitrag aus der Sicht 

der Unternehmen mit dem Anliegen der Berufsausbildung 

in der Metall- und Elektroindustrie, einen Beitrag zum fried­

lichen Zusammenarbeiten, Zusammenleben und Zusam­

menlernen mit Ausländern zu leisten. Die Beweggründe zur 

Entwicklung einer gemeinsam vom Arbeitgeberverband 

Gesamtmetall und der IG Metall herausgegebenen Handrei­

chung für Ausbilder werden dargestellt und der didaktische 

und inhaltliche Aufbau des Leitfadens ausführlich beschrie­

ben. 



Themen-1 schwerpunkt 

Ute Büchele 

Seit 1982 in der Gesell­

schaft für Ausbildungsfor­

schung und Berufsentwick­

lung e. V München tätig 

als Berufsforscherin, Berufs­

pädagogin und Organisa-

tionsentwicklungsberaterin 

in der Begleitung von Mo­

dellversuchen und Ent-

wicklungsvorhaben zum 

Thema Ausbildungs-, Be-

rufs-und Arbeitsgestaltung 

Claudia Munz 

Diplomsoziologin , seit /989 

Mitarbeiterin der Gesell -

schaft fü r Ausbildungsfor-

schung und Berufsen twick­

lung e. V München tätig 

als Berufspädagogische Be­

gleitung neuer Unterrichts­

gestaltung, Weiterbildung 

von Ausbilderinnen und 

Ausbildern sowie Lehrkräf-

ten. 

Gewaltförmige Orientierungen bei 
Jugendlichen Strategien zu ihrer 
Überwindung durch Umgestaltung 
der Berufsausbildung 

Für gewaltsame Delinquenz bei Ju­

gendlichen, die in der Berufsausbil­

dung stehen oder Facharbeiter sind, 

spielt der Gruppenzusammenhang 

eine große Rolle. Gewaltsames Han­

deln wird in diesem Artikel als 

Bewältigungsstrategie der Identitäts­

entwicklung im Jugendalter verstan­

den, die heute unter den Bedingun­

gen der Individualisierung der 

Gesellschaft stattfinden muß. 

Die besonderen Möglichkeiten der 

Berufsausbildung im Betrieb und in 

der Berufsschule, der "Dekomposi­

tion" von Denken, Fühlen und Han­

deln bei den gewaltbereiten Jugend­

lichen entgegenzuwirken, werden 

aufgezeigt. Angestrebt wird eine 

Ich-Stärkung durch die Verbesserung 

von Realitätswahrnehmung, Reflexi­

onsfähigkeit und den Aufbau echter 

Sozialbeziehungen und die Festi­

gung des Vertrauens in die eigene 

Entwicklungsfähigkeit. 

Einleitung 

Die Literatur zum Thema "Gewalt und 

Rechtsextremismus bei Jugendlichen" ist in­

zwischen umfangreich geworden. Dabei sind 

die theoretischen Erklärungsansätze so viel­

fältig wie die ihnen zugrunde Liegenden Para­

digmen. Uns geht es nicht darum, diese An­

sätze zu referieren, sondern vielmehr um den 

Versuch, die Phänomene, an denen sich 

rechtsextremistische und gewaltförmige Ori-

entierungen bei Jugendlichen zeigen, näher 

zu betrachten. Thesenartig werden wir einige 

empirische Befunde würdigen und dann da­

nach fragen, welche subjektiven Bewälti­

gungsstrategien sich hinter der gewaltsamen 

Jugenddelinquenz erkennen lassen. Dabei 

richten wir unser Hauptaugenmerk auf die 

Frage, inwiefern die Berufsausbildung 

"Entwicklungshilfen" für diese Jugendlichen 

bieten kann. 

Laut Statistik werden mehr als 95 Prozent al­

ler Straftaten und Gewaltaktionen mit rechts­

extremem bzw. fremdenfeindlichem Hinter­

grund von Jugendlichen unter 21 Jahren ver­

übt; 35 Prozent davon sogar von Jugendli­

chen unter 18 Jahren. 90 Prozent aller Delik­

te werden von Gruppen, nicht als Einzeltaten 

begangen. Die Gruppenmitglieder sind ganz 

überwiegend männlich, haben eher niedrige­

re Bildungsabschlüsse und sind überwiegend 

berufstätig, als Auszubildende oder als Fach­

arbeiter.1 

Die noch vor kurzem vermutete gesellschaft­

liche Desintegration im engen Sinne - Ju­

gendliche greifen zu Gewalt, weil sie arbeits­

los oder sozial unterprivilegiert/ nicht inte­

griert sind - hat keine empirische Entspre­

chung - wiewohl sich zugleich die Frage 

stellen läßt, inwiefern eine subjektive Angst 

vor gesellschaftlicher "Desintegration" als 

Unterströmung eine Rolle spielt. 

Zahlreiche Studien zeigen übereinstimmend, 

daß der "harte Kern" der Rechtsextremen un­

ter Jugendlichen eher klein ist, d. h. derjeni­

gen, die Kontakte zu rechtsextremen Grup-
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pen haben, dezidiert "rechts" argumentieren 

und klare Opfergruppen identifizieren. Der 

Anteil dieser Gruppe an den polizeilich er­

mittelten Tätern wird auf 10 bis 15 Prozent 

geschätzt. 2 Jeweils geschätzte 25 bis 30 Pro­

zent der gewalttätigen Delikte gingen auf das 

Konto von eher diffusen ,,Ausländerfeinden" 

bzw. "Ethnozentristen" sowie von "Schläger­

typen" und "Mitläufern". Das heißt: selbst 

schwere Delikte wirken "in vielen Fällen 

nicht berechnend kalkuliert und auf die 

Feindbilder (Ausländer und Asylbewerber, 

Obdachlose, Behinderte, ,Linke') gezielt, 

brüche gleichsam im Zeitraffer verarbeiten. 

Für alle Jugendlichen gibt es grundsätzlich 

drei verschiedene Verarbeitungsmöglichkei­

ten: 

• sie können sich den Anforderungen aktiv 

stellen und Gestaltungsmöglichkeiten ent­

wickeln, 

• sie können sich passiv-abwartend verhal­

ten und darauf hoffen, daß bessere oder ein­

fachere Zeiten bzw. Lösungen "von selbst" 

kommen werden, oder schließlich: 

• sie können sich überfordert fühlen und 

diesen Überforderungen gewaltsam antwor-

sondern fast wie beiläufig geschehen, in ei- ten. 

nem Klima genereller Indifferenz und lgno-

ranz". 3 

Gewaltsame Jugenddelinquenz findet inner­

halb gesellschaftlicher Verhältnisse statt, die 

einen Sozialdarwinismus und Entsolidarisie­

rungstendenzen zeigen, die die Legitimität 

von Ungleichheitsvorstellungen betonen, 

rücksichtsloses Durchsetzungsstreben als an­

gemessenes Verhalten einstufen und eine er­

hebliche Ausländerfeindlichkeit in der Ge­

samtbevölkerung aufweisen. 4 

Forscher sind sich weitgehend einig, daß die­

se Phänomene vor dem Hintergrund des um­

fassenden gesellschaftlichen Individualisie­

rungsprozesses betrachtet werden müssen, 

der für alle Gesellschaftsmitglieder die An­

forderung an eine autonome, sich von über­

kommenen Normvorstellungen ablösende 

Selbst-Gestaltung mit sich bringt. Für Ju­

gendliche ergibt sich damit eine Verdoppe­

lung der ohnehin altersgemäß zu bewältigen­

den Schwierigkeiten. Sie sind zu einer funda­

mentalen Selbsttindung aufgefordert, bei der 

innerhalb widersprüchlicher Orientierungs­

angebote eine Identität entwickelt werden 

muß, die ihre Stabilität "aus sich heraus" be­

ziehen kann. 

Für die Jugendlichen im Osten Deutschlands 

haben sich durch die Wende diese Anforde­

rungen noch verschärft: zusätzlich zu ihren 

individuellen müssen sie die kollektiven Um-

Die aktenkundig gewordenen Gewaltdelikte 

werden ganz überwiegend von (männlich do­

minierten) Gruppen begangen. Deren innere 

Struktur ist vielfältig. Sie reicht von straff or­

ganisierten bis zu losen Ad-hoc-Zusammen­

schlüssen. Dies könnte als normale, altersge­

mäße Hinwendung zu Gleichaltrigengruppen 

betrachtet werden, zeigten sich nicht verhee­

rende Wirkungen. Führt gerade der Gruppen­

zusammenhang zu Dynamiken, die rechtsex­

tremistische Orientierungen festigen und/ 

oder die Hemmschwelle für Gewaltanwen­

dungen herabsetzen? 

Die Hemmungen, die den Menschen davon 

abhalten, gewalttätig zu werden, sind die be­

gleitenden Gefühle, wie Empathie oder Mit­

gefühl mit der Situation des Attackierten. 

Diese wirken als Impulse, damit sich der ein­

zelne zurücknehmen und seine Handlungen 

wieder kontrollieren kann. Sie ermöglichen 

es, sich nicht nur egozentrisch auszuagieren, 

sondern den anderen als Subjekt zu erleben. 

Bei den Jugendlichen, die gewalttätig wer­

den, klaffen Denken, Fühlen und Handeln 

auseinander, da die integrierende Kraft - das 

eigene Ich- zu schwach ist (das Individuum 

als "Dividuum", G. ANDERS). Sie unterliegen 

einer "Dekomposition" ihrer selbst. Wir in­

terpretieren dies als eine Krise der Identitäts­

entwicklung: wo das Subjekt in sich selbst 

Kräfte ausbilden müßte, die das eigene Han-
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dein denkend-empfindend steuern und den­

kend-empfindend reflektieren, gelingt dies 

den betroffenen Jugendlichen nicht oder nur 

mangelhaft. 

Wir sehen gewaltförrnige und/oder rechts­

extremistische Orientierungen bei Jugendli­

chen als eine Bewältigungsstrategie5
, die mit 

Hilfe des Weges in eine Gruppe versucht, mit 

überfordernden Lebenslagen fertig zu werden.6 

Der kollektive Zusammenhang soll helfen, 

mit individuellen Fragen der Identitätsausbil­

dung besser zurechtzukommen. 

Kollektive Suchbewegungen 
der Identitätsentwicklung und 
ihre Beziehung zu 
Gewalterscheinungen 

Aus unserer Sicht bieten Gruppen in zwei 

unterschiedlichen Ausprägungen die Mög­

lichkeit der Identitätsfestigung für die Ju­

gendlichen. 

Das Konzept "Formierung": 
Aufgehen in der Gruppe 

Ein Teil der zu Rechtsextremismus und Ge­

walt neigenden Jugendlichen scheint sich 

den An- bzw. Überforderungen von Indivi­

duation unter Individualisierungsbedingun­

gen dadurch zu entziehen, daß die Entwick­

lungsfolie "eigenständige Identität" gewis­

sermaßen verkleinert wird. Diese Jugendli­

chen geben ein Stück ihrer potentiellen Iden­

tität an ein Übergeordnetes ab- die (subkul­

turelle) Gruppe, Gang, Clique. Sie suchen 

nach dem Konzept einer "Formierung" der 

Individualität entlang den Zielen und Werten 

der Gruppe. Diese können sich um unter­

schiedliche Kristallisationskerne bilden. 

Gemeinsam ist die Absicherung der eigenen, 

in der Gruppe aufgehenden Individualität 

durch eine Grenzziehung nach außen. Dem 

liegt das Grundmuster der Aufteilung der 



Welt in "Wir" und "die anderen" zugrunde, 

wobei "die anderen" im Sinne einer Ideolo­

gie der Ungleichheit abqualifiziert werden. 

Eher seltener baut darauf ein dezidiert rechts­

extremes Gedankengebäude und eine ihm 

entsprechende straffe Organisation auf. Weit 

häufiger treffen sich solche Jugendliche, die 

sich diffus benachteiligt fühlen und eine un­

klare Konkurrenzangst verspüren, sich selbst 

also als potentielle oder wirkliche Opfer ein­

schätzen, in losen Zusammenschlüssen. Die 

Legitimation durch die Gruppenziele - die 

rechtsextremistischer, aber auch männer­

bündlerischer 7 Art sein können - erlaubt 

dann immer stärkere Mittel bis hin zur Ge­

walt, wenn mit Hilfe "regressiver Gewalt" 

"Feinden" die Abgrenzung verdeutlicht, 

Konflikte mittels "instrumenteller" Gewalt 

gelöst oder medienwirksame Aufmerksam­

keit errungen werden sollen. 

Dabei entfällt Reflexion, die "denkende Zu­

wendung", die "Verbindlichkeiten mit dem 

Gegenüber eingeht": "Nur ein denkfaules 

Verhältnis zu den Lebensumständen erlaubt 

es, die Belange des Gegenübers zu ignorie­

ren und die eigenen zu verabsolutieren". 8 

Das Konzept "entgrenzte 
Subjektivität": 
Hauptsache keine Langeweile 

Ein anderer Teil von Jugendlichen verzichtet 

auf jede ideologische Überhöhung des eige­

nen Tuns. Sie agieren "Gewalt pur" aus, fin­

den sich in der Gruppe lose zusammen, um 

das diffuse Bedürfnis "etwas erleben zu wol­

len" gemeinsam in die Tat umzusetzen. 

"Spaß" und "action" sind hier die Kristallisa­

tionspunkte in einem Prozeß, der sich der 

entgrenzten Subjektivität verschrieben hat. 

Im Mittelpunkt steht die eigene Person, die 

nach immer neuen Kicks verlangt. Gewalt 

wird hier attraktiv als Steigerung des Selbst­

erlebens, als "Unterhaltung", als Möglich­

keit, die eigene Körperlichkeit zu erleben, 

Macht zu erfahren: "Gewalt ist geil", ver-

schafft Rauscherlebnisse, verspricht das Ent­

kommen aus der gähnenden Langeweile, die 

nach E. FROMM "chronisch geworden, eine 

der Wurzeln der bösartigen Aggression ist". 

Verhängnisvoll ist dieser - eigentlich eben­

falls altersgemäße - Erlebnishunger, da er 

auf eine Gesellschaft trifft, die bereits als 

"Ego- und Erlebnis-Gesellschaft" charakteri­

siert wird und die für den Lebensgenuß über­

wiegend konsumptive Lösungen anbietet, 

durch das Entfallen des "Genusses aus der 

Mühe" jedoch gerade der Langeweile Vor­

schub leistet. Weltbegegnungen finden zu­

nehmend "aus zweiter Hand" statt, ein reali­

stischer Wirklichkeitsbezug stellt sich immer 

schwerer her, die Trennschärfe zwischen 

"realer" und fiktiver, medial erzeugter Reali­

tät verschwimmt. 

Es ist oft erschreckend, wie wenig Empathie 

und Mitgefühl jugendliche Täter ihren Op­

fern gegenüber zum Ausdruck bringen kön­

nen - und dies, obwohl biographische Unter­

suchungsansätze zeigen, daß "hinter der Bru­

talität, die sie nach außen zeigen, sich sehr 

sensible Menschen verbergen". 9 

Diese jedoch sind offenbar nicht mehr in der 

Lage, die für sich selbst reklamierte Sensibi­

lität und soziale Aufmerksamkeit auch ihrem 

Gegenüber zukommen zu lassen. Wie in ei­

nem Vergrößerungsglas sehen sie ihre Sub­

jektivität. Das soziale Umfeld - auch die ei­

gene Gruppe- wird lediglich auf seinen Bei­

trag zur Beförderung oder Hemmung des 

Auslebens dieser Subjektivität hin bewertet. 

Charakteristische Defizite 
beider Konzepte 

So unterschiedlich die beiden, idealtypisch 

charakterisierten Gruppen auch erscheinen 

mögen, so weisen sie doch entscheidende 

Übereinstimmungen auf: 

• In ihrer Realitätswahrnehmung zeigen 

sich Verzerrungen. Neigen die "formierten" 

Jugendlichen zu schematischer Vereinfa­

chung der komplexen Wirklichkeit, so erle­

ben die "entgrenzten" Jugendlichen Realität 

als beliebig und scheinhaft. 

• In beiden Gruppen sind Gefühlsentwick­

lung und Reflexion reduziert. Das eigene 

Handeln wird vom Bewußtsein und gefühls­

mäßigen Erleben seiner Folgen abgekoppelt. 

"Formierte" Jugendliche münzen ihre dump­

fen Benachteiligungsgefühle in gewalttätige 

Härte um, "entgrenzte" Jugendliche suchen 

das rauschhafte Gefühlserlebnis im Gewalt­

akt. 

• Die dialektische Beziehung von Ich und 

Gemeinschaft ist gestört. Lassen "formierte" 

Jugendliche die eigene Individualität teilwei­

se in der Gruppe aufgehen, so dient die 

Gruppe den "entgrenzten" Jugendlichen als 

Steigerungsmöglichkeit und Schutzraum für 

das Austoben der subjektiven Wünsche. Bei­

den gemeinsam ist die Ummünzung eigener 

Ängste und Unzulänglichkeiten in instru­

mentelle Objekt- statt echter sozialer Bezie­

hungen. 

• Bei beiden Gruppen ist das Vertrauen in 

die eigene Entwicklungsfähigkeit und Per­

spektivbildung beeinträchtigt. Im ersten 

Fall wird regressiv der Halt bei anderen ge­

sucht, im zweiten Fall zerfallt persönliche 

Entwicklung in eine willkürliche Abfolge 

von "Erlebnissen" ohne entwickelnden Er­

fahrungswert. 

Berufsausbildung als ein 
"Mittel" gegen Gewalt 

Hier präventiv und kurativ wirksam zu wer­

den, ist ein anspruchsvolles pädagogisches 

Programm. Im folgenden wollen wir begrün­

den, weshalb unserer Ansicht nach gerade 

die Berufsausbildung eine besondere Ver­

pflichtung, aber auch besondere Chancen 

hat, Lernfelder für rechtsextremistisch einge­

stellte und gewaltbereite Jugendliche zur Ver­

fügung zu stellen. Die Tatsache, daß diese Ju­

gendlichen ganz überwiegend in Ausbil­

dungsverhältnissen stehen oder als Fachar-
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beiter beschäftigt sind, ist bereits ein deutli­

cher Hinweis. Sie zeigt einerseits, daß die 

Bildungsinstanzen des Dualen Systems bis­

her offenbar noch nicht in ausreichendem 

Maße solche Felder zur Verfügung stellen. 

Sie zeigt aber andererseits auch, daß hier die 

besondere Verantwortung besteht, sich dieser 

pädagogischen Herausforderung zu stellen. 

Die ausbildenden Betriebe und die Berufs­

schulen sind zum einen die formalen Instan­

zen, in denen die Jugendlichen erreichbar 

sind. Darüber hinaus jedoch liegt die große 

Chance der Berufsausbildung darin, daß sie­

anders als etwa sozialpädagogische Maßnah­

men -nicht direkt auf die Ausbildung ande­

rer, sozialverträglicherer und dem Individu­

um nützlicherer Bewältigungsstrategien zie­

len muß, sondern gewissermaßen homöopa­

thisch vorgeht ("Gleiches mit Gleichem be­

handeln"): In der Hinführung auf eine beruf­

liche Tätigkeit sind die Auszubildenden mit 

einer Analogie der Anforderungen konfron­

tiert, denen sie sich auch in bezugauf ihre ei­

gene Lebensgestaltung gegenübersehen. Be­

rufliche Tätigkeit verlangt heute ebenfalls die 

Abkehr vom bloßen Handeln entlang vorge­

gebener Normen. Gefordert ist die situative 

Bewältigung von Aufgaben auf der Grundla­

ge persönlicher Handlungsfähigkeit, die 

sachgemäßes, nicht willkürliches Vorgehen 

ebenso einschließt wie eigenständige Urteils­

fähigkeit u. v. m. 

Allerdings ist klar zu sehen, daß "eine Arbeit 

haben" allein bei weitem nicht ausreicht, da­

mit Jugendliche die Fähigkeiten entwickeln 

können, die sie heute zur Ausbildung einer 

eigenständigen Identität benötigen. HEITMEYER 

weist darauf hin, daß "eine Konstellation von 

sicherer, kontinuierlicher und qualifizierender 

Arbeitsbiographie mit realisierbaren Ent­

wicklungschancen von solchen Arbeitsorien­

tierungen, in denen die Sinnhaftigkeit von 

Tätigkeiten, Bestätigung eigener Kompetenz, 

Erfahrung gesellschaftlichen Gebraucht­

werdens sowie soziale und kommunikative 

Akzeptanz enthalten sind" 10, notwendig ist. 

Dies aber betrifft die Frage der Gestaltung 

von Arbeitsverhältnissen und insbesondere 

die Frage der Gestaltung von Berufsausbil­

dung, da die arbeitsbezogenen Lernprozesse 

immer auch persönlichkeitsbezogene Lern­

prozesse sind. Dem gesellschaftlichen Faktor 

"Qualifikation" läuft immer der individuelle 

Faktor "Bildung von Subjektivität" (B. BucK) 

parallel. 

In diesem Sinne muß Berufsausbildung ne­

ben der Fachbildung auch als "allgemein­

menschlich" qualifizierende Maßnahme be­

trachtet werden, die eine umfassende Persön­

lichkeitsbildung, d. h. die Begleitung des per­

sönlichen Reifungsprozesses von jugendli­

chen Auszubildenden als ihre Aufgabe 

sieht. 11 

Einlösbar wird eine ,,Ausbildung gegen Ge­

walt und Rechtsextremismus" allerdings erst 

dann, wenn sich genauer nachweisen läßt, 

welche Leistungen und Entwicklungshilfen 

für die genannten vier Problembereiche die 

Instanzen des Dualen Systems erbringen 

können. 

Es ist abzusehen, daß dazu Veränderungen 

des Systems der Berufsausbildung nötig 

sind: neue inhaltliche Schwerpunktsetzungen 

sind ebenso gefragt wie der Einsatz neuer, 

persönlichkeitsfördernder Ausbildungs- und 

Lernmethoden. Strukturelle Veränderungen 

wie etwa die Ablösung von Benotungs­

durch Auswertungssysteme, eine besser ver­

netzte Zusammenarbeit zwischen Betrieben 

und Schulen, die Abkehr von starrer (schuli­

scher) Fächeraufgliederung zugunsten fä­

cherübergreifenden Unterrichts sowie ent­

sprechende Weiterbildungsmaßnahmen für 

die Ausbildenden scheinen sinnvoll. Daß es 

sich dabei nicht um utopische Forderungen 

handelt, belegen zahlreiche Aktivitäten, die 

bereits im Gange sind, wie etwa etliche Mo­

dellversuche in Betrieben und Schulen. 12 

Die folgende Darstellung will zeigen, welche 

Potentiale bereits in der herkömmlichen Aus­

bildung stecken und "nur" gehoben werden 
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müssen, und welche Weiterentwicklungen 

denkbar erscheinen. 

Möglichkeiten der Verbesserung 
von Realitätswahrnehmung 

1. In der betrieblichen Ausbildung: Ar­

beitserfahrungen in der betrieblichen Ausbil­

dung konfrontieren - insbesondere im ge­

werblich-technischen Bereich - mit sinnlich­

realen Materialien und Bearbeitungsweisen. 

Im Zuge der Bearbeitung erlebt der Auszu­

bildende in dreifacher Weise, daß die Ar­

beitsrealität "wirklich real" ist: 

• Der Umgang mit verschiedenartigen Ma­

terialien erfordert die Wahrnehmung ihrer je 

unterschiedlichen Qualitäten, soll sachge­

recht mit ihnen verfahren werden können. 

Für die "formierten" Jugendlichen liegt hier 

die Chance (und Notwendigkeit) , bloßes 

Schwarz-Weiß-Denken zu verlassen und statt 

dessen abgestuft spezifische Qualitäten wahr­

nehmen zu lernen. Ähnliches gilt für die 

"entgrenzten" Jugendlichen, deren Lernbe­

mühungen sich auf eine differenzierte Aus­

bildung von Sensibilität für diese Abstufun­

gen ("nicht nur das Spektakuläre oder Ober­

flächliche") erstrecken müssen. Hier kann 

die betriebliche Ausbildung durch das geziel­

te Herbeiführen solcher Lerngelegenheiten 

(Entwicklung einer "neuen Materialkunde") 

einen Beitrag zur Realitätsbewußtseinsbil­

dung leisten. 

• Insbesondere die Widerständigkeit von 

Material und Bearbeitungsformen läßt im 

Umgang mit ihnen erkennen: die unter­

schiedlichen Qualitäten verfügen über eine 

immanente Gesetzmäßigkeit, die erkannt 

werden kann und beachtet werden muß. Der 

Umgang kann nicht willkürlich und beliebig 

sein, sondern erfordert die Unterordnung un­

ter eine Sachgesetzlichkeit. "Entgrenzte" Ju­

gendliche können hier die Ernsthaftigkeit 

dieser Tatsache kennenlernen. Sie müssen 

das Bestehen dieser objektiven Gegebenheit 

als unabhängig von ihrer eigenen Lust oder 

Unlust bei der Bearbeitung erkennen. Für 



"formierte" Jugendliche besteht die Chance, 

ihre eigene Urteilsfähigkeit zu entdecken: 

"Ich muß nicht nur glauben, was mir andere 

erzählen, ich kann mir ein eigenes Urteil bil­

den". Die Entwicklung einer ,,Auswertungs­

kultur" kann diese Lernschicht verdeutlichen. 

• Schließlich bleibt im Vollzug von Arbeit 

keine Handlung ohne Folgen. Diese besitzen 

"Wirklichkeitscharakter", sie sind unabhän­

gig von den eigenen Wünschen und Meinun­

gen. Die Folgen falschen Messens etwa zei­

gen sich unmittelbar an einem zu kurzen 

Werkstück. Aber dies gilt auch für den sinn­

lich weitaus schwerer wahrnehmbaren kauf­

männischen Bereich: auch hier werden Feh­

ler zu Tatsachen, mit denen man sich dann 

auseinandersetzen muß (z. B. falsche Bu­

chungen). Hinzu kommt: Jugendliche müs­

sen sich insbesondere bei Fehlern und Pan­

nen damit abfinden, daß sie allein deren Ur­

heber sind - da hilft kein Verstecken in der 

Gruppe. Zugleich erleben sie den Prozeß 

(mit allen damit verbundenen Freuden und 

Leiden) über den Ärger angesichts des Feh­

lers, die Anstrengung zu dessen Überwin­

dung bis zur erfolgreichen Korrektur. Sie er­

leben sich als "Realitätsschaffende". 

2. In der Berufsschule: Die Berufsschule 

kann zu einer gefestigten Realitätswahrneh­

mung in mehrfacher Weise beitragen. 

• Sie kann das betriebliche Erlebnis zur Er­

fahrung verdichten helfen, indem sie die Ein­

zelerlebnisse verstetigt, Stufen der Erkennt­

nis des Allgemeinen aus dem Besonderen er­

möglicht und so vermittelt: eine Einzelheit 

fügt sich zur anderen, ist wirklichkeitsge­

recht, sie "paßt". 

• Darüber hinaus hat sie die Aufgabe, das im 

Betrieb Getane reflektieren zu helfen, und 

zwar so weit, bis die erfahrenen Qualitäten 

als Gesetzmäßigkeiten erkennbar werden. 

Darin stecken zwei Lernchancen für die Ju­

gendlichen: die Wirklichkeit ist prinzipiell 

erkennbar (d. h. "formierte" Jugendliche er­

leben nicht länger ein bloßes Ausgeliefert­

sein), und sie enthält Gesetzmäßigkeiten, 

Prinzipien, Theorien (d. h. "entgrenzte" Ju-

gendliche erleben die Abkehr von der bloßen 

Beliebigkeit und Willkür). 

• Schließlich kann die Berufsschule (zumin­

dest exemplarisch) den einzelnen Arbeits­

platz in seinem Kontext verankern, indem sie 

betriebliche Abläufe und Organisationsfor­

men transparent macht, d. h. Komplexität er­

kennbar und zugleich durchschaubar werden 

läßt ("ich kann mit Komplexität zurechtkom­

men"/"es gibt Zusammenhänge, nicht nur 

Einzeltatsachen"). 

Möglichkeiten der Förderung von 
Gefühlsentwicklung und Reflexion 

1. In der betrieblichen Ausbildung: Arbeit 

und Ausbildung bewirken bei entsprechender 

Gestaltung eine "Rehabilitation" des Gefühls­

organismus, und zwar nicht nur dadurch, daß 

sie das Tun und die Folgen wieder verknüpfen. 

• Der Sinn einer Berufsausbildung besteht 

ja nicht allein im Erwerb fachlicher Qualifi­

kationen, sondern zunächst darin, überhaupt 

"Arbeiten" zu lernen. Damit geht notwendig 

ein innerer Umbildungsprozeß einher, der die 

Integration von Denken, Fühlen und Handeln 

fördert. Arbeitshandeln umfaßt die sachge­

mäße Behandlung der Aufgabe sowie die 

"Selbst-Behandlung". Der Realismus dieses 

Handeins kann den Kleinheitsphantasien der 

"formierten" Jugendlichen die Erfahrung ge­

genüberstellen: "Ich kann eigenständig etwas 

leisten." Den Größenwahnphantasien der 

"entgrenzten" Jugendlichen kann er gerade 

die Erfahrung von Grenzen vermitteln. 

• In offenen Aufgabenstellungen sind meh­

rere Lösungen und Lösungsprozesse mög­

lich, an denen sich Ambivalenz- und Arnbi­

guitätstoleranz schärfen können. Allerdings 

setzt auch dies eine entsprechende Ausbil­

dungsgestaltung voraus, die den Jugendli­

chen Vorschußvertrauen eimäumt, um Er­

folgserlebnisse als Ergebnis eigenen Bemü­

hens, den "Genuß aus der Mühe" erfahrbar 

machen. 

• Diese mehr auf die eigene Person bezoge­

nen Umbildungsprozesse werden ergänzt 

durch die Notwendigkeit, die Fähigkeit der 

Empathie zu entwickeln, indem Auszubil­

denden der Kundenbezug ihrer Arbeit deut­

lich wird. Es geht ja in der Arbeit gerade 

nicht um das, was einem selbst Spaß macht, 

sondern darum, sich in die Bedürfnisse des 

Kunden einzufühlen. 

2. In der Berufsschule: Um auch in der Be­

rufsschule die Verknüpfung von Tun und des­

sen Folgen, die Integration von Denken, Füh­

len und Handeln zum Thema machen zu 

können, ist eine Erweiterung des Lernbe­

griffs notwendig. Ein nur auf die Vermittlung 

fachlicher Inhalte zielender Unterricht kann 

dies nicht leisten. Anerkennt er aber, daß 

Lernprozesse immer persönliche und soziale 

Anteile haben, dann können diese gezielt ge­

staltet werden. Methodisch lösen dies die 

Ansätze des handlungsorientierten Unter­

richts ein. Die Berufsschule kann hier z. B. 

bei der Erarbeitung von Aufgaben in sich 

selbst organisierenden Gruppen in der Aus­

wertung der Arbeit neben der fachlichen 

Ebene besonders den Prozeß der Erarbeitung 

selbst thematisieren: Wie wurde mit unter­

schiedlichen Ansichten und Vorgehensweisen 

in den Gruppen umgegangen, welche Selbst­

Erkenntnisse sind daraus entstanden? etc. 

Außerdem kann der Unterricht vielfältige 

Möglichkeiten des "Probehandelns" zur Ver­

fügung stellen, indem im Rollenspiel ver­

schiedene Blickwinkel eingenommen, in De­

batten argumentativ Standpunkte vertreten 

werden, man sich anderen Argumenten öff­

nen lernt. Nicht zuletzt thematisiert ein sol­

cher Unterricht die persönliche Verantwor­

tung jedes einzelnen für seinen Lernerfolg -

was aber bedingt, daß dieser nicht allein in 

Noten gemessen wird. 

Möglichkeiten, das Verhältnis 
Ich - Gemeinschaft 
in Balance zu bringen 

1. In der betrieblichen Ausbildung: Die 

Orientierung an den Bedürfnissen des Kun-
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den beinhaltet bereits eine Abkehr von rein 

subjektiven Ausrichtungen in der Arbeit. 

Doch bietet die betriebliche Ausbildung noch 

weitaus mehr Chancen einer Entwicklungs­

begleitung von "formierten" und "entgrenz­

ten" Jugendlichen. 

• Die Integration in einem Arbeitsteam, das 

an einem "gemeinsamen Dritten" arbeitet, 

gibt Gelegenheit, die eigene Abhängigkeit 

von den Fähigkeiten der anderen zu erfahren 

und sich in einem Prozeß "dienend" zur Ver­

fügung zu stellen. Ebenso lernen die Auszu­

bildenden, auf eigenen Füßen zu stehen, in­

nerhalb des Teams des eigene Ich gegen den 

Sog der Gruppe aufrechtzuerhalten und die 

ureigenen Stärken zu erleben, die nur dann 

der ganzen Gruppe zugute kommen, wenn 

sich der einzelne nicht in ihr verliert. Es geht 

also um soziale Lernprozesse, die ein Fließ­

gleichgewicht zwischen Sich-Einbringen und 

Sich-Zurücknehmen im Urteils- und Gestal­

tungsprozeß lernbar machen. 

• Mit diesem sozialen Austarieren verbindet 

sich die Notwendigkeit, mit Konflikten um­

gehen zu lernen. Dies bezieht sich auf Kon­

flikte innerhalb des Teams wie auch auf Kon­

flikte mit dem Vorgesetzten. Soll dieser Lern­

prozeß erfolgreich sein, müssen auch die 

Ausbilder in der Lage sein, differenziert zu 

reagieren und Konfliktfälle bearbeiten zu 

helfen, anstau sie per Weisung zu beenden. 

Hier kommen vielfache Effekte einer neu­

gestalteten Berufsausbildung zum Tragen: an 

eigenständige Urteilskraft rückgebundene, 

mit Selbsterziehung einhergehende, den Wert 

des Beitrags aller anerkennende Handlungs­

fähigkeiten erlauben adäquate Bewältigungs­

strategien, die weder Ungleichheitsideologi­

en noch gewaltförmige Reaktionen im Kon­

fliktfall zu Hilfe ziehen müssen. Situations­

und sozialangemessen zu agieren, kann ge­

übt werden. 

2. In der Berufsschule: Wird der Unterricht 

handlungsorientiert gestaltet, bietet er eine 

Fülle sozialer Lernchancen. Die Zusammen­

setzung der Arbeitsgruppen (homogene/he­

terogene Gruppen, Zusammenarbeit von 

Starken und Schwachen) erlaubt den Lehr­

kräften eine gezielte Förderung von defizitär 

ausgebildeten Fähigkeiten, die von der er­

höhten Rücksichtnahme auf andere (z. B. 

Lärm), Entwicklung entsprechender Verein­

barungen bis zur Anerkennung des je einzel­

nen Beitrags zum Gesamtergebnis reicht. 

Auch in der Berufsschule können, analog 

zum Betrieb, Konflikte thematisiert und sozi­

al angemessene Lösungen eingeübt werden. 

Und nicht zuletzt kann die Berufsschule der 

Ort sein, an dem eine umfassende Werte-Dis­

kussion in Gang kommen kann, die das The­

ma "Ich und Gemeinschaft" so aufgreift, daß 

sie nicht im Allgemeinen steckenbleibt, son­

dern zur ganz persönlichen Wertebildung für 

jeden einzelnen beiträgt. 

Möglichkeiten, der eigenen Entwick­
lungsfähigkeit trauen zu lernen 

1. In der betrieblichen Ausbildung: Ver­

trauen in die eigene Entwicklungsfähigkeit 

kann dann ausgebildet werden, wenn die Ju­

gendlichen zunehmend eine selbständige 

Handlungsfähigkeit entwickeln und diese 

auch tatsächlich an sich bemerken können. 

Alle Formen einer persönlichkeitsorientier­

ten Ausbildung - wenn wirklich selbstge­

steuert, entdeckend und kooperativ gelernt 

wird - zielen darauf ab. Sollen diese Formen 

wirksam werden, müssen sie reflexiv ausge­

wertet werden. Eigene Lernfortschritte und 

noch zu schließende Lücken werden so er­

kennbar und können im Dialog zwischen 

Auszubildenden und Ausbildern zu neuen 

Lernvereinbarungen führen - ein Weg, um 

die Eigenverantwortlichkeit für das Lernen 

und zugleich die Gestaltungsfähigkeit dieses 

Prozesses einsichtig zu machen. 

• Besonders geeignet für die Erkenntnis der 

eigenen Entwicklung sind Formen kooperati­

ven Lernens, bei denen etwa Jugendliche des 

dritten Ausbildungsjahres Patenschaften und 

Ausbildungsteile für das erste Lehrjahr über­

nehmen. Dabei lernen nicht nur die Älteren, 

sondern auch die Jüngeren erkennen modell-
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haft, welche Fortschritte in der Ausbildung 

zu erzielen sind. Regelmäßige Rückblickrun­

den für alle Jahrgänge helfen, Entwicklungen 

in das Bewußtsein zu heben. Für die Ausbil­

der bedeutet dies, differenziert wahrzuneh­

men und Feedback geben zu können. 

2. In der Berufsschule: In ähnlicher Weise 

hat die Berufsschule die Möglichkeit, mit 

schrittweise offener werdenden Aufgaben­

stellungen die Selbständigkeit und Gestal­

tungsfähigkeit der Jugendlichen zu fördern. 

Dieser Prozeß muß ebenso von Auswer­

tungsgesprächen und neuen Lernvereinba­

rungen begleitet werden. 

Schlußbemerkung 

Die gesamten Ansätze verweisen darauf, daß 

dem betrieblichen und schulischen Ausbil­

dungspersonal hier eine Schlüsselrolle zu­

kommt. Derzeit wird in einem Modellver­

such erprobt, wie eine entsprechende Qualifi­

zierung dieses Personals erreicht werden 

kann (vgl. den Artikel ,Ausbildung gegen 

Gewalt" - ein Modellversuch). Sollen die in 

der Berufsausbildung liegenden Chancen für 

eine Reduzierung von Gewalt und Rechtsex­

tremismus bei Jugendlichen tatsächlich wirk­

sam werden, muß die Diskussion darüber of­

fensiv vorangetrieben und Umsetzungsfor­

men erprobt werden. Es soll nicht verkannt 

werden, daß das Problem von Gewalt und 

Rechtsextremismus bei Jugendlichen ein ge­

samtgesellschaftliches Problem ist, das auf 

allen Ebenen der Gesellschaft bearbeitet 

werden muß. Doch müssen sich unserer An­

sicht nach gerade alle für die Berufsausbil­

dung Verantwortlichen hier in der Pflicht 

fühlen und die Problematik jenseits von par­

teilichen Interessen ernsthaft angehen. 
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meyer u. a. ihre empirische Untermau erung fanden; 

Vgl. W Heitmeyer u. a.: Gewalt - Schattenseiten der 

Individualisierung bei Jugendlichen aus unterschied­

lichen Milieus, Weinheim und München 1995 
7 Kersten, J.: Männlichkeitsdarstellungen in Jugend­

gangs. In: Gewalt an Schulen, Akademiebericht 

Nr. 241, Dillingen, Comburg /993, S. / 2ff 
8 Kersten, 1.: Männlichkeitsdarstellungen . .. , a. a. 0. 
9 Mehringer, R.: Von der Möglichkeit, f rei und erf üllt 

zu leben. In: Gewaltund Schule, hg. von der Gewerk­

schaft Erziehung und Wissenschaft Bayern. München 

/ 994, s. /9 ff 
10 Heitmeyer, W: Rechtsextremismus Orientierung 

bei Jugendlichen. Weinh eim, Mün chen 1992, S. 235 
11 Vgl. da zu: Brater, M. , Büchele, U. u. a.: Berufsa us­

bildung und Persönlichkeitsentwicklung. Stuttgart 

1988 
12 Vgl. z. B.: "Berufsbildung", Heft 21 1995 

"Ausbildung gegen Gewalt" 
ein Modellversuch 1 

Claudia Munz 

Diplomsoziologin, seit /989 

Mitarbeiterin der Gesell-

schaft für Ausbildungsfor­

schung und Berufsentwick­

lung e. V München tätig 

als Berufspädagogische Be­

gleitung neuer Unterrichts-

gestaltung, Weiterbildung 

von Ausbilderinnen und 

Ausbildern sowie Lehrkräf-

ten. 

Gewaltförmige Orientierungen kon­

zentrieren sich in der Altersgruppe 

der 15-22jährigen. Persönliche Ent­

wicklungsdefizite lassen Jugendliche 

zu gewaltförmigen Bewältigungs­

strategien für schwierig empfundene 

Lebenslagen greifen. Im Osten 

Deutschlands müssen Jugendliche 

mit besonders starken Umbruchs­

erlebnissen fertig werden. Der Mo­

dellversuch will die persönlichkeits­

stabilisierenden Potentiale einer ent­

sprechend gestalteten Ausbildung 

zur Reduzierung der Gewaltneigung 

und zur Förderung alternativer Ver­

haltensweisen nutzen. 

Hintergrund und zentrale 
Annahmen des Modellversuchs 

Im Hintergrund des Modellversuchs steht die 

Situation von Auszubildenden im Osten 

Deutschlands, die nach der Wende mit einer 

drastisch verschlechterten Lehrstellenlage 

sowie den vielfaltigen Umbruchserlebnissen 

durch den Übergang von einem Gesell­

schaftssystem in ein anderes konfrontiert 

sind. Die daraus resultierende tiefe Verunsi­

cherung und Desorientierung führt bei Er­

wachsenen und Jugendlichen häufig zu ag­

gressiven bis offenen gewalttätigen Verhal­

tensweisen, z. T. gepaart mit rechtsextremen 

Ideologien. 

Diese Erscheinungen machen sich auch in 

betrieblichen und außerbetrieblichen Ein­

richtungen sowie Berufsschulen bemerkbar. 
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Empirische Untersuchungen 2 belegen eine 

deutlich erhöhte Gewaltakzeptanz, -billigung 

und -bereitschaft bei den Jugendlichen zwi­

schen 15 und 22 Jahren, die über niedrigere 

Bildungsabschlüsse verfügen und Auszubil­

dende oder junge Facharbeiter sind. 

Der Modellversuch geht der Frage nach, in­

wieweit innerhalb der Berufsausbildung Mög­

lichkeiten gefunden werden können, gewalt­

förmigen Orientierungen entgegenzuwirken. 

Ausgangspunkt ist die zentrale Annahme, 

daß eine entsprechend gestaltete Berufsaus­

bildung persönlichkeitsfördernd und sozial­

integrierend wirkt. Diese könnte zu größerer 

persönlicher Identitätssicherheit der Auszu­

bildenden, zu verbesserter Orientierungs­

fähigkeit in widersprüchlichen und unsiche­

ren Situationen sowie zu Verhaltensweisen 

beitragen, die Konflikte sozial angemessen 

und gewaltfrei lösbar machen. Dem Modell­

versuch geht es inhaltlich darum, dem ge­

schilderten Problem nicht mit sozialpädago­

gischen Spezialangeboten zu begegnen, son­

dern die in der Ausbildung selbst liegenden 

Potentiale zu erschließen. Dabei wird die Be­

rufsausbildung als Lernfeld betrachtet, in 

dem die Jugendlichen mit vergleichbaren 

Anforderungen wie in ihrem übrigen Lebens­

zusammenhang konfrontiert werden: bei­

spielsweise geht es für die Auszubildenden 

im Beruf wie "im Leben" darum, selbständig 

handlungsfähig zu werden, ihren Platz im so­

zialen Umfeld zu finden , die eigene Gestal­

tungsfähigkeit zu entwickeln etc. Allerdings 

bietet der pädagogische Rahmen der Ausbil­

dung die Chance, gezielt entsprechende 

Lerngelegenheiten zu erschließen, an erleb­

ten Erfahrungen und Schwierigkeiten anzu­

knüpfen und zu arbeiten und neue Verarbei­

tungsformen auszubilden. 

Im Zentrum des Modellversuchs steht -

methodisch gesehen - das Lernen an realen 

Arbeitsaufgaben, die für andere von Nutzen 

sind, die möglichst interdisziplinär angelegt, 

thematisch "reizhaltig" und sozial an-

spruchsvoll sein sollen. Es wird versucht, im 

Ausbildungsalltag persönlichkeitsfördernde 

Bildungsprozesse zu verwirklichen, indem 

entdeckendes, selbstgesteuertes und koope­

ratives Lernen betont wird. Über die konti­

nuierliche Auswertung ihrer Erfahrungen 

werden die Jugendlichen angeleitet, ihr eige­

nes Tun zu beobachten und sich bewußt­

zumachen, differenziertere Wahrnehmungs­

und Sprachfähigkeiten zu entwickeln und 

eigene Erfahrungen in fachlichen Gesetz­

mäßigkeiten, sinnhaften Regeln und notwen­

digen Lernschritten zu verallgemeinern. Dies 

betrifft auch die bewußte Reflexion von Kon­

flikten, deren Ursachen und Möglichkeiten 

ihrer Lösung. Zusätzlich werden projektbe­

zogene Maßnahmen wie zum Beispiel krea­

tive Übungen zur Wahrnehmungsschulung 

sowie erlebnispädagogische und soziokultu­

relle Aktivitäten zur Schulung des Umgangs 

mit fremden Situationen als methodische Er­

gänzung einbezogen. 

Alle diese Ansätze erfordern, daß das Ausbil­

dungspersonal sie in der täglichen Praxis mit 

den Auszubildenden umsetzen kann. Der ent­

sprechenden Qualifizierung des Personals 

kommt daher eine besondere Bedeutung zu. 

In Seminaren und vor allem mit unterstützen­

der Beratung vor Ort durch die wissenschaft­

liche Begleitung werden neue methodisch­

didaktische Gestaltungen für die einzelnen 

Ausbildungsgänge gesucht, schon erprobte 

Maßnahmen ausgewertet und Strategien für 

den Umgang mit aktuellen Fragen aus dem 

Problemkreis "gewaltförmiges Verhalten der 

Auszubildenden" entwickelt. 

Ebenso werden neue ausbildungsübergrei­

fende Kooperationsformen installiert (drei 

sog. Regionalgruppen sowie eine Koordinati­

onsgruppe), um den Erfahrungsaustausch 

zwischen den örtlich getrennten Ausbilderin­

nen und Ausbildern sowie den begleitenden 

Diensten zu sichern. Der Modellversuch ver­

steht sich sowohl als Ausbilderqualifizie­

rungs- wie als Organisationsentwicklungs­

maßnahme. 
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Modellversuchsträger 
und Beteiligte 

Träger des Modellversuchs ist das Grone­

Bildungszentrum Thüringen in Weimar in 

Zusammenarbeit mit dem Bundesinstitut für 

Berufsbildung Berlin (fachliche Betreuung) 

sowie der Gesellschaft für Ausbildungsfor­

schung und Berufsentwicklung e. V. Mün­

chen (wissenschaftliche Begleitung und Be­

ratung). In dem außerbetrieblichen Ausbil­

dungszentrum wird an drei verschiedenen 

Standorten innerhalb der Stadt in fünf ge­

werblich-technischen (Tischler, Trockenbau­

er, Zentralheizungs- /Lüftungsbauer, Werk­

zeugmechaniker, Geräte- und Feinwerktech­

niker) sowie in fünf kaufmännischen (Büro-, 

Industrie-, Speditions- und Werbekaufleute, 

Kaufleute für Bürokommunikation) und 

zwei Dienstleistungsberufen (Floristen, 

Schauwerbegestalter) ausgebildet. 

Zu Beginn des Modellversuchs ( l. 1. 1994) 

waren 45 Auszubildende einbezogen, die 

über § 40c 2 AFG gefördert wurden, d. h. die 

entweder aufgrund persönlicher Defizite 

(Lernbeeinträchtigungen, Entwicklungsdefi­

zite, Verhaltensauffälligkeiten) oder durch ih­

re sozialen Rahmenbedingungen benachtei­

ligt sind. Rund 70 weitere Auszubildende, 

die aufgrund der wirtschaftlichen Situation 

keinen betrieblichen Ausbildungsplatz finden 

konnten, kamen über Sonderprogramme der 

Bundesanstalt für Arbeit in die außerbetrieb­

liche Einrichtung (sog. Marktbenachteiligte). 

In den Modellversuch sind ca. 20 hauptamtli­

che Ausbilderinnen und Ausbilder sowie drei 

Sozialpädagoginnen und zwei Stützlehrer 

einbezogen, die zusätzlich noch Umschüler 

betreuen. 

Bisherige Aktivitäten 
im Modellversuch 

Um die konkreten Verhältnisse und Problem­

lagen vor Ort genauer zu erfassen, wurden zu 



Beginn des Modellversuchs zunächst alle 

Ausbilderinnen und Ausbilder sowie Sozial­

pädagoginnen und Stützlehrer und ebenso 

die Auszubildenden in z. T. mehrstündigen 

Einzel- und Gruppengesprächen danach ge­

fragt, wie sie den Ausbildungsalltag erleben, 

welche Schwierigkeiten und Problemlagen 

sie sehen, welche beruflichen und persönli­

chen Fragen sie beschäftigen, welche Erfah­

rungen mit und Einstellungen zu den The­

menbereichen ,,Arbeit" und "Gewalt" vorlie­

gen und welche Wünsche an eine Umgestal­

tung der Ausbildungspraxis bestehen. In ei­

nem einwöchigen Seminar wurden dann die 

Befragungsergebnisse mit dem Ausbildungs­

personal ausgewertet und diskutiert und in 

die Planung von Maßnahmen einbezogen. 

Überraschend war für die pädagogischen 

Fachkräfte des Modellversuchs, daß sich die 

Einschätzungen der Auszubildenden häufig 

mit ihren eigenen deckten. 

Die wesentlichen Punkte, die aufgegriffen 

wurden und im ersten Modellversuchsjahr zu 

konkreten Maßnahmen führten, sind: 

Gewalt - Erfahrungen und 
Einstellungen 

Ausnahmslos alle Auszubildenden berichte­

ten über Erfahrungen mit Gewalt - sowohl 

mit autoritärer Machtausübung wie mit 

strukturellen Zwängen. Vor allem aber gibt es 

zahlreiche- erlittene und aktiv vorgenomme­

ne - Handlungen, die die Jugendlichen als 

Gewalt erleben, wie Schlägereien zwischen 

Gruppen, Drohungen, Hänseleien und Belei­

digungen. Besonders auffällig ist, daß die 

Auszubildenden verbale Attacken an erster 

Stelle nennen, wenn man sie danach befragt, 

was für sie "Gewalt" ist. An zweiter Stelle 

nennen sie "seelische" Gewalt, und erst an 

dritter Stelle direkte körperliche Auseinan­

dersetzungen. Ihre Reaktionen auf Gewalter­

fahrungen beschreiben sie als Angst, Unsi­

cherheit und Hilflosigkeit. Sie fühlen sich 

"verlassen", "innerlich einsam", erleben ihre 

GebrochenheiL Selbst dann, wenn sie selbst 

gewalttätig handeln, empfinden sie dies als 

Reaktion, als Gegenwehr gegen das, was sie 

als Angriff erleben, und dies sind zumeist 

verbale geringschätzige Äußerungen. Insge­

samt sehen die Auszubildenden Gewalt als 

"sinnlos" an, zugleich fühlen sie sich oft "ge­

zwungen", selbst Gewalt anzuwenden. 

I Jugendliche 
beschreiben ihre Reaktion 

auf Gewalterfahrungen 
als Angst, Unsicherheit 

und Hilflosigkeit 

Das Ausbildungspersonal berichtete, daß an­

fangs im Ausbildungsalltag offene gewalttä­

tige Auseinandersetzungen (Schlägereien) 

ebenso vorkamen wie erhebliche Sachbe­

schädigungen. Auch ist der Umgangston un­

tereinander nach wie vor sehr rauh. Auffällig 

ist, daß sich unter den Auszubildenden rasch 

Gruppen bilden, die sich gegenseitig aus­

grenzen bzw. sich Sündenböcke schaffen. 

Diese "Wagenburgmentalität" erzeugt eine 

gefährliche Dynamik, da anfänglich noch 

scherzhafte Auseinandersetzungen dieser 

Gruppen sich rasch so weit hochschaukeln, 

daß es zu gewaltförrnigen Handlungen 

kommen kann. Ausgangspunkt sind hier zu­

nächst verbale Angriffe, denen die Jugendli­

chen häufig nicht anders zu begegnen wis­

sen, als daß sie Zuflucht zu aggressiven Ver­

haltensweisen nehmen. In der Einschätzung 

des Stellenwerts verbaler Gewalt unterschie­

den sich Ausbildungspersonal und Auszubil­

dende deutlich: während die Ausbilder den 

rauhen Umgangston der Jugendlichen zwar 

selbst als störend, in bezug auf die Jugendli­

chen aber als alters- bzw. zeitgemäße Äuße­

rungsform betrachtet hatten, zeigten diese 

sich davon besonders stark angegriffen und 

verletzt - ungeachtet der Tatsache, daß sie 

selbst oft einen rauhen Ton anschlagen. 

Die Zusammenschau der Auswertungsergeb­

nisse führte im Seminar zu Überlegungen, 

welche Leitlinien innerhalb der Einrichtung 

beachtet werden sollten, um die ausbildungs­

methodischen Maßnahmen in eine entspre­

chende soziale Kultur einzubetten. Das Aus­

bildungspersonal vereinbarte dazu Leitlinien, 

die in der Ausbildungspraxis umgesetzt wer­

den sollen, wie z. B.: "Die Ausbilder bemü­

hen sich, die Auszubildenden mit ihrem ge­

samten Hintergrund wahrzunehmen und die 

soziale Verständigung in den Gruppen zu för­

dern." "Besonderer Wert soll auf die Integri­

tät der Person gelegt werden." "Ein bewußter 

Umgang mit Konflikten soll entwickelt wer­

den." 

Diese Umsetzung wird seither in vielfältigen 

Formen unternommen, sei es, daß mit einzel­

nen Ausbildungsgruppen gezielt an aktuellen 

Konflikten gearbeitet wird, sei es, daß ver­

sucht wird, Regeln für den Umgang mitein­

ander zu installieren, sei es, daß es gelingt, 

eine unmittelbar bevorstehende körperliche 

Auseinandersetzung zwischen einigen Ju­

gendlichen dadurch abzuwenden, daß künst­

lerische Übungen (hier: Plastizierübung) ein­

gesetzt werden. Ein weiteres Seminar wird 

die Diagnose- und Handlungsmöglichkeiten 

der Ausbildenden im Bereich von Kommuni­

kation und Konfliktbehandlung vertiefen. 

Persönliche Problemlagen 
der Auszubildenden 

Wie die Befragungsergebnisse zeigten, bil­

den persönliche Problernlagen und Überfor­

derungsgefühle den Hintergrund für die man­

gelnde Fähigkeit der Auszubildenden, andere 

als aggressive Verarbeitungsformen für kon­

flikthafte Situationen zu finden. Nach den 

Aussagen des Ausbildungspersonals wirkte 

sich der rasant verlaufende Prozeß der gesell­

schaftlichen Individualisierung, den die Aus­

zubildenden miterleben, in Entmutigungsge­

fühlen und Orientierungslosigkeit aus. Die 

Jugendlichen wurden beschrieben als "eher 
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passiv, entwickeln wenig Eigeninitiative", 

"neigen zur raschen Ermüdung und Resigna­

tion" und zeigen Schwächen in ihrer Motiva­

tion und Disziplin. Die Jugendlichen selbst 

erleben, wie in der Eingangsbefragung deut­

lich wurde, ebenfalls Lethargie und Ängste, 

die sich bis zur Panik steigern können, Orien­

tierungslosigkeit und "seelischen Streß". Da­

bei haben sie eine hohe Erwartung an die Ar­

beit: neben der Möglichkeit, Geld zu verdie­

nen und nicht "auf der Straße zu sitzen" wol­

len sie "etwas Sinnvolles schaffen", wollen 

"Verantwortung tragen" und "gebraucht, ge­

fordert und respektiert werden." 

Aus diesen Ergebnissen ergab sich die Frage, 

in welcher Weise die Ausbildenden dazu bei­

tragen können, daß die Jugendlichen mehr 

Engagement und Selbstbewußtsein entwik­

keln können. Neben dem Ziel einer Umge­

staltung der Ausbildungsmethoden kam es 

den Ausbilderinnen und Ausbildern darauf 

an, den Auszubildenden "soziale Geborgen­

heit durch eine angestrebte Einheit von Ar­

beits- und Lebenswelt zu vermitteln" und sie 

"an Entscheidungsprozessen zu beteiligen". 

Dies führte zur zentralen Zielsetzung des 

Modellversuchs, der eine umfassende Per­

sönlichkeitsbildung und -Stabilisierung durch 

das Erschließen der dazu in der Ausbildung 

selbst liegenden Potentiale anstrebt. 

Persönlichkeitsförderung 
durch Lernen an 
realen Arbeitsaufträgen 

In der Eingangsbefragung beklagten insbe­

sondere diejenigen Ausbilderinnen und Aus­

bilder, die bereits vor der Wende im Osten 

ausgebildet hatten - ein kleiner Teil des Aus­

bildungspersonals kommt aus dem Westen -

den Wegfall realer Aufträge in der Berufsaus­

bildung nach der Wende. Nach ihrer Erfah­

rung war durch die frühere DDR-Praxis, an 

Aufgaben mit praktischem Gebrauchswert 

auszubilden, eine weitaus bessere Motivation 

der Auszubildenden gegeben. Hier trafen sie 

sich mit den Aussagen der befragten Jugend­

lichen. Diese forderten, weniger Übungsstük­

ke zu machen und statt dessen "mehr Zeit­

und Qualitätsdruck" zu erfahren, ebenso eine 

bessere Verknüpfung von Theorie und Praxis. 

Aus dieser Erkenntnis entstand der Beschluß 

der Seminarteilnehmer, "die Ausbildung pra­

xisorientiert zu gestalten und dazu reale Auf­

träge zu suchen und zu nutzen", wie es in den 

vereinbarten Leitlinien heißt. Ebenso soll 

"die Selbstverantwortlichkeit der Auszubil­

denden durch angemessene Forderungen ge­

fördert werden. Dabei werden Fehler akzep­

tiert, ausgewertet und als Lernchance 

genutzt". 

Im bisherigen Zeitraum des Modellversuchs 

konnten zahlreiche Arbeiten, die die Einrich­

tung selbst benötigte, von den Auszubilden­

den ausgeführt werden. Obwohl dies für Trä­

ger der außerbetrieblichen Ausbildung 

schwierig ist, konnten auch mehrere Real­

projekte gefunden und mit den Auszubilden­

den durchgeführt werden. So erledigten aus­

zubildende Trockenbauer und Zentralhei­

zungs-/Lüftungsbauer den Innenausbau des 

Büros für einen Streetworker, der im Rah­

men des ,,Aktionsprogramms gegen Aggres­

sion und Gewalt (AGAG)" tätig ist; die alte 

Heizung im gesamten Gebäude eines ge­

meinnützigen Vereins wurde ausgebaut, die 

Schauwerbegestalter konnten zahlreiche 

Schaufenster in Läden in der Stadt dekorie­

ren. Derzeit laufen Verhandlungen mit der 

Kommune, um weitere, nach Möglichkeit 

umfangreichere Projekte zu erschließen, bei 

denen die Auszubildenden bereits in der Pla­

nungsphase mit einbezogen werden, um sich 

mit den sozialen Bedürfnissen bzw. Notlagen 

anderer befassen zu können. Auch bei der 

Gestaltung der Ausbildung innerhalb der 

Einrichtung wird ein möglichst umfassender 

Realbezug angestrebt. So wurden während 

mehrerer Projektwochen in der Tischlerei Se­

rienprodukte (Hocker) wie auch Einzelstücke 
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mit hohem Gestaltungsanteil gebaut, wobei 

der Erarbeitungsprozeß regelmäßig ausge­

wertet wurde. Die Auszubildenden im kauf­

männischen Bereich arbeiten nicht nur in der 

dort angesiedelten Übungsfmna, sondern tur­

nusmäßig auch in der Verwaltung des Grone­

Bildungszentrums mit. Die Zentralheizungs-I 

Lüftungsbauer übten kundenorientiertes 

fachliches Vorgehen, indem sie jeweils mit 

einem Partner dessen Kundenwünsche für 

ein in Ton gebautes Modell erfragten und die 

Installation nach dessen Vorstellungen im 

Modell umsetzten. 

Entscheidend ist bei diesen Vorgehenswei­

sen, daß die Auszubildenden so selbständig 

wie möglich ihre Arbeit sowie die Arbeitstei­

lung mit ihren Kolleginnen und Kollegen pla­

nen und durchführen, indem sie selbstgesteu­

ert, entdeckend und kooperativ arbeiten. Ein 

wichtiger Gesichtspunkt ist dabei die Orien­

tierung an den Vorstellungen des - realen 

oder potentiellen - Kunden, um daran Ein­

fühlungsvermögen und soziales Verantwor­

tungsgefühl zu schulen. 

Ausblick 

Die mit dem Modellversuch angestrebten 

Ziele werden noch nicht immer zufrieden­

stellend erreicht. Zwar haben sich die offe­

nen gewalttätigen Verhaltensweisen bei den 

Jugendlichen in der Einrichtung während der 

Modellversuchszeit deutlich verringert. Doch 

zeigen die Gespräche, die von der wissen­

schaftlichen Begleitung kontinuierlich mit 

den Auszubildenden geführt werden, daß Ge­

waltakzeptanz, -billigung und -bereitschaft 

insgesamt noch vorhanden sind; deren direk­

te Äußerungsformen verlagern sich nun in 

den Freizeitbereich. Generell wird Gewalt als 

"normal" angesehen, es herrscht - nach den 

Gesprächseindrücken - die Auffassung vor, 

ganz ohne Gewalt geht es nicht. Ebenso gibt 

es nach wie vor Schwierigkeiten in bezug auf 

Motivationsschwächen, mangelndes Durch­

haltevermögen sowie auf die Einhaltung von 



Regeln und Normen, die innerhalb der Ein­

richtung gültig sind. 

Aus dieser Erkenntnis wird ein weiteres Se­

minar für das Ausbildungspersonal differen­

zierte methodische Gestaltungsmöglichkei­

ten entwickeln, die sich daran orientieren, 

durch noch stärker individualisierte Aufga­

benstellungen für die einzelnen Jugendlichen 

und für den Umgang der Gruppen miteinan­

der adäquate Förder- und Bewältigungsstra­

tegien zur Verfügung zu stellen (vgl. Beitrag 

Seite 3). 

Ein umfangreicher psychologischer Test zu 

gewaltbezogenen Einstellungen und Verhal­

tensweisen sowie zum persönlichen Selbst­

konzept der Auszubildenden wird derzeit 

ausgewertet; er soll am Ende des Modellver­

suchs wiederholt werden, um herauszufin­

den, inwieweit die ergriffenen Maßnahmen 

geeignet sind, gewaltförmigen Orientierun­

gen bei den Jugendlichen zu begegnen. Auf 

der Basis der Ergebnisse des ersten Tests 

wird ein Trainingsseminar für die Auszubil­

denden durchgeführt werden, bei dem gezielt 

an den individuellen Problemlagen gearbeitet 

wird. 

Anmer kungen: 

1 Ein erstes Faltblatt zu diesem Modellversuch ist zu 

beziehen über die Gesellschaft für Ausbildungsfor­

schung und Berufsentwicklung e. V. , Bodenseestr. 5, 

8124 1 München, sowie das Grone-Bildungszentrum, 

Kromsdorfer Str. 9, 99427 Weimar, Frau Dr. Malarski. 
2 Willems, H.: Gewalt und Fremdenfeindlichkeit; in: 

Otto, H.-U. , Merten, R.: Rechtsradikale Gewalt im 

vereinigten Deutschland, Opladen 1993. Vgl. Heit­

meyer, W u. a.: Gewalt - Schattenseiten der Indivi­

dualisierung bei Jugendlichen aus unterschiedlichen 

Milieus, Weinheim, München 1995 

Ausländerfeindlichkeit 
aus der Sicht von Jugendlichen 
ausländischer Herkunft 

Mona Granato 

Sozialwissenschaftlerin, 

M. A. in Politikwissen-

schaft, Volkswirtschaft und 

Islamwissenschaft, ist Lei­

terin des Forschungsprojek­

tes " Jugend und Berufs­

ausbildung in Deutsch­

land" und wissenschaft liche 

Mitarbeiterin in der Abtei-

lung 1.1 "Sozialwissen­

schaftliche Grundlagen der 

Berufsbildung" im Bundes­

institut für Berufsbildung, 

Berlin 

Zu Einstellung und Verhalten von In­

ländern gegenüber "anderen" Mit­

bürgern, seien es Ausländer, Immi­

granten oder andere Gruppen von 

Minderheiten liegen bereits z. T. 

europaweite Forschungsergebnisse 

vor, die auch die Ursachen von wach­

sendem Rassismus analysieren.1 

Dagegen wird seltener thematisiert, 

was die hier lebenden "anderen" 

über die einheimische Bevölkerung 

denken: Darüber, wie sie Ausländer­

feindlichkeit und Rassismus wahr­

nehmen und erleben, liegen kaum 

gesicherte Erkenntnisse vor. Der vor­

liegende Beitrag vollzieht diesen Per­

spektivwechsel und fragt aus der 

Sicht der Betroffenen: Wie nehmen 

sie Ausländerfeindlichkeit und Ras­

sismus wahr? Wie erleben sie Diskri­

minierung? Welche Folgen hat die 

wahrgenommene und erlebte Diskri­

minierung für ihr Leben in Deutsch­

land, insbesondere auf ihre Befind­

lichkeit und ihre Perspektiven? 

Untersuchungsansatz 
und Datenbasis 

Grundlage der folgenden Ergebnisse ist eine 

repräsentative Untersuchung des Bundesin­

stituts für Berufsbildung über die Bildungs­

und Lebenssituation junger Ausländer im Al­

ter von 15 bis 30 Jahren, die 1989 in der Bun­

desrepublik durchgeführt wurde. Die jungen 

Ausländer wurden wahlweise in der Sprache 

des Herkunfts landes und in Deutsch befragt. 
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In die Stichprobe wurden Jugendliche und 

junge Erwachsene aus den sechs Haupther­

kunftsländern einbezogen; dadurch ist es 

möglich, diese Ergebnisse mit einer Untersu­

chung aus dem Jahre 1979 bei jungen Aus­

ländern (15 bis 25 Jahre) der gleichen Natio­

nalität zu vergleichen. 

Ein Teil der Eltern wurde durch eine eigene 

Befragung in die Studie einbezogen, um 

auch ihre Wertehaltungen und ihre Einstel­

lung zu Ausbildung, Beruf und Freizeitge­

staltung ihrer Kinder zu erfahren. 

Schwerpunkte der Befragung waren neben 

dem Bildungsverhalten, der schulischen und 

beruflichen Bildung sowie der beruflichen 

Integration, Fragen der Familien- und Wohn­

situation, der Freizeitgestaltung und Aufent­

haltsorientierung sowie der Befindlichkeit 

junger Menschen ausländischer Herkunft in 

der Bundesrepublik Deutschland. 2 

Insgesamt wurden 3 400 Jugendliche und 

junge Erwachsene mündlich interviewt: 54 

Prozent der Befragten besitzen die türkische, 

20 Prozent die italienische, zehn Prozent die 

griechische bzw. (ehemals) jugoslawische, 

vier Prozent die portugiesische bzw. spani­

sche Staatsangehörigkeit. 

40 Prozent der Jugendlichen und jungen Er­

wachsenen sind in der Bundesrepublik auf­

gewachsen, d. h. spätestens bis zu ihrem drit­

ten Lebensjahr nach Deutschland gekom­

men. Jeder Vierte ist erst als Jugendlicher im 

Alter von über 16 Jahren in die Bundesrepu­

blik eingewandert. Je jünger die Befragten 

sind, desto häufiger sind sie in Deutschland 

aufgewachsen bzw. bereits hier geboren. 

Erfahrung und Wahrnehmung 
von Ausländerfeindlichkeit 

Drei von vier Jugendlichen und jungen Er­

wachsenen ausländischer Herkunft sind der 

Ansicht, daß Teile der deutschen Bevölke-

rung Vorurteile gegenüber Ausländern hätten. 

Dabei gehen 51 Prozent der jungen Men­

schen davon aus, daß ein kleiner Teil, und 

weitere 25 Prozent von ihnen, daß ein großer 

Teil der deutschen Bevölkerung solche Vor­

urteile habe. 3 Unabhängig von Alter und Ge­

schlecht4 unterscheidet sich die Wahrneh­

mung von Ausländerfeindlichkeit deutlich 

nach Nationalität: Jugendliche griechischer 

und türkischer Herkunft nehmen signifikant 

häufiger als andere Befragte eine solche Hal­

tung bei einem kleinen (30 Prozent) bzw. 

großen (53 Prozent) Teil der Deutschen wahr. 

Nur 16 Prozent der Jugendlichen türkischer 

Herkunft vermuten keine solche Einstellung 

bei Deutschen, gegenüber 35 Prozent der 

jungen Italiener, Spanier, Portugiesen sowie 

der Jugendlichen aus dem (ehemaligen) Jugo­

slawien. 

Die Einschätzung der Jugendlichen und jun­

gen Erwachsenen türkischer Herkunft beruht 

auf tatsächlich erlebter Diskriminierung: sie 

berichten signifikant häufiger als Jugendliche 

anderer Herkunft von persönlichen Nach­

teilen und Unannehmlichkeiten aufgrund 

ihrer Nationalität: 50 Prozent von ihnen 

haben bereits eigene Erfahrung mit Diskrimi­

nierung gemacht, bei den Jugendlichen ande­

rer Nationalität sind es nur 30 Prozent der 

Befragten. 5 

Von diskriminierenden Verhaltensweisen 

sind besonders junge Männer türkischer Her­

kunft signifikant häufiger betroffen (56 Pro­

zent), sowohl im Vergleich zu anderenjungen 

Männern (32 Prozent) als auch im Vergleich 

zu jungen Frauen türkischer Herkunft (44 

Prozent). 

Rund 30 Prozent der Befragten, die Diskri­

minierung kennengelernt haben, waren mit 

(allgemeinen) Vorurteilen, weitere 26 Pro­

zent mit Beschimpfungen, rassistischen 

Äußerungen und Verhalten konfrontiert, 

während 26 Prozent der Jugendlichen anläß­

lich der Suche nach einer Arbeitsstelle bzw. 

am Arbeitsplatz oder in der Schule solche 

Verhaltensweisen erlebten. 
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Schüler allgemeinbildender Schulen (32 Pro­

zent) und Berufsfachschüler (39 Prozent) ha­

ben im Vergleich zu anderen Statusgruppen 

etwas seltener persönlich Diskriminierung 

erfahren, dementsprechend halten sie ihre 

deutschen Mitbürger tendenziell seltener für 

ausländerfeindlich. Häufiger berichten Aus­

zubildende von diskriminierenden Erlebnis­

sen (42 Prozent) sowie junge Erwachsene, 

die erwerbstätig sind (45 Prozent). Arbeitslo­

se sehen sich am stärksten von allen Status­

gruppen mit diesen Verhaltensweisen kon­

frontiert (52 Prozent). 

Bei 19 Prozent der Schüler, die persönlich 

Ausländerfeindlichkeit erfahren haben, ge­

schah dies in der Schule, weitere 38 Prozent 

erlebten Beschimpfungen oder ähnliches. 17 

Prozent der Auszubildenden mit diskriminie­

renden Erlebnissen sahen sich bei der Suche 

nach einem Ausbildungsplatz bzw. in der 

Ausbildung damit konfrontiert, weitere 27 

Prozent berichten von diskriminierenden 

Äußerungen und Verhalten. Bei den von Aus­

länderfeindlichkeit persönlich betroffenen 

Berufstätigen war neben der Arbeitssuche die 

Arbeitsstelle der Anlaß (20 Prozent), darüber 

hinaus erlebten 26 Prozent ausländerfeind­

liche Äußerungen; verstärkt gilt dies für Ar­

beitssuchende (Ausländerfeindlichkeit bei 

Arbeitssuche 30 Prozent; ausländerfeind­

liche Äußerungen 27 Prozent). 6 

Obwohl die Jugendlichen mit höherer Bil­

dung 7 persönlich weniger von Diskriminie­

rung betroffen sind, reagieren sie auf dieses 

Thema doch sensibilisiert und sind gegen­

über der deutschen Bevölkerung kritischer. 

So waren 30 Prozent der Abiturienten direkt 

mit Diskriminierung konfrontiert, doch 77 

Prozent von ihnen halten die Deutschen für 

ausländerfeindlich. Demgegenüber haben 

Hauptschulabsolventen und die Schulabgän­

ger ohne deutschen Schulabschluß bereits 

häufiger persönlich Unannehmlichkeiten er­

fahren (55 Prozent), schätzen jedoch die Aus­

länderfeindlichkeit bei Deutschen genauso 

ein wie Abiturienten (80 Prozent). 



Lebenszufriedenheit und 
Ausländerfeindlichkeit 

Die Befindlichkeit gilt als ein wichtiger er­

gänzender Indikator der Lebenslagenfor­

schung, der über objektiv meßbare Faktoren 

hinaus Aussagen über die subjektive Sicht 

und Einschätzung des Probanden über seine 

Lebenslage ermöglicht. Auch die Jugendlichen 

der BIBB-Untersuchung wurden, zur Ergän­

zung der durch die Befragung gewonnen Daten 

zur Bildungs- und Lebenssituation, um eine 

persönliche Einschätzung ihrer Befindlichkeit 

bzw. Lebenszufriedenheit gebeten. 

Das Wohlbefinden nimmt mit dem Erleben 

und der Wahrnehmung von Ausländerfeind­

lichkeit rapide ab. Von allen gemessenen 

Faktoren, die die Befindlichkeit der Jugendli­

chen und jungen Erwachsenen beeinflussen 

können, besteht der stärkste Zusammenhang 

zwischen Befindlichkeit und Diskriminie­

rung. 8 Die Hälfte derjenigen, die angeben, 

sich hier unwohl zu fühlen, sind der Ansicht, 

daß ein großer Teil der Deutschen Vorurteile 

gegenüber Ausländern habe, bei denen, die 

sich hier sehr wohl fühlen, vertreten nur 15 

Prozent diese Ansicht. Insgesamt meinen 90 

Prozent der Befragten, die sich sehr unwohl 

fühlen, ein großer bzw. kleiner Teil ihrer 

deutschen Mitbürger sei ausländerfeindlich. 9 

Die Wahrnehmung dieser Jugendlichen und 

jungen Erwachsenen beruht größtenteils auf 

eigener Erfahrung von Diskriminierung: wer 

sich hier unwohl fühlt, hat meist bereits selbst 

diskriminierende Verhaltensweisen erlebt (77 

Prozent), im Vergleich zu denen, die sich in 

Deutschland sehr wohl fühlen (25 Prozent). 

Neuere regionale Studien bestätigen den Zu­

sammenhang zwischen Diskriminierung und 

Befindlichkeit: eine in Berlin bei Jugendli­

chen türkischer Herkunft durchgeführte Be­

fragung ergab, daß das Wohlbefinden der Ju­

gendlichen seit der Maueröffnung gesunken 

ist: 1985 fühlte sich jeder fünfte Jugendliche 

türkischer Herkunft unwohl in Berlin, 1989 

nur noch jeder zehnte, 1991 fühlte sich aber 

bereits wieder jeder dritte in Berlin lebende 

Jugendliche türkischer Herkunft unwohl. 93 

Prozent gaben auf die Frage nach den Grün­

den Ausländerfeindlichkeit, Ausländerhaß 

und Angst vor Übergriffen an - andere Grün­

de wurden hingegen kaum genannt. 10 

Das Wohlbefinden der Jugendlichen und 

jungen Erwachsenen ausländischer Her­

kunft ist zum Teil erheblich zurückgegan­

gen, denn sie haben seit dem Fall der Mauer 

und der deutschen Wiedervereinigung das 

massive Ansteigen von rassistisch motivierten 

Gewalttaten direkt oder indirekt miterlebt 

Zukunftsorientierung und 
Ausländerfeindlichkeit 

Die Bereitschaft, sich auf Dauer in Deutsch­

land niederzulassen, sinkt beträchtlich bei 

der Wahrnehmung von Diskriminierung und 

Ausländerfeindlichkeit: nur 14 Prozent der 

jungen Erwachsenen, die Deutsche für aus­

länderfeindlich halten, wollen für immer in 

Deutschland bleiben, bei denen, die keine 

solche Einstellung bei Deutschen vermuten, 

sind es 42 Prozent der Befragten. 

Auch zwischen der Lebenszufriedenheit in 

der Bundesrepublik und der Zukunftsorien­

tierung der Jugendlichen besteht ein signifi­

kanter Zusammenhang; er erweist sich von 

allen im Hinblick auf die Zukunftsorientie­

rung analysierten Faktoren als der stärkste 

Zusammenhang 11
: Jeder zweite, der sich hier 

sehr wohl fühlt, plant, sich dauerhaft in der 

Bundesrepublik niederzulassen ( 45 Prozent). 

Die dauerhafte Bleibeorientierung sinkt rapide 

bei steigender Unzufriedenheit mit dem Le­

ben in Deutschland: auf 20 Prozent bei denen, 

die sich hier relativ wohlfühlen, und auf sechs 

Prozent bei denen, die sich unwohl fühlen. 

Obwohl die Mehrheit der Jugendlichen und 

jungen Erwachsenen davon überzeugt ist, 

daß ein (kleiner bzw. großer) Teil der Deut-

sehen ausländerfeindliche Einstellungen ver­

tritt, zeigt eine Mehrheit ein grundsätzliches 

Interesse an der deutschen Staatsbürger­

schaft: 17 Prozent sind bereit, die deutsche 

Staatsbürgerschaft unter Aufgabe ihrer bishe­

rigen anzunehmen, während 43 Prozent eine 

doppelte Staatsbürgerschaft vorziehen. Dis­

kriminierung und Erfahrung von Rassismus 

wirken sich auf die Bereitschaft junger Aus­

länder, die deutsche Staatsbürgerschaft unter 

Aufgabe ihrer eigenen anzunehmen, sehr ne­

gativ aus: wer eine Einbürgerung völlig ab­

lehnt, oder bereit wäre, die deutsche Staats­

bürgerschaft nur unter Beibehaltung seiner 

bisherigen anzunehmen, nimmt erheblich 

häufiger ausländerfeindliche Tendenzen bei 

Deutschen (80 Prozent) wahr und hat selbst 

bereits häufiger Nachteile wegen seiner Na­

tionalität erlebt (45 Prozent), als derjenige, 

der bereit ist, die deutsche Staatsbürgerschaft 

unter Aufgabe seiner bisherigen anzunehmen 

(Wahrnehmung von Ausländerfeindlichkeit: 

58 Prozent; Erfahrung von Diskriminierung: 

27 Prozent). 

Die Gründe für eine dauerhafte Lebensper­

spektive in Deutschland deuten auf eine zu­

nehmende Identifikation der jungen Men­

schen mit der bundesdeutschen Gesellschaft 

hin: jeder zweite, der beabsichtigt, sich hier 

dauerhaft niederzulassen bzw. der die deut­

sche Staatsbürgerschaft annehmen möchte, 

gibt als ersten und wichtigsten Grund an, daß 

er sich als Bürger der Bundesrepublik fühle. 

Es zeigt sich, daß die verschiedenen Aspekte 

der Lebensperspektiven, die in Aufenthalts­

planung und Interesse an der deutschen 

Staatsbürgerschaft ihren Ausdruck finden, 

eng miteinander verknüpft sind: 70 Prozent 

derjenigen, die gerne die deutsche Staatsbür­

gerschaft annehmen wollen, beabsichtigen 

dauerhaft in Deutschland zu bleiben. Als 

noch stärker erweist sich - vergleichbar zur 

Aufenthaltsplanung - der Zusammenhang 

z_wischen Befindlichkeit und Einbürgerung. 

74 Prozent derjenigen, die zur Einbürgerung 

bereit sind (unter Aufgabe der jetzigen 
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Staatsbürgerschaft), fühlen sich in der Bun­

desrepublik sehr wohl: die Jugendlichen, die 

selbst keine Diskriminierung erfahren haben 

und sich vor Maueröffnung und Wiederverei­

nigung in der Bundesrepublik sehr wohl 

fühlten, haben einen sehr deutlichen Willen, 

ihre Zukunftsperspektiven an einem Leben in 

Deutschland zu orientieren; diese Tendenz 

verstärkt sich noch, wenn die Jugendlichen 

Chancen erhalten haben, an schulischer und 

beruflicher Bildung sowie qualifizierter Be­

rufsarbeit zu partizipieren. 12 

Schlußfolgerungen 

Die Lebenszufriedenheit ist der wichtigste 

Faktor für die Orientierung auf ein dauerhaf­

tes Leben in der Bundesrepublik. Es ist zu 

vermuten, daß das Wohlbefinden der Jugend­

lichen und jungen Erwachsenen durch die 

zunehmende persönliche oder indirekte Er­

fahrung von Ausländerfeindlichkeit unter 

Deutschen zum Teil massiv beeinträchtigt 

wird und daß sie deshalb auch ihre Perspekti­

ven neu überdenken müssen. 

Die Ergebnisse der vorliegenden Untersu­

chung zeigen aber auch sehr deutlich, daß 

davon auszugehen ist, daß die große Mehr­

heit der zweiten Generation auf Dauer in 

Deutschland bleiben wird. 13 Da die Eltern 

sich bei ihrer Zukunftsplanung überwiegend 

an den Entscheidungen ihrer Kinder orientie­

ren, werden auch sie weitgehend in der Bun­

desrepublik bleiben. Eine Rückkehr in das 

Herkunftsland der Eltern ist für die meisten 

Jugendlichen keine realistische Perspektive 

mehr: nur noch sechs Prozent im Vergleich 

zu 30 Prozent in der Befragung von 1979 

können sich eine Rückkehr vorstellen. 14 Al­

lerdings ist die dauerhafte Bleibeorientierung 

in diesem Zeitraum bei den Jugendlichen 

kaum angestiegen. Zugenommen hat hinge­

gen bei den Jugendlichen und der Elternge­

neration die Unsicherheit: zwei Drittel der 

Jugendlichen haben keine konkreten Zu­

kunftspläne. Die Ungewißheit ist konstituti­

ves Element ihres Lebens in Deutschland. 

Durch die Zunahme rassistisch motivierter 

Gewalttaten und die Erfahrung von Diskrimi­

nierung, ist davon auszugehen, daß sich die 

Jugendlichen und jungen Erwachsenen noch 

stärker verunsichert fühlen. Eine Rückkehr in 

das Herkunftsland ist für die allermeisten 

Befragten keine Alternative. Verstärkt wird 

durch diese Situation die bereits vorhandene 

Tendenz, das Leben in Deutschland als ein 

Provisorium zu begreifen, das auch weiterhin 

von Unsicherheiten und Unwägbarkeilen ge­

kennzeichnet ist. Was bleibt, ist ein Leben in 

der Bundesrepublik, eine Verlängerung des 

Provisoriums, geprägt von steigender Unsi­

cherheit, eine faktische Einwanderung ohne 

Einwanderungsentscheidung. 15 

Vorurteile gegenüber dem "anderen" oder 

"Fremden" in der deutschen Gesellschaft 

werden von den Betroffenen durchaus wahr­

genommen und haben erhebliche und sehr 

negative Auswirkungen auf ihre Befindlich­

keit und ihre Perspektiventwicklung. Der 

Wunsch von Jugendlichen und jungen Er­

wachsenen, sich hier eine dauerhafte Lebens­

perspektive aufzubauen, scheitert mögli­

cherweise auch an ausländerfeindlichen Ten­

denzen innerhalb der Aufnahmegesellschaft, 

da diese sich zudem restriktiv auf Aufent­

haltsrecht, Kontakte zu deutschen Jugendli­

chen und andere Aspekte sozialer Integration 

auswirken. Soziale und berufliche Integrati­

onsbemühungen junger Menschen ausländi­

scher Herkunft erreichen dann eine Grenze, 

wenn die Aufnahmegesellschaft, in die die 

Integration erfolgen soll , sich ihnen gegen­

über, zunehmend verschließt. Bisher Erreich­

tes, Fortschritte sozialer und letztlich auch 

beruflicher Integration, die sich - im Ver­

gleich zu 1979 - in steigenden Schulab­

schlüssen, verbesserter Partizipation an be­

ruflicher Bildung und stärkerem Zugang an 

qualifizierter Berufsarbeit niederschlagen 16
, 

werden dadurch in Frage gestellt. 

Jugendliche und junge Erwachsene ausländi­

scher Herkunft reagieren wachsam auf die 

wahrgenommene und auf die erfahrene Aus-
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Iänderfeindlichkeit; sie können sich durch 

die zunehmende Erfahrung von Diskriminie­

rung in gesellschaftliche Randpositionen ge­

drängt sehen. Qualitative Untersuchungen 

konnten zwar belegen, daß junge Erwachse­

ne, die die Statuspassage in den Beruf erfolg­

reich gemeistert haben, eigene Strategien 

beim Umgang mit Ausländerfeindlichkeit 

entwickeln 17; doch auch wenn diese Erfah­

rungen für sie keine sofortigen Auswirkun­

gen hatten, so wurde bei den jungen Erwach­

senen ein tiefgreifender Prozeß des Umden­

kens im Hinblick auf ihre Lebenspläne in 

Gang gesetzt. Allerdings ist davon auszuge­

hen- und darauf deuten die Daten der BIBB­

Studie hin - daß Jugendliche an der Sta­

tuspassage bzw. solche, mit Schwierigkeiten 

beim Übergang an der ersten und zweiten 

Schwelle, stärker von ausländerfeindlichen 

Tendenzen betroffen sind. 

Diese Entwicklung kann auch für die Auf­

nahmegesellschaft Deutschland spürbare 

Folgen haben, denn junge Menschen, die 

sich zunehmend marginalisiert fühlen, könn­

ten wie bereits in anderen EU-Ländern ge­

schehen, mit einer Ausweitung und Stärkung 

eigennationaler oder ethnischer Organisatio­

nen reagieren, die offen für die Rechte der 

hier lebenden Einwanderer eintreten. Um zu 

vermeiden, daß junge Erwachsene ausländi­

scher Herkunft aufgrund mangelnder berufli­

cher Chancen, die für sich keinen Weg mehr 

aus der drohenden Marginalisierung sehen, 

sich notfalls auch offen und gewaltsam für 

ihre Interessen einsetzen, wie beispielsweise 

in Frankreich und Großbritannien 18, wären 

ihnen stärker als bisher berufliche und sozia­

le Integrationschancen anzubieten. 
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Vera Meissner 

Diplompädagogin, Mitar­

beiterin in der Abteilung 

1.1 "Sozialwissenschaftli­

ehe Grundlagen der Berufs-

bildung " im Bundesinstitut 

fü r Berufsbildung, Berlin 

Gewaltbereitschaft von 
Jugendlichen in 
den östlichen Bundesländern 

Die Lebenslage und Ausbildungs­

situation von Jugendlichen in den 

neuen Bundesländern ist Gegen­

stand einer umfangreichen Langzeit­

studie des BIBB. Das Projekt fragt da­

nach, wie sich neben der konkreten 

Berufswahl, der Aufnahme einer 
Ausbildung und dem Ausbildungs­

verlauf unter anderem auch die Nor­

men und Wertvorstellungen der Ju­

gendlichen in einer Phase des Um­

bruchs darstellen und entwickeln. ln 

diesem Beitrag wird über ausge­

wählte Ergebnisse des ersten Panels 

von 1993 zu Fragen der Gewaltbe­
reitschaft und zu ausländerfeind­

lichen Einstellungen berichtet. 

Ansatz und ausgewählte 
Ergebnisse der BIBB-Studie 
"Jugend und Berufs­
ausbildung in Deutschland" 

Fn;mdenfeindlichkeit und rechtsradikale 

Gewalttaten haben in Deutschland in den 

letzten Jahren erheblich zugenommen. Bis 

1990 lag die durchschnittliche Anzahl der 

Straftaten jährlich bei ca. 250. 1991 erhöhte 

sie sich auf 2 427. 1992 stiegen die fremden­

feindlichen Gewalttaten sogar auf 6 336 an. 1 

Besonders in den östlichen Bundesländern 

ist eine dramatische Häufung rechtsextremer 

Straftaten zu beobachten gewesen. Es stellt 

sich nun unter anderem die Frage, ob dieser 

Trend in Zukunft anhalten oder sogar weiter­

hin zunehmen wird oder ob eher mit einer 

Abnahme gewaltsamer Eskalationen gerech­

net werden kann. 

Tendenzen lassen sich aufgrund der Daten ei­

ner Erhebung ableiten, die das Bundesinstitut 

für Berufsbildung seit 1993 in den östlichen 

Bundesländern durchführt. Im Rahmen die­

ser repräsentativen Untersuchung werden 

insgesamt 2 000 Jugendliche zu ihrer Ausbil­

dungs- und Lebenssituation befragt. Um 

nicht bei einer Momentaufnahme des ersten 

Ausbildungsjahres stehenzubleiben, werden 

die jungen Menschen - Auszubildende, Un­

versorgte und Schüler - in jährlichen Abstän­

den noch zweimal interviewt. Neben Er­

kenntnissen über die Bildungs- und Ausbil­

dungssituation, ist es ein weiteres Ziel der 

Untersuchung, Aufschluß zu erhalten über 

Normen und Wertvorstellungen Jugendlicher 

in einer Phase gesellschaftlichen Umbruchs. 

Gestartet wurde das Projekt im Ausbildungs­

jahr 1992/93. Ergebnisse der ersten und der 

zweiten Befragungswelle liegen vor. 

Eine Fragestellung des Forschungsprojekts 

ist darauf ausgerichtet, das Ausmaß von Ge­

waltbereitschaft und rechtsextremen Ein­

stellungen bei den Jugendlichen in den öst­

lichen Bundesländern genauer zu erfassen. 

Um näheren Aufschluß über die Wertvorstel­

lungen Jugendlicher vor allem gegenüber 

Staat und Politik zu erhalten, wurden zwei 

Antwortvorgaben innerhalb zweier Fragen 

näher analysiert. Die eine Antwortvorgabe 

lautete, ob die Jugendlichen sich vorstellen 

könnten, selbst an gewaltsamen Aktionen 

teilzunehmen. Bei einem weiteren Statement 

sollten die Befragten der Aussage "Politiker 
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Abbildung 1: Vorstellungen von Jugendlichen über Möglichkeiten, auf Politik Einfluß zu nehmen 

(n = xxxx, Angaben in Prozent) 
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Quelle: Projekt 1.509 .,Jugend und Berufsausbildung in Deutschland", 1. Erhebungswelle, BIBB 
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hören erst zu, wenn Randale gemacht wird" 

zustimmen oder nicht. Es zeigte sich, daß of­

fene Gewaltbereitschaft zunächst mal nur 

bei einem relativ kleinen Teil der befragten 

Jugendlichen anzutreffen ist: drei Prozent 

würden an gewaltsamen Aktionen teilneh­

men, und zehn Prozent würden es vielleicht 

tun. Das heißt insgesamt 13 Prozent der 

Untersuchungspopulation sind den gewaltbe­

reiten Jugendlichen zuzurechnen. 

Anders als in bisherigen Untersuchungen do­

kumentiert, handelt es sich bei den Gewalt­

befürwortern nicht mehr um typische "drop­

outs", sondern eher um Jugendliche mit einer 

"normalen" Lebensbiographie. 2 Trotzdem 

sind einige spezifische Unterschiede zwi­

schen denjenigen, die Gewalt befürworten, 

und denen, die sie ablehnen, festzustellen. Es 

sind fast ausschließlich junge Männer, die zu 

gewaltsamen Aktionen neigen, kaum junge 

Frauen. 3 

Die Gewaltbefürworter sind außerdem weni­

ger familien- eher gruppenbezogen. Sie ent­

ziehen sich tendenziell stärker Normen und 

äußeren Anforderungen, sind weniger ar­

beitsorientiert und stellen vor allem sich 

selbst in den Vordergrund. Fast 60 Prozent 

der Gewaltbefürworter - im Vergleich zu 28 

Prozent der Gewaltgegner - könnten sich ein 

Leben ohne Arbeit vorstellen. Sie würden 

sich dem Privatleben widmen wollen, indem 

der Lebenspartner bzw. die Lebenspartnerin 

für den Unterhalt der Familie sorgt. Sie 

möchten häufiger als andere Macht ausüben 

und sind als ausgesprochen fremdenfeindlich 

zu bezeichnen. 56 Prozent von ihnen fordern 

"Ausländer raus". 61 Prozent möchten, daß 

Deutschland wieder den Deutschen vorbe­

halten bleibt. 

Die ermittelten Zahlen lassen zunächst den 

Eindruck entstehen, als ob Fremdenfeind­

lichkeit und Gewalt Einstellungen einiger 

weniger Jugendlicher wären. Die Betrach­

tung einer weiteren Untersuchungsgruppe 

gibt aber Hinweise darauf, daß eher von einer 
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Abbildung 2: Teilnahmebereitschaft von Jugendlichen an gewaltsamen Aktionen nach Geschlechts­
zugehörigkeit (n = xxxx, Angaben in Prozent) 
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Quelle: Projekt 1.509 "Jugend und Berufsausbildung in Deutschland", 1. Erhebungswel le, BIBB 

Abbildung 3: Einschätzung der Jugendlichen von Politikern 
(n = 2 001, Angaben in Prozent) 

Sind die folgenden Aussagen Ihrer Meinung nach richtig oder falsch? 
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Quelle: Projekt 1.509 "Jugend und Berufsausbildung in Deutschland", 1. Erhebungswelle, BIBB 
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fortgeschrittenen Akzeptanz von Gewalt bei 

den jungen Menschen in den östlichen Bun­

desländern ausgegangen werden muß.4 

Bei dieser (Untersuchungs-)Gruppe handelt 

es sich um Jugendliche, die der Ansicht sind, 

daß "Politiker erst dann zuhören, wenn Ran­

dale gemacht wird". Ein erschreckend hoher 

Anteil der Befragten - nämlich fast 90 Pro­

zent - gibt hiermit einem absoluten Ohn­

machtsgefühl Ausdruck. 

Die Zustimmung zu dieser Aussage ist er­

staunlich hoch, obwohl wie eben dargestellt, 

die meisten Jugendlichen Gewalt expressis 

verbis ablehnen. "Randale machen" dagegen 

findet die Mehrheit der Jugendlichen sinnvoll 

oder mindestens wirkungsvoll. "Randale" ist 

aber im Prinzip nichts anderes als "gewaltsa­

mes Agieren". Es ist zu vermuten, daß die 

Antwortvorgabe von den befragten Jugendli­

chen so aufgefaßt wurde, daß da "jemand an­

deres" randalieren würde aber nicht sie 

selbst. Dinge, die man zunächst nicht selbst 

zu verantworten hat, kann man sicherlich 

leichter gutheißen. Obwohl hier zwischen 

Einstellungs- und Handlungsebene zu unter­

scheiden ist, ist in der Zustimmung zu die­

sem Punkt dennoch eine grundsätzliche Hin­

wendung zu Formen gewalttätiger Auseinan­

dersetzungen zu sehen. 

Ähnlich wie bei der bereits beschriebenen 

Gruppe der gewaltbereiten Jugendlichen, 

sind bei den Jugendlichen, die sich für "Ran­

dale" aussprechen, keine auffälligen Beson­

derheiten hinsichtlich Schulabschlüssen, 

Wohnort oder Familienverhältnissen festzu­

stellen. Junge Frauen und junge Männer ver­

treten hier dieselbe Meinung. Erst die Be­

trachtung von Einstellungsfragen zeigt, daß 

die - "Randalebefürworter" obwohl fast 90 

Prozent von ihnen auf eine entsprechende 

Frage geantwortet haben, daß sie noch nicht 

einmal daran gedacht hätten an gewaltsamen 

Aktionen teilzunehmen - aggressive und 

fremdenfeindliche Einstellungen vertreten. 

Zum Beispiel würden 68 Prozent von ihnen 



ihr Privateigentum mit Gewalt verteidigen. 

Fast ebenso viele meinen, daß ein "starker 

Mann" her müsse, um die anstehenden Pro­

bleme zu lösen. ,,Ausländer raus" fordert 

ein Drittel der "Randalebefürworter". 

Erklärungsansätze zur 
Gewaltbereitschaft 

Zusammenfassend bleibt festzuhalten , daß 

bisher insgesamt nur ein relativ kleiner Teil 

unter den Jugendlichen selbst gewaltbereit 

ist, andererseits dokumentieren die Jugendli­

chen durch ihre Antworten, daß der Begriff 

der Gewalt bereits ein Bestandteil ihres Den­

kens geworden ist: Gewalt wird von vielen 

Jugendlichen toleriert! 

Es ist allerdings wenig nützlich, dabei ste­

henzubleiben, Gewaltbereitschaft J ugendli­

cher zu konstatieren, es einer mißlungenen 

Sozialisation zuzuschreiben oder als ein 

Randgruppenproblem zu behandeln. Es soll­

te vielmehr darum gehen, im Vorfeld Ur­

sachen von Gewaltentstehung zu benennen. 

EssER/DoM!NIKOWSKI sprechen von einer 

"Normalität der Gewaltstruktur". 5 Gewalt 

ist ihrer Meinung nach ein Bestandteil un­

serer Gesellschaft. Gewaltbereitschaft kann 

nur dort entstehen, wo Gewalt bereits erlebt 

wurde. Sie ausschließlich radikalen Gruppie­

rungen zuzuschreiben, lenkt ihrer Meinung 

nach von den eigentlichen Verursachern ab. 

Formen von Gewalt sind in vielen Bereichen 

der Gesellschaft anzutreffen. Angefangen bei 

der Familie, in der nicht selten physische 

oder mindestens psychische Gewalt im Na­

men der Erziehung angewendet wird, über 

die öffentlichen Erziehungsinstanzen wie 

Kindergarten und Schule.6 Neben den Ge­

walttätigkeiten der Schüler untereinander, 

sind Fremdbestimmtheit, fehlende individu­

elle Gestaltungsmöglichkeiten und Konkur­

renzdruck psychisch wirksame Formen von 

Gewalt im Schulalltag. Auch in dem sich an­

schließenden Übergang von der Schule in die 

Berufsausbildung werden durch herrschen-

den Lehrstellenmangel und hierarchisch auf­

gebaute Betriebsstrukturen von den Jugendli­

chen Anpassungsleistungen gefordert, die 

wenig individuelle Freiräume zulassen. Der 

Freizeitbereich entläßt sie in einen unge­

wohnten "Leerraum". Den jungen Leuten 

werden zu wenige unentgeltliche Freizeit­

angebote und Räumlichkeiten geboten, in 

denen sie ihre Freizeit sinnvoll nutzen könn­

ten.7 Die Werbung der Medien tut ihr übri­

ges, indem sie versucht, bei den Jugend­

lichen Wünsche und Bedürfnisse zu wecken, 

die in krassem Widerspruch zu ihrer realen 

Lebenswelt und den damit gegebenen Mög­

lichkeiten ihrer Einlösung stehen. Hier wer­

den nicht selten Bedürfnisse geweckt, die 

sich die Jugendlichen in der Regel nicht 

erfüllen können.8 

In der heutigen von gesellschaftlichen und 

ökonomischen Umbrüchen gekennzeichne­

ten Gesellschaft, werden zudem bislang gel­

tende Werte hinfällig. In der Sozialforschung 

zeigt sich, daß Modernisierungsrisiken wie 

Lehrstellenmangel, Arbeitslosigkeit und Um­

weltzerstörung einhergehen mit Perspektiv­

losigkeit und dem Gefühl der Handlungsun­

fähigkeit für den einzelnen. 

Dennoch bedeutet die Erfahrung von "Ge­

walt" in vielen Lebensbereichen der Jugend­

lichen nicht zwangsläufig, daß auch sie ihrer­

seits gewalttätig handeln werden. Gewalt 

steht als HandlungsmögEchkeit, nicht aber 

als Handlungszwang zur Verfügung. 9 Die 

Anfälligkeit für Gewaltbereitschaft hängt 

maßgeblich von der Kompetenz der betref­

fenden Jugendlichen, mit Problemen und 

Verunsicherungen umzugehen, ab. 

Vorhandenes Selbstwertgefühl und die Ent­

wicklung eines individuellen Lebensent­

wurfs sind ebenfalls Faktoren, die das Entste­

hen von Gewaltbereitschaft verhindern kön-

nen. 

Wie lassen sich nun vor diesem Hintergrund 

die Häufung fremdenfeindlicher Gewalt und 

das hohe Maß an Gewaltbereitschaft bei Ju­

gendlichen in den neuen Bundesländern er­

klären? HEITMEYER spricht davon, daß das 

Aufwachsen Jugendlicher im Sozialismus 

der ehemaligen DDR durch Formierungspro­

zesse und nicht wie in der Bundesrepublik 

durch Individualisierungsprozesse gekenn­

zeichnet war. 10 Danach bestünde "die Lebens­

phase" Jugend vor allem aus Einordnung, 

Unterordnung und Zuteilung, d. h. aus Ent­

scheidungsabnahmen. Autonomiebestrebun­

gen würden nicht gewünscht, Leben und 

Arbeiten in Gruppenzusammenhängen wä­

ren tragende Pfeiler des Sozialismus. Die po­

litische, gesellschaftliche und wirtschaftliche 

Wende brachte, so HEITMEYER, eine Entwer­

tung aller bis dahin im SoziaEsmus geltender 

Werte und Normen. Der "DDR-Identität" 

folgte zunächst ein Vakuum. Gewohnte 

Gruppenzusammenhänge lösten sich auf. 

HEITMEYER bezeichnet die Phase nach der 

Öffnung der Mauer als einen "lndividualisie­

rungsaufprall", der zwar den Jugendlichen 

einerseits neue Chancen eröffne, andererseits 

aber Anpassungsleistungen von ihnen forde­

re, denen sie (noch - d. V.) nicht gerecht wer­

den könnten. Menschen in der ehemaligen 

DDR- so HEITMEYER- haben gelernt, in ein­

fachen Freund-/Feind-Schemata zu denken; 

eine Auseinandersetzung mit dem Faschis­

mus habe nicht stattgefunden. Insofern er­

scheine es naheliegend, daß aufgrund der nun 

offenkundigen Orientierungslosigkeit und 

Verunsicherung, die Suche nach Gewißheiten 

und neuen Gruppenzugehörigkeiteil für viele 

(Jugendliche d._ V.) ein Weg aus dem Di­

lemma zu sein scheine. In der Gruppe werde 

ihnen das Gefühl von Anerkennung, Stärke 

und Macht gegeben. Gemeinsam grenze man 

sich - wie zu Zeiten des Sozialismus - ab, 

um nicht selbst ausgegrenzt zu sein, wobei 

es relativ bedeutungslos sei, gegen wen man 

sich abgrenze. Ganz häufig seien es die 

Schwächsten einer Gesellschaft, weil man 

sich nicht traue, in die andere Richtung zu 

agieren: hierbei handelt es sich vor allem um 

ausländische Mitbürger, Alte und Behin­

derte. 
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Ausblick und Ansätze 
für Gegenmaßnahmen 

90 Prozent aller gegen Ausländer gerichteten 

Gewalttaten werden aus Gruppen heraus ver­

übt. 11 Die Jugendlichen, die von uns befragt 

wurden, sind zum größten Teil nicht im enge­

ren Sinne als gewaltbereit zu bezeichnen, 

dennoch deuten ihre Antworten darauf hin, 

daß sie anfällig dafür sind, ihren Ohnmachts­

gefühlen u. U. auch gewaltsam Ausdruck zu 

verleihen. 

Es wäre deshalb dringend notwenig, präven­

tive Maßnahmen einzuleiten. Hierfür bieten 

sich vor allem drei Bereiche an: der Freizeit­

bereich, der Bereich der Schule und der Aus­

bildungsbereich. Im Freizeitbereich wären 

vor allem die Jugendhilfeeinrichtungen auf­

gerufen, nicht ab-, sondern auszubauen; ihr 

Konzept müßte grundlegend dahingehend 

verändert werden, daß aktive Jugendhilfe be­

trieben wird. Die Bereiche Schule und Aus­

bildung wären deshalb besonders als Lernor­

te für Gewaltprävention geeignet, weil hier 

die meisten Jugendlichen noch erreichbar 

sind. 

Initiativen gibt es hierzu schon von gewerk­

schaftlicher wie von Arbeitgeberseite. Auch 

die wissenschaftliche Forschung hat sich 

z. T. dieses Themas bereits angenommen.12 

Dennoch sollte die Beschäftigung mit der -

wie die Befragungsergebnisse gezeigt haben 

- erschreckend weitverbreiteten (verbalen -

d. V.) Gewaltbereitschaft und Fremdenfeind­

lichkeit verstärkt weiter betrieben werden, 

um diesen Tendenzen entgegenzuwirken. 

In diesem Zusammenhang sollte auch reflek­

tiert werden, wie man zukünftig mit gewalt­

tätigen bzw. gewaltbereiten Jugendlichen 

umgeht. Ob man Gewalt weiterhin als ein 

reines Jugendphänomen betrachten will, oder 

beginnt, es zu enttabuisieren, indem man Ge­

walt als etwas der Gesellschaft Immanentes 

begreift. 
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S. Oliver Lübke 

Referatsleiter für Berufliche 

Bildung beim DGB-Bun-

desvorstand 

Vom Nachbarn lernen- mit 
Berufsbildung gegen Ausländerhaß 
und Rechtsextremismus 

Bei der Bekämpfung von Ausländer­

feindlichkeit und Gewalt ist die Aus­

bildungspraxis in Betrieben und be­

rufsbildenden Schulen wichtiger 

denn je. Die Praxis zeigt, daß in Be­

trieb und Berufsschule viel zur Ver­

ständigung von ausländischen und 

deutschen Jugendlichen getan wer­

den kann. Die Integration ausländi­

scher Jugendlicher in anerkannten 

Ausbildungsberufen ist daher weiter 

zu fördern und zu erleichtern. Die 

nachfolgend dargestellten Beispiele 

gewerkschaftlicher Aktivitäten ge­

gen Ausländerhaß und Rechtsextre­

mismus sind zum Bestandteil der 

täglichen gewerkschaftlichen Arbeit 
geworden. Sie sollen Mut machen, 

weitere Initiativen zu ergreifen und 

in Betrieb und Alltag gleichzeitig 

das europäische Bewußtsein zu 

stärken. 

Herausforderung an 
die Verantwortlichen in der 
beruflichen Bildung 

Haß und Gewalt gegen Ausländer, Juden und 

andere Minderheiten sind in Deutschland in 

den letzten Jahren fast alltäglich geworden. 

Junge Menschen, darunter auch Auszubil­

dende, sind an Gewaltaktionen bis hin zu 

Mord beteiligt. Dies macht erschreckend 

deutlich, daß der Kampf gegen Rechtsextre­

mismus und Ausländerfeindlichkeit auch eine 

Sache der Berufsbildung und der Berufs­

bildungspolitik ist. 

Ein wichtiges gesellschaftliches Umfeld ist 

die Ausbildungspraxis in Betrieben und be­

rufsbildenden Schulen. Es stellt sich die Fra­

ge, ob Betrieb und Berufsschule tatsächlich 

ihrem umfassenden gesellschaftspolitischen 

Bildungsauftrag gerecht werden und einen 

wirksamen Beitrag zur Heranbildung mündi­

ger Demokraten leisten. Zum Bildungsauf­

trag von Betrieb und Berufsschule gehört es, 

- als integraler Bestandteil der Ausbildung -

das Verständnis gegenüber Minderheiten, 

Andersdenkenden oder Ausländern zu för­

dern. Die Betriebe und Berufsschulen haben 

im Rahmen ihres Bildungsauftrages die Ver­

mittlung sozialer Handlungskompetenz, da­

zu gehört auch, humanes und soziales Lernen 

bei der Festlegung und Umsetzung der be­

trieblichen Ausbildungs- bzw. schulischen 

Lehrpläne zu berücksichtigen. Bund und 

Länder sind dazu aufgefordert, für das Aus­

bildungspersonal an beiden Lernorten ent­

sprechende Hilfen zur Verfügung zu stellen. 

Die deutsche Einheit hat offenbar viel Orien­

tierungslosigkeit gerade bei Jugendlichen 

hervorgerufen. Die soziale Polarisierung in 

Deutschland hat sich verschärft. Vor allem 

Jugendliche artikulieren dies in sozialwissen­

schaftliehen Untersuchungen und Medien 

deutlich. Hoffnungen sind geweckt worden, 

die mittlerweile vielerorts in tiefe Enttäu­

schung umgeschlagen sind. Auch hier trägt 

die Berufsbildungspolitik Verantwortung. 

Die Art und Weise, wie das duale System 

westdeutscher Prägung nach Osten übertra­

gen wurde, wird von Jugendlichen, von Aus­

bildern/ Ausbilderinnen und Lehrern in den 

neuen Ländern eher als Verschlechterung ih-
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rer Lage empfunden. Auf manches, was auch 

eine Bereicherung der Berufsbildung in der 

Bundesrepublik Deutschland hätte sein kön­

nen, so z. B. die Berufsausbildung mit Abitur 

oder das System der Ausbilderqualifikation, 

wurde ohne Not verzichtet. Fehlende Ausbil­

dungsmöglichkeiten und Jugendarbeitslosig­

keit sind ein völlig neues Phänomen für die 

meisten Schulabgänger in Ostdeutschland. 

Auch dies hat mit zu einem Klima der Ag­

gressivität, wo nach vermeintlichen "Sün­

denböcken" gesucht wird, beigetragen, und 

die "Lust", seiner Wut und Enttäuschung 

freien Lauf zu lassen, wächst. Auch in dieser 

Hinsicht ist die Bundesregierung aufgefor­

dert, nachhaltig gegenzusteuern. 

In Betrieb und Berufsschule kann viel zur 

Verständigung zwischen ausländischen und 

deutschen Auszubildenden getan werden 

kann. Gerade unter diesem Gesichtspunkt ist 

es wichtig, die gemeinsame Ausbildung von 

ausländischen und deutschen Jugendlichen 

zu fördern und zu erleichtern. Zu einem bil­

dungspolitischen Programm gegen Auslän­

derfeindlichkeit und Rechtsradikalismus ge­

hört aber auch die Integration aller ausländi­

schen Jugendlichen in anerkannten Ausbil­

dungsberufen. Zu verweisen ist in diesem 

Zusammenhang auf die Ergebnisse entspre­

chender Modellversuche. 

Die Gewerkschaften haben ihre Bereitschaft 

erklärt, mit den Arbeitgebern und der Bun­

desregierung Vereinbarungen zu treffen, um 

Aufklärung - wie gegensteuerndes Handeln 

auf betrieblicher Ebene - umfassend zu 

sichern und demokratische Positionen in der 

Ausbildungspraxis stärker als bisher zur Gel­

tung zu bringen. 

Ist diese gewerkschaftliche Position auch 

nicht neu, so ist entgegen der ersten Reaktion 

von Arbeitgeberseite in 1992 zwischenzeit­

lich Kooperationsbereitschaft deutlich ge­

worden, wohl auch, weil die Einsicht einge­

kehrt ist, daß Berufsbildung ihren Beitrag ge­

gen Ausländerhaß und Rechtsextremismus 

leisten muß. 

Gewerkschaftliche Initiativen 
gegen Ausländerfeindlichkeit 
und Gewalt 

So notwendig und sinnvoll Lichterketten 

oder die seit 1985 laufende Kampagne "Mach 

meinen Kumpel nicht an" sind, sie allein rei­

chen nicht aus, Ausländerhaß und Rechts­

extremismus in der beruflichen Bildung ge­

meinsam mit Jugendlichen zu bekämpfen. 

Inzwischen hat sich eine Vielzahl von Initia­

tiven gebildet, die hier nicht alle vorgestellt 

werden können. Die dargestellten Initiativen 

sind exemplarisch genannt und sollen Mut 

machen, im Betrieb und im Alltag gegen 

Ausländerhaß und Rechtsradikalismus vor­

zugehen. Bis 1993 wurden über 50 Projekte 

und Initiativen gegen Fremdenfeindlichkeit 

und Rassismus vom DGB-Bundesvorstand 

dokumentiert 1 und Unterstützung für weitere 

Aktionen angeboten. Die hier skizzierten 

Initiativen haben bei der Auswahl keinem 

spezifischen Kriterienkatalog unterlegen. 

Beispiel 1: "Zusammen arbeiten, 
zusammen leben und zusammen 
lernen mit Ausländern" 

Die gemeinsame Aktion von IG Metall und 

Arbeitgeberverband Gesamtmetall "Zusam­

men leben- zusammen arbeiten- zusammen 

lernen mit Ausländern" (vgl. Beitrag, S. 28) 

war aus der Tatsache heraus entstanden, daß 

die deutsche Metall- und Elektroindustrie 

schon seit Jahrzehnten nahezu eine halbe 

Million Ausländer beschäftigt und diese aus­

ländischen Kollegen gemeinsam mit deut­

schen Kollegen Hand in Hand arbeiten. Des­

halb haben IG Metall und Gesamtmetall 

einen Leitfaden in Form einer Handreichung 

erarbeitet, damit Auszubildende in der Me­

tall- und Elektroindustrie schon während der 

Berufsausbildung ausländische Kollegen und 

ihre Probleme besser verstehen lernen. 

Gleichzeitig wurde mit diesem Leitfaden ei­

ne Hilfe und Orientierung für die betriebli-
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chen Ausbilder und Ausbilderinnen gegeben. 

Aber auch Betriebsräte und Jugend- und 

Auszubildendenvertretung, kurz alle Multi­

plikatoren der Berufsausbildung in der Me­

tall- und Elektrowirtschaft, wurden ange­

sprochen. Damit soll die Erziehung zur Tole­

ranz gegenüber Minderheiten unterstützt, für 

eine gewaltfreie Konfliktaustragung plädiert 

und zugleich für mehr Verständnis gegenüber 

Zugewanderten eingetreten werden. 

Auf der Suche nach einem angemessenen 

und offensiven Umgang zur Überwindung 

rassistischer und gewalttätiger Tendenzen 

unter Jugendlichen kommt der Aufklärung 

eine besondere Bedeutung zu, wobei Ausbil­

dungspraktiker wissen, daß Aufklärungsstra­

tegien und Verständigungsappelle, die aus­

schließlich nur "über den Kopf gehen", einen 

begrenzten Wert haben. Deshalb stellte sich 

beim Einsatz der vorgelegten Konzepte die 

Frage, wie geeignete Aktionen im Betrieb ge­

funden werden können, um das Erlernte auch 

aktiv umzusetzen. 

Im Sinne einer beispielhaften Darstellung 

von Handlungsmöglichkeiten auf der be­

trieblichen Ebene sind zu nennen: 

• in Betriebszeitungen oder auf Jugend- und 

Ausbildungsversammlungen über die Unter­

schiede in kulturellen und sozialen Lebens­

formen zu informieren; 

• eine ausreichende Berücksichtigung von 

ausländischen Jugendlichen bei der Einstel­

lung in den Metall- und Elektroberufen; 

• eine Aktion "saubere Wände", die darauf 

abzielt, ausländerfeindliche Parolen aus dem 

Betrieb zu verbannen; 

• die Übernahme von Patenschaften von 

Flüchtlings- und Ausländerwohnheimen; 

• der Bau eines Mahnmals aus Metall als 

Projekt im Rahmen der Fachausbildung und 

anderes mehr. 

Beispiel 2: Aktion der Gewerkschafts­
jugend und der Jugendzeitung "ran" 

Mit der Aktion der Gewerkschaftsjugend und 

der Jugendzeitung "ran" wurde gleichzeitig 



die Aufforderung erhoben, sich auf eine kon­

troverse Diskussion einzulassen zu einer 

Zeit, in der über Rechtsextremismus ohne 

Bezugabnahme auf wahlpolitische Erfolge 

nachgedacht werden kann. Und deshalb, so 

die Initiatoren, war es notwendig, nicht nur 

eine Analyse des Rechtsextremismus zu er­

stellen, sondern gleichzeitig auch ein Didak­

tikkonzept für Lehrer und theoretische und 

praktische Orientierungshilfen für die Ju­

gendbildungsarbeit im Zusammenhang mit 

einem Handbuch herauszugegeben. Das 

Handbuch ist gleichzeitig eine Zusammen­

fassung von Materialien zur Auseinander­

setzung mit den Ursachen; es wurde von 

WILHELM HEITMEYER, Fachhochschule Biele­

feld, erarbeitet. 2 

Beispiel 3: "Vielfalt statt Einheit" 

Mit dieser Landesaktion in Mecklenburg­

Vorpommern gegen Rassismus und Frem­

denfeindlichkeit sollte das Verständnis zwi­

schen Ausländern und uns aber auch uns und 

Ausländern gestärkt werden. Hierin waren 

auch einzelne Aktionen in Schule und Be­

rufsbildung eingebettet, z. B. durch das 

Theaterstück "Grenzwall" oder auch die Auf­

arbeitung des Themas Jugend, Gewalt und 

Rechtsradikalismus im Rahmen eines Spiel­

filmes "Kahlschlag" in Ausbildungsbetrieben 

und Schulen. 

Beispiel 4: Das Anti-Gewalt-Projekt 
der PCK AG Schwedt3 

Das Anti-Gewalt-Projekt ist seit 1993 Be­

standteil der Ausbildung bei der PCK AG 

Schwedt und wird durch die Industriege­

werkschaft Chemie, Papier, Keramik, die 

Hans-Böckler-Stiftung, das Ministerium für 

Arbeit, Gesundheit und Frauen sowie die 

Landeszentrale für politische Bildung Bran­

denburg finanziell gefördert. In mehrtägigen 

Seminaren lernen die Jugendlichen auf eige­

ne und andere Wünsche, Gefühle und Vor-

stellungen einzugehen. Das Projekt soll hier 

nicht im einzelnen dargestellt werden, doch 

die positiven Erfahrungen lassen sich am be­

sten durch die Aussage eines Jugendlichen 

darstellen: "Das hier Erlebte ist schwer zu er­

klären, man muß es halt einfach machen." 

Beispiel 5: Niederländisch­
Deutscher Dialog 

Die Stiftung Niederländisch-Deutscher Dia­

log hat sich zum Ziel gesetzt, Niederländer 

und Deutsche über gesellschaftliche, soziale, 

politische, wirtschaftliche und kulturelle Ent­

wiekJungen in beiden Ländern zu unterrich­

ten, gegenseitige Vorurteile abzubauen und 

gleichzeitig die Verständigung zu verbessern. 

1995 wurden insbesondere bildungs- und be­

rufsbildungspolitische Themen aufgegriffen, 

um Multiplikatoren im Bereich der berufli­

chen Bildung im Sinne des Stiftungszieles zu 

erreichen. Nach dem Motto ,,Annäherung 

durch Kontakt" will die Stiftung ihr Ziel 

durch Initiierung von Begegnungen von Nie­

derländern und Deutschen erreichen. 

Beispiel 6: ÖTV-Jugend: 
Voneinander lernen 

Ein erstes deutsch-türkisches Jugendseminar 

wurde im September 1994 in Yalova/Türkei 

durchgeführt. Die Initiative wurde bereits im 

Oktober 1993 zwischen der damaligen ÖTV­

Vorsitzenden, Wulf-Mathies, und Izzet Cetin, 

Generalsekretär der türkischen Gewerkschaft 

der Zivilbeschäftigten, vereinbart. Im Mittel­

punkt der Diskussionen standen Fragen wie 

"Was beschäftigt die Gewerkschafter in der 

Türkei und Deutschland?" oder "Was ist aus 

der Geschichte der Arbeiterbewegung beider 

Länder zu lernen?" Das Thema Rassismus 

war sicherlich für beide Seiten das wichtigste 

Thema. Die deutschen Kolleginnen und Kol­

legen berichteten über die Asyldebatte, die 

Situation der Kurden in Deutschland, das 

jüngste neofaschistische Geschehen in 

Deutschland wie zum Beispiel die Morde in 

Solingen. Die türkischen Kollegen diskutier­

ten über die Kurdenfrage, die PKK, die kur­

dischen Kommunisten und wie ihr Land mit 

diesen Menschen umgeht. Ein Fazit der Teil­

nehmer: Gewalt ist zu verabscheuen, nur auf 

demokratischem Weg können Probleme ge­

löst werden. Beide Seiten sahen auch den 

Bedarf, globale Probleme über die Grenzen 

hinaus gemeinsam zu klären und auch dafür 

zu kämpfen. 

Beispiel 7: Projekte "Horizonte" 

Ziel dieses im Mai 1993 begonnenen Projek­

tes ist der Abbau von Fremdenfeindlichkeit 

beim Übergang ausländischer Jugendlicher 

von der Schule in die Arbeitswelt durch die 

Schaffung und Förderung interkultureller 

Begegnungen. In der ersten bereits abge­

schlossenen Projektphase wurde zunächst 

untersucht, warum ausländische Jugendliche 

in den kaufmännischen Ausbildungsberufen 

der zukunftsträchtigen Dienstleistungsbran­

che so stark unterrepräsentiert sind. 

Befragt wurden hierzu Personal-/ Ausbil­

dungsleiter, Betriebsräte und Jugend- und 

Auszubildendenvertreter verschiedener Un­

ternehmen sowie ausländische Jugendliche 

an Realschulen, Gymnasien und Handels­

schulen. Deutlich wurde, daß sowohl auf sei­

ten der Unternehmen wie auch aufseitender 

ausländischen Jugendlichen subtile und zum 

Teil unbewußte Vorurteilsstrukturen beste­

hen, die dazu führen, daß es trotz formaler 

Gleichbehandlung aller Bewerber und Be­

werberinnen um Ausbildungsplätze im 

kaufmännischen Bereich zu einer realen Un­

gleichbehandlung von ausländischen Ju­

gendlichen aufgrund ihrer Herkunft kommt. 

In einem zweiten Projektschritt wurden Be­

gegnungen aller am Berufsfindungsprozeß 

Beteiligten initiiert. Diese Begegnungen soll­

ten eine Überprüfung der Vorurteile auf allen 

Seiten möglich machen. Dazu wurde eine 

sog. berufskundliehe Projektwoche durchge-
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führt, die gememsam mit Schülern einer 

Hamburger Schule sowie Personal-/ Ausbil­

dungsleitern, Betriebsräten und Jugend- und 

Auszubildendenvertretern der beteiligten 

Unternehmen vorbereitet wurde. 

Beispiel 8: Europäische Gewerk­
schaftsjugend gegen Rassismus 

Im Zusammenhang mit dem UN-Tag gegen 

Rassismus hat es eine Fülle von Aktionen der 

Gewerkschaftsjugend im Europäischen Ge­

werkschaftsbund gegeben: Informationsver­

anstaltungen, Gespräche in Schulen und Be­

trieben, Filmvorführungen und das gemein­

same Übersprayen von rassistischen und 

fremdenfeindlichen Aussagen an Wänden in 

Betrieben, Schulen und in der Öffentlichkeit 

generell. Betriebsräte und Jugendvertretun­

gen setzten die Freistellung der Auszubilden­

den durch, um sich an diesen Aktionen zu be­

teiligen. 

Beispiel 9: Projekte im Rahmen 
Europäischer Programme 

Aktionsprogramme zur beruflichen Bildung 

der Europäischen Kommission. Hier ist an 

erster Stelle das PETRA-Aktionsprogramm 

der Europäischen Gemeinschaft von 1988 für 

die Berufsbildung Jugendlicher und ihrer 

Vorbereitung auf das Erwachsenen- und Er­

werbsleben zu nennen. Nicht nur mit den 

Austauschmaßnahmen, sondern auch mit 

den nahezu 100 Projekten der Bundesrepu­

blik Deutschland wurde seither nicht nur ein 

Beitrag zur Attraktivitätsverbesserung der 

beruflichen Bildung geleistet, sondern in vie­

len Einzelfällen auch konkret gegen Auslän­

derhaß und Rechtsextremismus angegangen. 

Deshalb hat das PETRA-Programm in zwei­

facher Hinsicht seinen Auftrag erfüllt. Die 

Europäische Kommission hat angekündigt, 

Projekte der beruflichen Bildung, die ihren 

Beitrag zu mehr Verständigung leisten, ver­

stärkt zu fördern. 

Alltagssituation junger Aus­
länder auch durch Ausländer­
haß gekennzeichnet 

Positive Beispiele können allerdings nicht 

darüber hinwegtäuschen, daß häufig die All­

tagssituation junger Ausländer noch immer 

durch Fremdenfeindlichkeit und Gewalt ge­

kennzeichnet ist. Als negatives Beispiel ist 

das Schicksal eines jungen Türken zu nen­

nen, der nach dem Wechseln der Kolonne im 

Rahmen seines betrieblichen Ausbildungs­

planes von den beiden Vorarbeitern so ge­

striezt wurde, bis hin zu Feuerwerkskörpern, 

die ihm an den Körper gelegt wurden, daß er 

sich an den Schlichtungsausschuß der zu­

ständigen Stelle wandte. Die Schlichtungs­

verhandlung zeigte deutlich, daß auch bei 

dem Betriebsinhaber weder Bewußtsein noch 

Wille zur Änderung der Situation gegeben 

war. Die beiden alternierenden Vorsitzenden 

von Arbeitgeber- und Gewerkschaftsseite des 

Schlichtungsausschusses beendeten dieses 

Martyrium, das in seinen Fakten gar nicht be­

stritten wurde, mit sofortiger Beendigung des 

Ausbildungsverhältnisses. Gemeinsam mit 

zuständiger Stelle und Arbeitsamt gelang es 

innerhalb einer Woche, eine andere Ausbil­

dungsstelle für diesen jungen Türken zu fin­

den, damit er seine Ausbildung qualifiziert 

fortsetzen kann und human in Deutschland 

leben kann. 

Es ist aber auch zu bedauern, daß es nicht ge­

lungen ist, im Rahmen der Weiterqualifizie­

rung von Ausbildern und Lehrern im Rah­

men des FORCE-Programms ein europäi­

sches Projekt in Gang zu setzen, das über­

greifende Hilfestellung für das Ausbildungs­

personal leistet, um gemeinsam Ausländer­

haß und Rechtsradikalismus in Europa zu be­

kämpfen. 

Die in diesem Jahr begonnenen Beratungen 

über Projekte im Rahmen des LEONARDO­

Programms machen erfreulicherweise deut­

lich, daß mehr und mehr Projekte sich dieser 

Thematik widmen wollen. 
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BOA und DGB: Gemeinsam 
gegen Fremdenfeindlichkeit 

Mit gemeinsamen Aktionen und Veranstal­

tungen in Betrieben und Verwaltungen haben 

Arbeitgeber und Gewerkschaften begonnen, 

sich gemeinsam im Herbst 1994 gegen Frem­

denfeindlichkeit und für eine Gesellschaft 

des toleranten Miteinanders engagiert. Das 

vom Bundesjugendministerium finanziell ge­

tragene Projekt steht unter dem Motto "Zu­

sammenleben mit Ausländern - gemeinsam 

geht' s besser". 

Wir müssen lernen, daß eine multikulturelle 

Gesellschaft kein Friede-Freude-Eierkuchen­

Happening ist, sondern von uns allen etwas 

Wichtiges abfordert: Toleranz und Zivilcou­

rage. Es gilt, die gesellschaftlichen Rahmen­

bedingungen in der Bundesrepublik Deutsch­

land zu verändern, um ein friedliches Mitein­

ander von Deutschen und Ausländern zu er­

möglichen. Eine wesentliche Aufgabe fällt 

dabei den Politikern zu, denn eine Vielzahl 

von politischen Initiativen ist inzwischen 

überfällig: Notwendig ist ein Einwande­

rungsgesetz, das die Integration von Auslän­

dern in Deutschland verläßlich regelt, ebenso 

wie ein Antidiskriminierungs-Gesetz, damit 

die gesetzlich verbrieften Grundrechte dieser 

Menschen auch tatsächlich realisiert werden. 

Erforderlich sind aber auch eine erleichterte 

Einbürgerung sowie die Schaffung des 

kommunalen Wahlrechts für bereits seit län­

gerem hier lebende Ausländer und Auslände­

rinnen. Abschottung gegenüber Einwanderem 

ist keine Lösung. 

Keinesfalls darf man abwarten, daß die Ge­

waltwelle gegen Fremde in Deutschland von 

alleine und auf Dauer abebbt. Notwendig ist 

vielmehr ein gesellschaftlicher Konsens: Ver­

ständigung statt Schweigen, Verständnis statt 

Kopfschütteln, Toleranz statt Ablehnung. 

Diesen Konsens zu schaffen, dazu ist jeder 

aufgerufen - egal ob jung oder alt, egal von 

welcher Partei, Religion oder sonstigen An-



schauung. Deshalb müssen die Handlungen 

für Toleranz und Verständigung in den Be­

trieben weiter verstärkt werden. 

Europäisches Bewußtsein 
muß zunehmen! 

Letztlich: Darüber hinaus ist auch festzuhal­

ten, daß das europäische Bewußtsein zuneh­

men muß, auch um Rechtsradikalismus und 

Ausländerfeindlichkeit zu bekämpfen. Be­

triebe und (Berufs-)Schulen haben im Rah­

men ihres Bildungsauftrages die Vermittlung 

sozialer Handlungskompetenzen zu leisten. 

Dazu gehört auch humanes und soziales Ler­

nen bei der Festlegung und Umsetzung der 

betrieblichen ausbildungs- bzw. schulischen 

Rahmenlehrpläne zu berücksichtigen. Die 

allgemeine Praxis zeigt, daß in Betrieb und 

Berufsschule viel zur Verständigung zwi­

schen ausländischen und deutschen Arbeit­

nehmern getan werden kann. Gerade unter 

diesem Gesichtspunkt ist es wichtig, die ge­

meinsame Ausbildung von ausländischen 

und deutschen Jugendlichen zu fördern und 

zu erleichtern. 

Von dem Ziel in Deutschland und in Europa 

qualifizierte berufliche Ausbildung für alle 

zu sichern, sind wir noch weit entfernt. So­

wohl in den Leitlinien des DGB zur berufli­

chen Bildung in Europa als auch in der ge­

meinsamen Stellungnahme zum Memoran­

dum der Europäischen Kommission über die 

Berufsbildungspolitik für die 90er Jahre4 

wird deutlich, daß die Diskrepanz zwischen 

Zielsetzung und Realität noch nicht ge­

schlossen ist, wobei der beruflichen Bildung 

auf dem Weg zu einem sozialen Europa eine 

wachsende Bedeutung zukommt. Die von 

allen Seiten geforderte Verknüpfung der Be­

rufsbildungspolitik mit der Wirtschafts- und 

Sozialpolitik der Europäischen Union kann 

nicht bedeuten, sie nur als Mittel zur Verbes­

serung des Wettbewerbs zu sehen. Der eigen­

ständige Wert von Bildung und die Aufnahme 

des Kapitels über allgemeine und berufliche 

Bildung in den Vertrag über die Europäische 

Union verpflichtet, Bildung und Berufsbil­

dung an den Interessen der Menschen zu 

orientieren und weiterzuentwickeln. 

Die Existenz der Europäischen Union hat zur 

Wahrung des Friedens zwischen unseren 

Ländern beigetragen. Wir sind aufgerufen, 

die Möglichkeiten der Union zu nutzen, um 

den Frieden in unseren Ländern zu wahren, 

in denen Rassismus und Fremdenfeindlich­

keit ein bedeutendes Gefahrenpotential aus­

machen. 

Der Europäische Gewerkschaftsbund hat im 

Dezember 1994 vom Essener Gipfel u. a. die 

Verabschiedung eines Aktionsprogramms zur 

Förderung von Toleranz und Solidarität allen 

in der Europäischen Union lebenden Men­

schen gegenüber gefordert. 5 Grundlage dafür 

bietet der Bericht, der auf Initiative der deut­

schen und französischen Regierungen erstellt 

worden ist. Die politische und gesellschaftli­

che Verantwortung verlangen, den Kampf ge­

gen jede Form von Diskriminierung, Rassis­

mus und Fremdenfeindlichkeit Der Europäi­

sche Gewerkschaftsbund und alle seine Mit­

gliedsorganisationen werden alles tun, um ih­

rer Verantwortung gerecht zu werden. 

Arbeitslosigkeit bekämpfen bedeutet u. a. 

vor allem eine Verbesserung und Versteti­

gung von schulischer und beruflicher Bil­

dung und gezielte Maßnahmen zur Förde­

rung junger Arbeitsloser und zur Wiederein­

gliederung von Langzeitarbeitslosen in den 

Arbeitsprozeß. Es ist auch deshalb notwendig, 

leistungsstarke Berufsbildungssysteme in al­

len europäischen Mitgliedsstaaten zu schaf­

fen, was die Bereitschaft der Mitgliedsstaaten 

voraussetzt, ihre berufliche Bildung in unter­

schiedlichen Systemen auch unter Berück­

sichtigung gemeinsamer Empfehlungen aus­

zubauen. Das schließt eine Weiterentwicklung 

des deutschen Systems beruflicher Qualifizie­

rung in einem zusammenwachsenden Europa 

und eine qualifizierte berufliche Ausbildung 

für ausländische Jugendliche mit ein. 

In Deutschland gilt aber auch nach wie vor: 

Es ist Zeit, zu widerstehen .. . gegen Frem­

denfeindlichkeit und Rassismus. Nur so kann 

Gewalt überwunden und Frieden gestaltet 

werden. 

Anmerkungen: 

1 Vgl. DGB·Bundesvorstand (Hrsg.): Bunt wie das 

Leben. Es ist Zeit zu widerstehen ... - Beispiele ge­

werkschaftlicher Aktivitäten gegen Fremdenfeindlich­

keit und Rassismus. Düsseldorf, /993 
2 Heitmeyer, W: Rechtsextremismus - warum han­

deln Menschen gegen ihre eigenen Interessen? Köln, 

199/ 
3 Vgl. Petrol-Chemie und Kraftstoffe AG, Schwedt/ 

Oder 
4 Deutsche Stellungnahme zum Memorandum zur 

Beruflichen Bildung der Europäischen Kommission, 

BMBW, Bonn, 1993 
5 Düsseldorfer Manifest - Erklärung des Europäi­

schen Gewerkschaftsbundes zur Tagung des Europäi­

schen Rates am 9./10. Oktober 1994 in Essen 
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Fehbeiträge 

Gerhard Bartel 

Dipl.-Ing., Referent für Be­

rufsbildung beim Arbeitge­

berverband Gesamtmetall, 

Köln 

Zusammen arbeiten, 
zusammen leben, zusammen lernen 
mit Ausländern 

Der Arbeitgeberverband Gesamtme­

tall und die IG Metall haben für die 

Ausbilder in der Metall- und Elektro­

Industrie eine Handreichung zum 

Thema "Zusammen arbeiten, zusam­
men leben, zusammen lernen mit 

Ausländern" entwickelt. Im folgen­

den werden die Beweggründe zur 

Erarbeitung dieses Leitfadens sowie 

der didaktische und inhaltliche Auf­

bau dargestellt. 

Angriffe gegen ausländische Mitbürger sind 

immer auch Angriffe gegen unsere staatliche 

Grundordnung und damit Angriffe gegen uns 

alle. Solche Ausschreitungen sowie die ihnen 

zugrunde liegenden Einstellungen erfordern 

die demokratische Reaktion aller. 

Die betriebliche Berufsausbildung ist a priori 

sicher nicht der primäre Ort für die gesell­

schaftspolitische Bildung und Erziehung jun­

ger Erwachsener. Sie hat "alle Hände voll zu 

tun", um in der knapp gewordenen Ausbil­

dungszeit die vorgegebenen beruflichen An­

forderungen ausreichend sicher zu vermit­

teln, und ausländerfeindliche Probleme sind 

im betrieblichen Alltag eine sehr seltene Aus­

nahme. Dennoch will auch die Berufsausbil­

dung der Metall- und Elektro-Industrie ver­

suchen, einen eigenen Beitrag zum friedlichen 

Zusammenarbeiten, Zusammenleben und Zu­

sarnmenlernen mit Ausländern zu leisten. So 

bescheiden dieser Beitrag auch sein mag, der 

Satz von Erich Kästner bleibt gültig: "Es gibt 

nichts Gutes -außer man tut es!" 

Politische Verfolgung, wirtschaftliche Not 

und - fast unbegreifbar - grausamer Krieg in 

Europa haben in den letzten Jahren dazu ge­

führt , daß Ausländer bei uns in Deutschland 

Schutz suchten und viele einen Platz gefun­

den haben. Aus dieser Situation heraus sind 

in der Bevölkerung Unsicherheiten und Äng­

ste entstanden. Aber mit Gewalt, Fremden­

feindlichkeit und Rechtsextremismus lassen 

sich solche Probleme nicht lösen; sie werden 

dadurch nur verschärft. Perspektivlosigkeit 

und Zukunftsängste sind ein Nährboden für 

Orientierungslosigkeit und zunehmende Ge­

waltbereitschaft besonders bei jungen Men­

schen. Aus unserer leidvollen Geschichte 

können wir lernen, daß vor allem in wirt­

schaftlichen Krisenzeiten die "anderen" als 

Konkurrenten um Arbeitsplätze und Zukunfts­

chancen im Sinne einer Sündenbockfunktion 

betrachtet werden. Derartige Entwicklungen 

bedeuten sozialen Sprengstoff und können 

dem deutschen Staat Schaden zufügen. 1 

Die Metall- und Elektro-Industrie der Bun­

desrepublik Deutschland beschäftigt fast eine 

halbe Million ausländischer Mitarbeiter. Vor 

20 Jahren waren es sogar etwa 700 000. Auf­

grund von Schätzungen kann davon ausge­

gangen werden, daß gegenwärtig wohl mehr 

als 25 000 ausländische Jugendliche in diesem 

Industriebereich zu Fachkräften ausgebildet 

werden. In den Betrieben arbeiten Menschen 

aus den verschiedensten Ländern mit unter­

schiedlichen kulturellen, soziologischen und 

religiösen Wurzeln mit ihren deutschen Kol­

legen friedlich zusammen. Die Beschäfti­

gung von Ausländern hat in der Metall- und 

Elektro-Industrie eine lange Tradition. 

Auch aus der betrieblichen Berufsausbildung 

sind Gesamtmetall keine nennenswerten grö­

ßeren Probleme in der Zusammenarbeit von 
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deutschen und ausländischen Jugendlichen 

bekannt geworden. Es gibt - so wird uns im­

mer wieder aus den Ausbildungsbetrieben 

bestätigt - zwischen ausländischen und deut­

sehen Jugendlichen nicht mehr Streit als zwi­

schen deutschen oder ausländischen Jugend­

lichen selber. Rassistisch oder fremdenfeind­

lich zu begründende innerbetriebliche Zwi­

schenfälle sind - soweit sie überhaupt vor­

kommen mögen - sicher die krasse Ausnah­

me im betrieblichen Alltagsgeschehen. 

Beweggründe für die 
Entwicklung einer gemein­
samen Handreichung 

Angesichts dieser Sachlage mag sich die Fra­

ge aufdrängen, was denn Gesamtmetall und 

die IG Metall dazu bewogen hat, eine Hand­

lungsanleitung "Zusammen arbeiten, zu­

sammen leben, zusammen lernen mit Aus­

ländern" zu entwickeln und den Ausbildern 

der Metall- und Elektro-Industrie zur Inte­

gration in ihren Unterweisungskanon zu 

empfehlen. Aus der Sicht von Gesamtmetall 

(wobei wir uns mit der IG Metall weitgehend 

einig glauben) seien hierfür einige- wie wir 

meinen - gute Gründe angeführt: 

l. Die insbesondere über die Medien be­

kannt gewordenen fremdenfeindlichen Aus­

schreitungen der letzten Jahre waren und 

sind leider nicht als einmalige und kurzfristig 

vorübergehende Vorkommnisse einzuschät­

zen. Bei einem bestimmten, wenngleich 

wohl relativ geringen Prozentsatz der Bevöl­

kerung müssen mehr oder weniger latent vor­

handene fremdenfeindliche Einstellungen 

und Vorurteile unterstellt werden. Das Spek­

trum reicht von "Drahtziehern" über "Nach­

ahmungstäter" bis hin zu "Mitläufern und 

Sympathisanten bzw. Gleichgültigen". Ex­

tremistische politische Gruppierungen tun 

ein Übriges, um Ausländerfeindlichkeit zu­

mindest unterschwellig latent zu schüren und 

wachzuhalten. Solange diese Situation an­

dauert, sind alle demokratischen Kräfte ge­

fordert, Stellung zu beziehen. 

2. Gesamtmetall und die IG Metall halten 

gemeinsam die entschlossene Verteidigung 

unserer demokratisch-rechtsstaatliehen Ord­

nung für notwendig. Beide Organisationen 

sehen in fremdenfeindlichen Exzessen nicht 

nur einen Angriff auf die Ausländer- der al­

lein schon aus ethischen Gründen entschie­

den zu verurteilen wäre - , sondern im Kern 

einen mittelbaren Angriff auf uns alle als Trä­

ger unseres Staatswesens. Das Grundgesetz 

der Bundesrepublik Deutschland trennt als 

grundlegende Staatsgewalten die Legislative, 

Judikative und die Exekutive und weist sie 

den drei weitgehend unabhängig voneinan­

der agierenden jeweiligen staatlichen Institu­

tionen (Parlamente, Gerichte und Polizei) 

zu . 2 Die Brandstifter von Solingen, Mölln 

oder Hoyerswerda gaben sich ihre Gesetze 

selber, fällten auch gleich das Urteil und 

schritten dann "ad personam" zur Exekution. 

Die staatliche Gewaltenteilung inklusive des 

staatlichen Gewaltmonopols wird von ihnen 

außer Kraft gesetzt. Spätestens an dieser 

Stelle sind deshalb alle demokratischen 

Kräfte unmittelbar selber von fremdenfeind­

lichen Ausschreitungen betroffen. 

3. Eine Vielzahl von Aufrufen, Appellen 

oder Aktionen hat bereits den Standort von 

Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden 

deutlich gemacht. Solche öffentlichen Stand­

ortbestimmungen sind notwendig und sicher 

hier und da auch hilfreich. Die Nachhaltig­

keit der Wirkung solcher Appelle läßt aber 

ebenso oft auch zu wünschen übrig. Tieferge­

hende Informationen zum Thema ,Auslän­

der" (wie in den Handreichungen angeboten) 

können die Kontinuität von Aufrufen und 

Einzelaktionen wirkungsvoll ergänzen. 

4. Wir wollen die Ausbilder der Metall- und 

Elektro-Industrie ermutigen und befahigen, 

sachgerecht und umfassend informiert mit 

ihren Auszubildenden über die vielen Facet­

ten des Aufenthalts von Ausländern in 

Deutschland sprechen und diskutieren zu 

können. Da die hierzu unverzichtbare sachli­

che Informationsbasis nur sehr arbeitsauf­

wendig aus öffentlich zugängigen Materiali­

en und Verlautbarungen auffindbar und un-

terweisungstechnisch aufbereitbar ist, wollen 

wir diese Lücke mit den entwickelten Hand­

reichungen schließen. 

5. Unser eigentliches Ziel ist es, die etwa 

160 000 Auszubildenden der west- und ost­

deutschen Metall- und Elektro-Industrie zu 

befähigen und zu ermutigen, auf der Grund­

lage ihrer im betrieblichen Alltag erlebten 

guten Erfahrungen in der Zusammenarbeit 

mit Ausländern auch und vor allem außer­

halb der Betriebe auf der Basis abgewogener 

Standpunkte vorurteilsfrei zu reagieren und 

verantwortlich mitzureden. Besonders in der 

Freizeit in Diskotheken, auf der Straße, in 

öffentlichen Verkehrsmitteln oder wo sonst 

auch immer im öffentlichen Leben sollen die 

in der Metall- und Elektro-Industrie ausge­

bildeten Fachkräfte den von dumpfen Ängsten 

bewegten oder den von unverdauten braunen 

Ideologien verführten Krawallmachern argu­

mentativ gefestigt entgegentreten können. 

Gesamtmetall und die IG Metall haben ge­

meinsam insgesamt etwa 15 000 Exemplare 

der etwa 90 Seiten umfassenden "Hand­

reichungen" der betrieblichen Ausbildungs­

praxis der Metall- und Elektro-Industrie zur 

Verfügung gestellt. Die meisten dieser 

Schriften sind von Ausbildern und Betriebs­

räten abgerufen worden. Es kann nun davon 

ausgegangen werden, daß die Botschaft der 

Handreichungen zunehmend einen festen 

Platz im Rahmen betrieblicher Unterweisun­

gen, sozialpädagogischer Seminare oder bei 

ähnlichen Gelegenheiten finden wird. 

Didaktischer Aufbau 

Die Schrift ist in fünf Kapitel gegliedert. Der 

didaktische Aufbau ist in allen fünf Kapiteln 

vergleichbar: 

• Zu Beginn werden die dem jeweiligen Ka­

pitel zugehörigen wesentlichen Lernziele ge­

nannt. 

• Als nächstes wird dem Ausbilder eine kur­

ze Einführung in das jeweilige Thema vorge­

schlagen. 
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• Hieran schließen sich Hinweise und Tips 

für eine Heranführung der Auszubildenden 

an das Thema an. 

• In einem weiteren Teil (dies ist der jeweils 

umfassendste Hauptteil der einzelnen Kapi­

tel) werden den Ausbildern umfangreiche 

Sachinforrnationen angeboten. Diese Sach­

inforrnationen sind z. T. durch folienfähige 

Texte, Tabellen und Schaubilder unterstützt, 

um den Ausbildern die Vorbereitung von Un­

terweisungen durch raschen Zugriff auf we­

sentliche Fakten und deren Visualisierung zu 

erleichtern. 

• Die Kapitel schließenjeweils mit methodi­

schen Anregungen, wie z. B. mit diskussi­

onseröffnenden Fragen, mit Kontrollfragen 

sowie mit Hinweisen auf weiterführende Li­

teratur und/oder mit einschlägigen Presse­

auszügen zum jeweiligen Thema ab. 

Wir gehen davon aus, daß der Kern der Infor­

mationen den Auszubildenden - entspre­

chend der Anzahl der Themenfelder - etwa 

fünf Unterweisungsstunden (gegebenenfalls 

auch hier und da Doppelstunden) angeboten 

und vermittelt werden kann. Wrr lassen bewußt 

offen, ob sich hieran noch ein weiterer Dis­

kussions- und Vertiefungsprozeß anschließt. 

Hinweise für mögliche Rollenspiele oder 

Beispiele betrieblicher Aktionen zum Thema 

"Gemeinsam gegen Ausländerfeindlichkeit" 

runden deshalb die methodischen Anregun­

gen am Ende der einzelnen Kapitel ab. 

Zum Inhalt der Schrift 

Kapitel 1 "Wer sind die Ausländer?" 

Hier werden im wesentlichen die Zuwande­

rungsgründe der Ausländer beschrieben. Es 

wird deutlich gemacht, daß wir den Großteil 

der Ausländer- Stichwort Gastarbeiter- sel­

ber gerufen haben, daß deutschstämmige 

Aussiedler ein Zuzugsrecht haben oder daß 

Krieg und Vertreibung ein grundgesetzlich 

verankertes Asylrecht garantieren. Es werden 

Vergleiche mit unseren europäischen Nach-

barstaaten gezogen, und es wird auch das sen­

sible Gebiet "Wirtschaftsflüchtlinge" nicht 

ausgespart. In politisch strittigen Fragen -

wie der Frage "Wer ist in Grenzfällen wirk­

lich asylberechtigt?" - sollen unsere Auszu­

bildenden lernen, daß man zwar unterschied­

licher Auffassung über eine als entweder zu 

offen oder als zu restriktiv empfundene Asyl­

gesetzgebung sein kann, daß die Diskussion 

hierüber aber politisch geführt werden muß 

und keinesfalls mit Molotow-Cocktails und 

Baseballschlägern gegen die bei uns leben­

den Ausländer ausgetragen werden darf. 

Sie sollen weiterhin die wesentlichen Teil­

gruppen aus der "Gesamtgruppe Ausländer" 

identifizieren können und Gründe erkennen 

können, die zur Anwesenheit von Ausländern 

in Deutschland geführt haben bzw. führen. 

Nicht zuletzt sollen unsere Auszubildenden 

wichtige lebensbestimmende kulturelle und 

religiöse Wurzeln unserer ausländischen Nach­

barn besser kennen und verstehen Jemen. 

Kapitel 2 "Ausländerbeschäftigung 
warum?" 

In diesem Themenfeld wird erläutert, warum 

in Deutschland trotz hoher Arbeitslosigkeit 

die Beschäftigung von Ausländern unver­

zichtbar bleibt. Die Bedeutung ausländischer 

Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen für 

das Funktionieren von gewerblicher Wirt­

schaft, Dienstleistungsbereichen und öffent­

lichem Dienst wird am Beispiel bestimmter 

Branchen (Bergbau, Gießereien, Hotel- und 

Gaststättengewerbe, Müllabfuhr usw.) be­

sonders deutlich gemacht. Es wird die Ein­

sicht vermittelt, daß Ausländer den Deut­

schen keine Arbeitsplätze wegnehmen, son­

dern bei uns wichtige und unverzichtbare Ar­

beiten durchführen, für die es oft gar keine 

oder zu wenig deutsche Bewerber gibt. 

Die Entwicklung der Zuwanderung von Aus­

ländern wird vom Beginn der 60er Jahre an 

(Anwerbeabkommen mit diversen Mittel­

meer-Anrainerstaaten inklusive Portugal) 

über den sogenannten ,Anwerbestopp" An­

fang 1973 bis in die 80er Jahre hinein darge-
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stellt. Ein aktuelles Bild der Ausländerbe­

schäftigung und ein kurzes Eingehen auf die 

Ausländerpolitik der ehemaligen DDR run­

den die Informationen dieses Kapitels ab. 

Die Auszubildenden sollen insbesondere ver­

stehen lernen, welche Gründe zur Beschäfti­

gung von ausländischen Arbeitskräften ge­

führt haben, und warum trotz hoher Arbeits­

losigkeit in Deutschland auch weiterhin aus­

ländische Arbeitnehmer beschäftigt werden. 

Kapitel 3 "Beitrag der Ausländer 
zum Wohlstand in Deutschland" 

In diesem Kapitel wird versucht, dem ver­

breiteten Vorurteil entgegenzuwirken, die 

Ausländer lebten generell auf "unsere 

Kosten" und belasteten insbesondere die So­

zialsysteme überproportionaL Dies geschieht 

insbesondere durch die Darstellung der viel­

fältigen Beiträge ausländischer Arbeitneh­

mer zu unserem Wohlstand sowie durch die 

Anleitung zu einer differenzierenden Be­

trachtungsweise der einzelnen Ausländer­

gruppen. So sollen die Auszubildenden er­

kennen, daß ausländische Arbeitnehmer wie 

andere Bürger auch Steuern entrichten oder 

Beiträge zu Kranken- und Sozialversicherun­

gen leisten. Ihre Beiträge zu den Sozialversi­

cherungen sind bislang sogar deutlich höher 

als die in toto hieraus empfangenen Leistun­

gen. Ein Fortzug der Ausländer würde unter 

anderem zu erheblichen Steuerausfällen füh­

ren. So wurde für die Stadt Düsseldorf vor 

wenigen Jahren errechnet, daß bei Abwande­

rung von nur drei Vierteln der ausländischen 

Bevölkerung ein monatlicher Steuerausfall 

von ca. zehn Mio. DM entstehen würde. 

Aber auch als Konsumenten, deren Kaufkraft 

wiederum Arbeitsplätze sichert, oder als Un­

ternehmer selber sind Ausländer nicht mehr 

wegzudenken. Im März 1991 gab es bei­

spielsweise ca. 150 000 selbständige Auslän­

der (nur West-Länder). Ihr Anteil an den frei­

en Berufen ist steigend. 

Abschließend wird in diesem Kapitel auch 

auf die vielfältigen kulturellen Bereicherun­

gen verwiesen, die wir durch die Anwesen-



heit von Ausländern aus den unterschiedlich­

sten Nationen erfahren. Insgesamt sollen un­

sere Auszubildenden verstehen lernen, daß 

Ausländer wesentliche Beiträge zu unserem 

Wohlstand leisten und ihr Wegzug erheblich 

mehr Probleme schaffen statt lösen würde. 

Kapitel 4 "Gewalt gegen Ausländer" 

Dieses Kapitel setzt sich mit der Gewalt ge­

gen Ausländer auseinander. Es geht hierbei 

nicht nur um die Verurteilung physischer Ge­

walt, wie sie immer wieder in Brandanschlä­

gen oder Überfällen zum Ausdruck gekom­

men ist. Diese "unmittelbare" Gewalt ist 

ebenso unmittelbar erkennbar. Ihre Wurzeln 

liegen meist in angestauten Aggressionen 

und dumpfen Existenzängsten oder in unver­

dautem rassistischem Gedankengut. Es wird 

aber ebenso deutlich, daß Gewalt auch in an­

deren Ausdrucksformen vorkommt. Hierzu 

wird insbesondere auf die Sprache und ihre 

Bedeutung für die Entwicklung von Gewalt­

bereitschaft eingegangen. Die Wahl der Wor­

te, die gegebenenfalls einseitige Auswahl 

und Kommentierung bestimmter Ereignisse 

und Entwicklungen kann gezielt versuchen, 

Gefühle anzusprechen und Emotionen zu 

schüren. Während die Unmenschlichkeit von 

Anschlägen auf Ausländer unmittelbar sicht­

bar wird, ist die Verführung durch Sprache 

weitaus subtiler und deshalb schwerer zu er­

kennen. Wir wollen versuchen, unsere Aus­

zubildenden auch gegenüber solchen schlei­

chenden Verführungen sensibler und damit 

resistenter zu machen. Insbesondere sollen 

unsere Jugendlichen aber erkennen, daß Ge­

walt kein Mittel zur politischen Auseinander­

setzung sein kann und darf. 

Kapitel 5 "Typisch deutsch, 
typisch Ausländer" 

Dieses letzte Kapitel befaßt sich mit der Ent­

stehung und Auflösung von Vorurteilen. Es 

wird zunächst deutlich gemacht, daß wahr­

scheinlich niemand völlig frei von Vorurtei­

len ist. Typische Klischees wie z. B.: 

• Schotten sind geizig 

• Japaner treten in Gruppen auf und fotogra­

fieren 

• Amerikaner kauen Kaugummi 

• Italiener sind lebenslustig und essen Spa­

ghetti 

• Arbeitslose sind faul usw. usw. 

sind häufig auf bestimmte Nationalitäten be­

zogen und in ihrer Simplifizierung ebenso 

falsch wie sie andererseits ungerechtfertigte 

gefährliche nationale Überlegenheitsgefühle 

unterschwellig verstärken können. 

Unsere Auszubildenden sollen erkennen ler­

nen, wie solche Vorurteile in jedem von uns 

entstehen können, und vor allem die Bereit­

schaft entwickeln, solche Vorurtei le kritisch 

zu hinterfragen. Den Ausbildern wird nahe­

gelegt, zu versuchen, anband von Einzelbei­

spielen Vorurteile aufzulösen. 

Informationsveranstaltungen 
für Ausbilder 

Zur Einführung in die Problematik sowie zur 

Motivation der Ausbilder, sich dem Thema 

"Ausländerfeindlichkeit" zu stellen, führen 

die IG Metall und Gesamtmetall gemeinsam 

eine Reihe von ganztägigen Informationsver­

anstaltungen mit möglichst flächendecken­

der Wirkung im Laufe des Jahres 1995 durch. 

Eine erste "Pilotveranstaltung" wurde bereits 

Ende 1994 im Berufsförderungszentrum in 

Essen durchgeführt. Den Schwerpunkt der 

Veranstaltung bildeten vier parallele Work­

shops, in denen gemeinsam mit den Ausbil­

dern versucht wurde, bereits vorliegende Er­

fahrungen in bezug auf ausländerfeindliche 

Vorkommnisse bzw. integrationsfördernde 

Beispiele auszutauschen sowie Umsetzungs­

strategien für die Botschaften der "Handrei­

chungen" zu entwickeln und zu diskutieren. 

Zur Auflockerung des sehr konzentrierten 

Arbeitsprogramms traten in zwei kurzen Se­

quenzen zwei türkische Kabarettisten (KNO­

BI-BONBON) auf, deren ebenso heitere wie 

besinnliche Beiträge meist wie ein Spiegel 

wirkten, in dem sich Deutsche wie Ausländer 

gleichermaßen kritisch reflektieren konnten. 

Eine weitere Veranstaltung für Ausbilder aus 

Berlin und Brandenburg sowie aus den an­

grenzenden Bezirken Sachsen-Anhalt und 

Mecklenburg-Vorpommern fand in Berlin im 

Siemens Bildungszentrum statt. Gut 100 

Ausbilder aus Unternehmen der Metall- und 

Elektro-Industrie stellten sich diesem The­

ma. Hier war sowohl in den vier Arbeitsgrup­

pen als auch bei Diskussionen im Plenum ein 

hohes Maß an Engagement zu spüren. Zwei 

ehemalige Auszubildende der Firma Siemens 

trugen mit der nachgespielten Situation der 

Entstehung, Eskalation und Auflösung eines 

Streites zwischen einem ausländischen und 

einem deutschen Mitarbeiter in gelungener 

kabarettistischer Art sehr zur Anregung von 

Umsetzungsbeispielen bei. 

Die Präsidentin des Deutschen Bundestages 

- Frau Dr. Süßmuth - hatte in einem einge­

spielten Video-Interview ebenfalls zur Pro­

blematik ausländerfeindlicher Vorkommnisse 

eindeutig Stellung bezogen. In diesem Inter­

view hat sie unter anderem die Ausbilder als 

wichtige Bezugspersonen für die Persönlich­

keitsentwicklung der Jugendlichen unmittelbar 

angesprochen und sie aufgefordert, sich ge­

zielt der Aufgabe zu stellen, einen Beitrag (im 

Sinne der Handreichungen) zum friedlichen 

,,Zusammen arbeiten, zusammen leben und 

zusammen lernen mit Ausländern" zu leisten. 

In dem bereits eingangs auszugsweise zitier­

ten gemeinsamen Vorwort der Schrift heißt es: 

"Gesamtmetall und IG Metall vertrauen den 

betrieblichen Ausbildern diese verantwor­

tungsvolle Aufgabe an. Der vorgelegte Leit­

faden in Form dieser "Handreichungen" soll 

Ihnen dabei eine gute Hilfe und Orientierung 

sein." 

Anmerkungen: 

1 Vgl. Gesamtverband der metallindustriellen Arbeit· 

geberverbände e. V. , Indu striegewerkschaf t Metall 

Vorstand (Hrsg.): Handreichungen f ii r Ausbilder in 

der Metall- und Elektro-Industrie " Zusammen arbei­

ten - Zusammen leben - Zusammen lernen mit Aus­

ländern ", Köln, 1994, S. 6 
2 Siehe z. B. Art. 20 GG 
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Diplomhandelslehrer, Lei­

ter der Abteilung 1. 3 " Be­
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Edgar Sauter 

Dr. rer. pol., Leiter der 
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bildung, Berlin 

Finanzierung der beruflichen 
Weiterbildung 

Die Daten über die finanziellen Auf­

wendungen für einen Bildungsbe­

reich gehören zu den wichtigsten In­

dikatoren, die über dessen Bedeu­

tung Aufschluß geben. Für die 

wachstumsintensive berufliche Wei­

terbildung gibt es nur lückenhafte 

Daten, und die Angaben über das 

Gesamtvolumen der finanziellen Auf­

wendungen gehen erheblich ausein­

ander. Der Beitrag dokumentiert 

deshalb - bezogen auf das Jahr 1992 

- die Angaben über die wichtigsten 

Finanzierungsquellen (Statistiken, Er­

hebungen, Schätzungen), kommen­

tiert die Einzeldaten und versucht, 

eine Gesamtdarstellung der finan­

ziellen Aufwendungen für die beruf­

liche Weiterbildung zu geben. 

Vorhandene Datengrundlage: 
Erhebungen und Schätzungen 

Durch regelmäßige Repräsentativerhebungen 

(Berichtssystem Weiterbildung, BIBB/IAB­

Erhebungen, Mikrozensus des Statistischen 

Bundesamtes) wird seit Jahren die wachsen­

de Weiterbildungsbeteiligung belegt. Nach 

den zuletzt verfügbaren Ergebnissen des Be­

richtssystems Weiterbildung haben im Jahr 

1991 knapp 10 Millionen Personen (21 Pro­

zent der 19- bis 64jährigen Deutschen) an 

Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung 

teilgenommen; die nächsten Daten des auf 

einen Dreijahresturnus angelegten Berichts­

systems beziehen sich auf das Jahr 1994 und 

werden demnächst vorliegen. 

Die relativ zuverlässigen Angaben zur Wei­

terbildungsbeteiligung heben sich positiv aus 

der ansonsten defizitären Datenlage der Wei­

terbildung heraus. Eine besondere Schwach­

stelle ist dabei in der unzureichenden Kennt­

nis über die finanziellen Aufwendungen für 

die berufliche Weiterbildung zu sehen. Ein 

Überblick über das Gesamtvolumen kann ge­

genwärtig nur anhand sehr unterschiedlich 

ermittelter Daten und zum Teil sehr unter­

schiedlicher Angaben zum Gesamtvolumen 

der beruflichen Weiterbildung gegeben wer­

den; dazu drei Beispiele: 

• Das Institut der deutschen Wirtschaft 

schätzt die Aufwendungen für die berufliche 

Weiterbildung im Jahr 1992 auf rund 80 

Mrd. DM.' 

• Das Bundesinstitut für Berufsbildung geht 

angesichts der deutlichen Erfassungslücken 

davon aus, daß die Gesamtaufwendungen für 

die berufliche Weiterbildung in Deutschland 

(199111992) mit Sicherheit mehr als 100 

Mrd. DM umfassen dürften. 2 

• Das Bundesministerium für Bildung, Wis­

senschaft, Forschung und Technologie ver­

zichtet auf eine Gesamtangabe; in die Be­

rechnung des Bildungsbudgets gehen für die 

Weiterbildung im Jahr 1992 jedoch folgende 

Posten ein: Ausgaben der öffentlichen Hand 

von 4,3 Mrd. DM, Ausgaben für Maßnahmen 

der Bundesanstalt für Arbeit (überwiegend 

Weiterbildung) von 27,7 Mrd. DM und Auf­

wendungen der Privatwirtschaft von 36,5 

Mrd. DM; insgesamt wird also von einem 

Gesamtbetrag in Höhe von 68,5 Mrd. DM 

ausgegangen. 3 

Die wachsenden Finanzierungsaufwendun­

gen für die berufliche Weiterbildung fördern 
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das Interesse an präziseren Daten unter den 

folgenden Aspekten: 

• Wachsende Weiterbildungsausgaben müs­

sen sich bei allen Finanziers verstärkt durch 

eine effiziente Verwendung der Mittel legiti­

mieren. 

• Die Aufwendungen der einzelnen Finan­

ziers werden immer stärker zu Instrumenten 

der politischen Auseinandersetzung um die 

Gestaltung der Weiterbildung. 

• Schließlich werden Finanzierungsdaten 

immer wichtiger für internationale Verglei­

che. Jüngstes Beispiel ist die OECD-Studie, 

in der Deutschland, aufgrund unzureichender 

Daten zu den privaten Bildungsaufwendun­

gen, unter 19 Nationen an letzter Stelle ran­

giert. Bei einem Vergleich der Weiterbil­

dungsausgaben in Europa, in dem die priva­

ten Ausgaben berücksichtigt wurden, liegt 

Deutschland dagegen mit 34,2 Mrd. ECU 

(1992) an der Spitze. 4 

Für eine kritische Betrachtung und sachliche 

Einschätzung der in der bildungspolitischen 

Diskussion verwendeten Angaben über die 

finanziellen Aufwendungen ist es erforder­

lich, sowohl die Finanzierungsstrukturen als 

auch die Einzeldaten und ihre Herkunft zu 

kennen. Das folgende Tableau umfaßt des­

halb zum einen die Finanzvolumina der vier 

Finanziers: Betriebe der Privatwirtschaft, öf­

fentliche Hand, Bundesanstalt für Arbeit, Pri­

vatpersonen. Zum anderen werden die Ein­

zeldaten danach unterschieden, ob sie aus 

Statistiken oder empirischen Erhebungen 

stammen oder ob sie auf Schätzungen basie­

ren. Bei der Unterscheidung von "Erhebung" 

und "Schätzung" ist jedoch einschränkend zu 

berücksichtigen, daß auch der empirischen 

Erhebung von betrieblichen Weiterbildungs­

kosten Schätzungen der Betriebe zugrunde 

liegen; dies gilt vor allem für Klein- und Mit­

telbetriebe, die in der Regel über keine eigen­

ständigen Budgets und Kostenstellen für die 

Weiterbildung verfügen. 5 Das Zustande­

kommen der Daten wird deshalb- soweit er­

forderlich - erläutert und kommentiert. Die 

Darstellung wird auf das Jahr 1992 bezogen, 

Tabelle 1: Kosten der Privatwirtschaft für betriebliche Weiterbildung 

Finanzierungsträger Ergebnisse empirischer 
Untersuchungen bzw. 
amtlicher Statistiken 

Schätzungen 

I 
in Mrd. DM 

I 
in Mrd. DM 

Betriebe der Privatwirtschaft 

• Gewerbliche Wirtschaft 

- !HK-Betriebe 

- HwK-Betriebe 

36,5 

(31,2) 

(5,3) 

• Landwirtschaft, Freie Berufe, 
Organisationen ohne 
Erwerbscharakter 

hierfür liegen keine 
Untersuchungsergebnisse vor 

6,7 

weil für dieses Jahr die derzeit aktuellsten 

Erhebungen für die finanziellen Aufwendun­

gen der privaten Wirtschaft und der Privat­

personen vorliegen. 

Bei dem Gesamtbetrag in Höhe von 36,5 

Mrd. DM handelt es sich um eine Hochrech­

nung auf der Basis repräsentativer Stichpro­

benergebnisse des Instituts der deutschen 

Wirtschaft. 6 Dabei wurden die durchschnitt­

lichen betrieblichen Weiterbildungskosten je 

Beschäftigten in den untersuchten Betrieben 

der Industrie, des Handels und Handwerks in 

Höhe von 1 398 DM mit der Gesamtzahl der 

Erwerbstätigen in diesen Bereichen der pri­

vaten gewerblichen Wirtschaft von 26,1 Mil­

lionen im Jahr 1992 multipliziert. Da sich die 

weiterbildungsaktiven mitarbeiterstarken 

Großbetriebe überproportional an der Befra­

gung beteiligten, dürften bei dieser Art der 

Hochrechnung die Ergebnisse eher "positiv" 

beeinflußt worden sein (,je weiterbildungs­

aktiver das Unternehmen, desto höher die 

Antwortbereitschaft"). 

Für die Einschätzung der Ergebnisse ist fer­

ner von Bedeutung, daß der Erhebung ein re­

lativ weiter Begriff der Weiterbildung zu­

grunde gelegt wurde, d. h. , neben der klassi­

schen Weiterbildung in Form von Lernveran­

staltungen (Lehrgänge, Kurse, Seminare) 

wurden auch weichere Formen der Weiterbil­

dung, wie z. B. Informationsveranstaltungen, 

Lernen in der Arbeitssituation und selbstge­

steuertes Lernen, berücksichtigt. Dabei erge­

ben sich erhebliche Unschärfen in der Erhe­

bung, denn bei den weicheren Formen der 

betrieblichen Weiterbildung sind die Grenzen 

von Lernen und Arbeiten fließend. Dement­

sprechend sind die Interpretationen wenig 

einheitlich, wenn es darum geht, Arbeiten 

und Lernen voneinander zu trennen. 

Nicht zuletzt werden die Ergebnisse der Ko­

stenerhebung auch dadurch beeinflußt, daß 

nur ein Teil der Unternehmen seine Informa­

tionen über die Weiterbildungsausgaben in 

internen Statistiken festhält; Kostenerhebun­

gen sind auf mehr oder weniger treffsichere 

Schätzungen angewiesen. 

Die empirische Erhebung der betrieblichen 

Weiterbildungskosten durch das Institut der 

deutschen Wirtschaft erstreckt sich nicht auf 

die Betriebe der Landwirtschaft, der Freien 

Berufe sowie der Organisationen ohne Er­

werbscharakter. Die Weiterbildungskosten 

für diese Bereiche in Höhe von 6,7 Mrd. DM 

mußten daher in Ermangelung entsprechen­

der Originärdaten auf der Basis der Untersu­

chungsergebnisse für Industrie, Handel und 

Handwerk errechnet werden. 7 Dabei wurde 

der Einfachheit halber angenommen, daß die 

betrieblichen Weiterbildungskosten in diesen 

Bereichen mit denen der Betriebe in der 

Stichprobe übereinstimmen. Der Basiswert 
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von 1 398 DM pro Beschäftigten und Jahr 

wurde daher mit der entsprechenden Ge­

samtzahl der Beschäftigten in diesen Wirt­

schaftshereichen multipliziert. Ein solches 

Vorgehen ist aus forschungsökonomischen 

Gründen dann vertretbar, wenn man davon 

ausgehen kann, daß die Situation in den Be­

trieben der Stichprobe mit der in der Land­

wirtschaft, in den Freien Berufen sowie den 

Organisationen ohne Erwerbscharakter ver­

gleichbar ist. Da dies bezweifelt werden 

kann, erscheint es angebracht, dieses Kosten­

volumen von 6,7 Mrd. DM lediglich als eine 

(sehr grobe) Schätzung anzusehen. 

Bei den Aufwendungen für die betriebliche 

Weiterbildung handelt es sich überwiegend 

(69 Prozent) um indirekte Kosten, d. h. Aus­

fallkosten (Opportunitätskosten) der Weiter­

bildungsteilnehmer. Darauf hinzuweisen er­

scheint aus zweierlei Gründen notwendig: 

Zum einen bedeutet es, daß von den Gesamt­

kosten in Höhe von 36,5 Mrd. DM nur ein 

Betrag von rund 11,3 Mrd. DM unmittelbar 

durch die Weiterbildung verursacht wurde 

und 1992 maximal in dieser Höhe auf dem 

Weiterbildungsmarkt als Nachfrage wirksam 

werden konnte. Zum anderen ist diese Unter­

scheidung auch unter dem Gesichtspunkt 

eventuell notwendig werdender betrieblicher 

Sparmaßnahmen bedeutsam. Denn durch 

Reduzierung der betrieblichen Weiterbildung 

bzw. durch Verzicht darauf hätten nur höch­

stens 11 ,3 Mrd. DM eingespart werden kön­

nen, da die indirekten Kosten auch angefal­

len wären, wenn keine Weiterbildung stattge­

funden hätte. Darüber hinaus ist es in der be­

trieblichen Praxis üblich, daß bei meist kurz­

zeitiger Abwesenheit wegen Weiterbildung 

die Arbeit des Weiterbildungsteilnehmers 

weitgehend von anderen Mitarbeitern miter­

ledigt wird bzw. liegen bleibt und später 

nachgeholt werden muß, so daß sich für den 

einzelnen Betrieb hieraus keine nennenswer­

te Kostenbelastung ergibt. 

Die Aufwendungen der öffentlichen Hand 

für die berufliche Weiterbildung sind stati-

Tabelle 2: Kosten bzw. Ausgaben der öffentlichen Hand für berufliche Weiterbildung 

Finanzierungsträger Ergebnisse empirischer 
Untersuchungen bzw. 
amtlicher Statistiken 

Schätzungen 

I 
in Mrd. DM 

I 
in Mrd. DM 

Gebietskörperschaften 

• Ausgaben für institutionelle 
Förderung (z. B. durch Bund, 
alte Länder, Gemeinden) 

• Kosten der Weiterbildung der 
Bediensteten in Verwaltungen 
und Betrieben der Gebiets· 
körperschaften 

Ergebnisse empirischer 
Untersuchungen 

bzw. amtlicher Statistiken 
liegen nicht vor 

1,0 

8,8 

• Ausgaben im Rahmen von 
Förderprogrammen 
(Bund, Länder, EU) 

stisch nicht zuverlässig erfaßt. Es gibt vor al­

lem keinen differenzierten Nachweis über 

die Ausgaben der öffentlichen Hand für die 

berufliche Weiterbildung der Bediensteten 

und die institutionelle Förderung. Die stati­

stisch ausgewiesenen Aufwendungen geben 

überhaupt keine Auskunft über die Kosten 

der beruflichen Weiterbildung der Bedienste­

ten. Darüber hinaus sind eine Reihe von Lei­

stungen der öffentlichen Hand für die beruf­

liche Weiterbildung nicht in den Bildungs­

budgets enthalten. So fehlen die Zuschüsse 

des Bundes zum Ausgleich der Haushaltsde­

fizite der Bundesanstalt für Arbeit, soweit sie 

auch der beruflichen Weiterbildung zugute 

kommen. Nicht ausgewiesen sind auch die 

steuermindernden Abzüge, die sowohl die 

Betriebe als auch die Individuen im Rahmen 

des Steuerrechts geltend machen. Außerdem 

fehlen die Ausgaben der öffentlichen Hand 

für berufliche Qualifizierungsmaßnahmen 

im Zusammenhang mit strukturpolitischen 

Sonderprogrammen. 

In den Grund- und Strukturdaten des Bun­

desministeriums für Bildung, Wissenschaft, 

Forschung und Technologie werden die öf­

fentlichen Ausgaben für Weiterbildung für 

das Jahr 1992 mit 4,0 Mrd. DM (alte Länder) 

angegeben. 8 Darin enthalten sind Positionen, 

0,5 

z. B. für das Bibliothekswesen, die Berufs­

akademien, Lehrerfortbildung und sonstige 

Weiterbildung, die hier nicht berücksichtigt 

werden können, weil sie nicht ohne weiteres 

als berufliche Weiterbildung anzusehen sind. 

Die oben aufgeführten Ausgaben in Höhe 

von 1,0 Mrd. DM ergeben sich aus einer Er­

mittlung der Bildungsausgaben der Bund­

Länder-Kommission.9 Dabei wurden aber 

nur Teile dieser Ausgaben berücksichtigt: 50 

Prozent der Ausgaben für die Volkshoch­

schulen (980,3 Mio. DM) sowie 50 Prozent 

der Ausgaben für die betriebliche und über­

betriebliche Aus- und Fortbildung ein­

schließlich Ausbilderförderung (809,2 Mio. 

DM). Gegenüber den anderen Bildungsberei­

chen (z. B. Schulen und Hochschulen) wen­

det die öffentliche Hand vergleichsweise we­

nig finanzielle Mittel für die Weiterbildung 

auf, insbesondere für die berufliche Weiter­

bildung. Dies hängt in erster Linie damit zu­

sammen, daß der Staat in diesem Bereich nur 

subsidiär tätig wird, d. h., er beteiligt sich nur 

dann, wenn die Weiterbildungsaufwendun­

gen die finanzielle Kraft der Individuen und 

der gesellschaftlichen Gruppen überfordert. 

Eine repräsentative Untersuchung der Ko­

sten, Aufwendungen oder Ausgaben der öf­

fentlichen Hand für die berufliche Weiterbil-
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dung der Bediensteten liegt nicht vor. Auch 

läßt sich aus den Haushalten der verschiede­

nen Gebietskörperschaften nicht ohne weite­

res entnehmen, wieviel Mittel für berufliche 

Weiterbildungsmaßnahmen zur Verfügung 

gestellt bzw. ausgegeben werden. Aufgrund 

der Untersuchungen des "Berichtssystems 

Weiterbildung" ist lediglich bekannt, daß die 

Weiterbildungsbeteiligung der öffentlich Be­

diensteten, insbesondere der Beamten 10, an 

beruflicher Weiterbildung höher ist als die 

der Arbeiter und Angestellten der Privatwirt­

schaft und die durchschnittlichen Kosten 

deshalb über denen der privaten Betriebe lie­

gen müßten. 

In Ermangelung empirischer Ergebnisse zu 

den staatlichen Ausgaben wurden die Auf­

wendungen für die Bediensteten der öffentli­

chen Hand in Analogie zu den Kosten der 

Privatwirtschaft und mit Hilfe des Durch­

schnittswertes der Erhebung des Instituts der 

deutschen Wirtschaft errechnet bzw. ge­

schätzt. Danach gilt auch hier, daß von den 

8,8 Mrd. DM nur rund 2,7 Mrd. DM an di­

rekten Kosten angesetzt werden können. 

Auch über die Ausgaben für Qualifizierungs­

programme, die von Bund und Ländern so­

wie in wachsendem Umfang von der Euro­

päischen Union aufgelegt werden, gibt es 

keine statistischen Übersichten. Das finanzi­

elle Volumen für derartige Programme wurde 

für das Jahr 1992 auf 0,5 Mrd. DM 

geschätzt. 11 

Die Aufwendungen der Bundesanstalt für 

Arbeit für Fortbildung, Umschulung und 

Einarbeitung sind am besten dokumentiert. 12 

Hierbei handelt es sich um Finanzmittel, die 

zunächst im Rahmen des jährlichen Haus­

haltsbudgets zur Verfügung stehen und im 

nachhinein als (Ist-)Ausgaben festgestellt 

werden. Danach hat die Bundesanstalt für 

Arbeit im Jahr 1992 insgesamt 19 Mrd. DM 

für die berufliche Weiterbildung ausgegeben. 

Davon entfielen knapp elf Mrd. DM auf Un­

terhalts- und Eingliederungsgeld, ein Betrag, 

Tabelle 3: Ausgaben der Bundesanstalt für Arbeit für AFG-geförderte Weiterbildung 

Finanzierungsträger Ergebnisse empirischer Schätzungen 
Untersuchungen bzw. 
amtlicher Statistiken 

I 
in Mrd. DM 

I 
in Mrd. DM 

Bundesanstalt für Arbeit 

• Aufwendungen für Fortbildung 19,0 
und Umschulung 
davon für: 

- Unterhaltsgeld (10,2) 

- Eingliederungsgeld (0,5) 

- Gebühren, Fahrtkosten, 
Kleidung, Unterkunft u. ä. (7.4) 

- Einarbeitungszuschüsse (0,8) 

- Institutionelle Förderung (0,1) 

• Qualifizierungsbestandteile in exakte Angaben 2,0 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen liegen nicht vor 

der auch dann in dieser Höhe hätte gezahlt 

werden müssen, wenn keine Weiterbildung 

gefördert worden wäre. 

Nur ein geringer Teil der Gesamtsumme 

wurde als institutionelle Förderung für die 

Ausstattung von Bildungseinrichtungen aus­

gegeben. Auch der Anteil, den Arbeitgeber in 

Form von Lohnkostenzuschüssen (800 Mil­

lionen DM) für die Einarbeitung von Arbeit­

nehmern erhalten, die das normale Lei­

stungsniveau erst nach einer Einarbeitungs­

zeit erlangen, ist relativ niedrig. 

In den 19 Mrd. DM sind jedoch nicht alle 

Aufwendungen enthalten, die die Bundesan­

stalt für Arbeit 1992 im Rahmen ihrer ar­

beitsmarktpolitischen Maßnahmen ausgege­

ben hat. Neben den Sprachkursen für Aus­

siedler zählen hierzu vor allem die Ausgaben 

für die berufliche Rehabilitation von Behin­

derten (1992: 3,7 Mrd. DM), die hier nicht 

als Ausgaben für Weiterbildung betrachtet 

werden. 

Anders verhält es sich mit den Ausgaben für 

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen im Rahmen 

der Beschäftigungs- und Qualifizierungsge­

sellschaften (1992: 10,3 Mrd. DM) 13, die 

auch Qualifizierungsanteile enthalten. Die 

Ausgaben . für Arbeitsbeschaffungsmaßnah-

men dürften in Westdeutschland bis zu zehn 

Prozent und Ostdeutschland bis zu 20 Pro­

zent Qualifizierungsanteile umfassen. Da 

1992 etwas mehr als drei Viertel der Gesamt­

summe für Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 

in den östlichen Bundesländern ausgegeben 

wurde, läßt sich ein Betrag von zwei Mrd. DM 

für Weiterbildungsmaßnahmen schätzen. 

Die Kosten der Privatpersonen in Höhe von 

9,8 Mrd. DM wurden im Rahmen von zwei 

getrennt durchgeführten repräsentativen Er­

hebungen in Ost- und Westdeutschland er­

mittelt. 14 In den Kosten der Teilnehmer sind 

ebenfalls Opportunitätskosten ( Ausfallkosten 

bzw. Unterhaltsgeldzahlungen) enthalten, so­

weit ein Teilnehmer, um sich weiterbilden zu 

können, ausdrücklich auf Einkommen ver­

zichtet hat (bei vorübergehender Aufgabe der 

Berufstätigkeit, Arbeitszeitreduzierung, Ver­

zicht auf Überstunden, unbezahltem Urlaub). 

Diese belaufen sich insgesamt auf 3,6 Mrd. 

DM. Dabei handelt es sich jedoch um ,,harte" 

Daten, nicht um fiktive Beträge. Unter dem 

Gesichtspunkt der Marktrelevanz spielt diese 

Summe jedoch auch keine Rolle. In der Re­

gel "opfern" die Teilnehmer für ihre Weiter­

bildung auch Freizeit, die bei der Kostenbe­

rechnung nicht berücksichtigt wurde. Würde 
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man den "Freizeitverlust" der Teilnehmer mit 

dem durchschnittlichen Kostenansatz pro 
Teilnehmerstunde hochrechnen, den das In­

stitut der deutschen Wirtschaft bei der Be­

rechnung der Ausfallkosten zugrunde gelegt 

hat (Westdeutschland: 46,84 DM; Ost­

deutschland: 24,57 DM), dann müßten allein 

hierfür mehr als 100 Mrd. DM veranschlagt 

werden. Den "Freizeitverlust" sollte man 
aber nur mit den niedrigsten Nettostunden­

löhnen hochrechnen. Dabei ergibt sich bei ei­
nem Stundensatz im Jahr 1992 von 15 DM 

(im Westen) und acht DM (im Osten) immer 

noch ein Gesamtbetrag von 36,1 Mrd. DM, der 

als Schätzgröße berücksichtigt werden muß. 

Gesamtkosten für 
berufliche Weiterbildung 

Faßt man die in der Spalte "Ergebnisse empi­
rischer Untersuchungen bzw. amtlicher Stati­

stiken" jeweils aufgeführten Ausgaben bzw. 

Kosten zusammen, so ergibt sich ein Ge­

samtvolumen von 65,3 Mrd. DM für berufli­
che Weiterbildung im Jahr 1992, das als rela­

tiv zuverlässig ermittelt angesehen werden 

kann. Dabei bleibt jedoch zu berücksichti­

gen, daß die einzelnen Daten auf unter­

schiedlicher methodischer Grundlage (Erhe­

bung, Statistik) und inhaltlich differierenden 

Weiterbildungsbegriffen beruhen. Die Sum­

me der "geschätzten Aufwendungen" beläuft 
sich auf 55,1 Mrd. DM. Zusammengefaßt er­

geben sich damit 120 Mrd. DM an Aufwen­

dungen für die berufliche Weiterbildung 

(s. Abb.). Das Geldvolumen, das 1992 insge­

samt nach Abzug der "Opportunitätskosten" 

sowie des "Unterhalts- und Eingliederungs­
geldes" auf dem Weiterbildungsmarkt nach­

fragewirksam werden konnte, belief sich im 

Jahr 1992 jedoch nur auf etwa 30 Mrd. DM, 

wenn man darüber hinaus die geschätzten 

Weiterbildungsaufwendungen außer Betracht 

läßt. 
Setzt man die Summe von 30 Mrd. DM für 

Weiterbildungsaufwendungen mit der Höhe 

des Bruttosozialprodukts (1992: 3 044,1 Mrd. 

Tabelle 4: Kosten der Privatpersonen für berufliche Weiterbildung 

Finanzierungsträger Ergebnisse empirischer Schätzungen 
Untersuchungen bzw. 
amtlicher Statistiken 

I 
in Mrd. DM 

I 
in Mrd. DM 

Privatpersonen 

• Kosten ' der Teilnahme an 
Weiterbildung 

- in Westdeutschland 
(7,3 Mio. Teilnehmer x 
1 053 DM) 

- in Ostdeutschland 
(2,5 Mio. Teilnehmer x 
848 DM) 

9,8 

(7,8) 

(2,1) 

• Bewerteter Freizeitverlust ist empirisch exakt 36,1 
nicht zu ermitteln 

DM) in Beziehung, dann ergibt sich ein An­

teil von ein Prozent. Gegenüber der Brutto­

lohn- und-gehaltssumme (1992: 1412,1 Mrd. 
DM) errechnet sich ein Prozentanteil von 2,1 

Prozent. Betrachtet man die Weiterbildungs­

aufwendungen als Investitionen in "Human­

kapital" und vergleicht sie mit den Sachkapital­
investitionen (1992: rund 700 Mrd. DM), dann 

zeigt sich, daß die ,,Humankapitalinvestitionen" 

in Form beruflicher Weiterbildung nur 4,3 Pro­

zent der Anlageinvestitionen ausmachen. 

Trends 

Über die Entwicklung der finanziellen Auf­

wendungen seit dem Jahr 1992 läßt sich fol­

gendes feststellen: 

Durch die Privatwirtschaft finanzier­
te betriebliche Weiterbildung 

Angesichts des Kostendrucks bei den Unter­

nehmen und der Erwartungen hinsichtlich 

der quantitativen Entwicklung der Weiterbil­

dung in der Zukunft 15 ist mit einer deutlichen 

Abschwächung der bisherigen Wachstumsra­

te zu rechnen. Aber nur wenige Unternehmen 

geben an, daß sie die Weiterbildung in den 

nächsten Jahren nennenswert einschränken 

werden.16 

Durch die öffentliche Hand finanzierte 
bzw. geförderte Weiterbildung 

Bei den Ausgaben der Gebietskörperschaften 

sind 1993/94 nur geringe Zuwachsraten zu 
verzeichnen (für Gesamtdeutschland 1993: 

44,4 Mrd. DM). Dies dürfte sich auch künf­

tig kaum verändern. 

Die Ausgaben für die Weiterbildung der Be­
schäftigten im öffentlichen Dienst dürften 

aufgrund der Personalreduzierungen seit 

dem Jahr 1992 nur noch sehr verhaltene 

Wachstumsraten aufweisen. Bei den Ausga­

ben für Qualifizierungsprogramme von sei­

ten des Bundes, der Länder und der EU ist 

dagegen mit einer deutlichen Steigerung zu 

rechnen. Ein weiteres Plus bei der Weiterbil­

dungsfinanzierung durch die öffentliche 

Hand ergibt sich aus dem Darlehenpro­

gramm des Bundesministeriums für Wirt­

schaft seit (1994) für die Teilnahme an Auf­

stiegsfortbildung, die mit anerkannter Prü­

fung abschließt. Das geplante steuerfinan­

zierte "Meister-Bafög" verstärkt den Trend 
zur Steuerfinanzierung der beruflichen Fort­

bildung unter dem Aspekt, die Gleichwertig-
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Abbildung : Gesamtaufwendungen für berufliche Weiterbildung nach Finanzierungsträgern im Jahr 1992 (Beträge in Mrd. DM) 

55,1 

36,1 

Ergebnisse von 
Erhebungen 

Schätzungen 

0 Privatpersonen 

0 Bundesanstalt für Arbeit 

0 Öffentliche Hand 

lßil Betriebe der Privatwirtschaft 

keit von allgemeiner und beruflicher Bildung 

herzustellen. Der Gesetzentwurf zum Auf­

stiegsfortbildungsförderungsgesetz - AFBG 

(Sept. 95) sieht für 1996 Gesamtkosten von 

155 Mio. DM vor, die bis 1999 auf 430 Mio. 

DM anwachsen werden. 

AFG-geförderte Weiterbildung 

Die Ausgabenentwicklung ist seit 1992 rück­

läufig (1993: 17,2 Mrd. DM; 1994: 13,4 

Mrd. DM). Dies ist durch erhebliche Kürzun­

gen der Förderung (z. B. Streichung der Auf­

stiegsfortbildung) sowie durch eine Rückfüh­

rung der vereinigungsbedingten Aufwen­

dungen für Weiterbildung in den ostdeut­

schen Ländern zu erklären. Angesichts der 

anhaltenden Massenarbeitslosigkeit werden 

die Ausgaben für die berufliche Weiterbil­

dung im Rahmen der Arbeitsmarktpolitik je­

doch ein relativ hohes Niveau beibehalten. 

Privat­
personen 

Bundesanstalt 
für Arbeit 

Darauf verweisen auch die ergänzenden 

(AFG-plus)-Leistungen aus dem Europäi­

schen Sozialfonds (EFS). 

Durch die Privatpersonen 
finanzierte Weiterbildung 

Die seit 1992 eingetretenen Erhöhungen der 

Teilnehmergebühren einerseits sowie die 

Einschränkungen der Refinanzierungsmög­

lichkeiten durch die Arbeitsverwaltung ande­

rerseits wirken sich hemmend auf das Wei­

terbildungsinteresse aus. Vor allem in Ost­

deutschland stagniert die privat finanzierte 

Weiterbildungsnachfrage, weil die nach der 

Wende in die berufliche Weiterbildung ge­

steckten Erwartungen der Teilnehmer häufig 

nicht voll erfüllt wurden. Es muß daher da­

von ausgegangen werden, daß die Privatper­

sonen 1995 eher weniger in ihre berufliche 

Weiterbildung investieren als 1992. 

Öffentliche 
Hand 

Insgesamt 

Betriebe 
- der Privat­

wirtschaft 

Berufliche Weiterbildung kann aufgrund ih­

rer relativ großen Bedarfsnähe wie kaum ein 

anderer Bildungsbereich auf technische, 

wirtschaftliche und soziale Veränderungen 

flexibel reagieren. Sie weist umgekehrt aber 

auch eine hohe Nachfrageelastizität auf, wes­

halb schon bei relativ schwachen Gebühren­

erhöhungen vergleichsweise starke Nachfra­

gerückgänge zu verzeichnen sind. 

Folgerungen 

Aus der differenzierten Darstellung der Fi­

nanzvolumina in der beruflichen Weiterbildung 

lassen sich folgende "Botschaften" ziehen: 

• Die hohen Ausgaben bzw. Kosten für die 

berufliche Weiterbildung unterstreichen de­

ren wachsendes bildungspolitisches Ge­

wicht, z. B. in Relation zur beruflichen Aus­

bildung. Bei der Verwendung von "Kosten"­

Angaben in der bildungspolitischen Diskus-
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sion darf nicht davon abstrahiert werden, daß 

wir es häufig mit Schätzgrößen und/oder Da­

ten mit erheblichenUnschärfen zu tun haben. 

• Die empirische Ermittlung von Weiterbil­

dungskosten bzw. -ausgaben stößt vor allem 

dort auf Probleme, wo die Grenzen zwischen 

Lernen und Arbeiten fließend sind; künftige 

Anstrengungen müssen darauf gerichtet sein, 

adäquate Kategorien für die Erfassung des 

Weiterbildungsgeschehens zu entwickeln. 

• Die Mischfinanzierung in der beruflichen 

Weiterbildung erfolgt unter Nutzenahwä­

gungen der beteiligten Finanziers. Die künf­

tige Beteiligung der Finanziers an einem sol­

chen Mischfinanzierungssystem dürfte nicht 

nur von einer Transparenz der Kosten bzw. 

Ausgaben abhängen, sondern in wachsen­

dem Maße auch von einer Transparenz des 

Nutzens der beruflichen Weiterbildung. 

Vor dem aufgezeigten Hintergrund und den 

knapper werdenden Ressourcen zeigt sich 

auch deutlich, daß die berufliche Weiterbil-

BZgA, Köln 

dung dringend der Förderung durch eine In­

tensivierung der bildungsökonomischen und 

finanzwirtschaftliehen Forschung bedarf. 
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Berufsbildung in der Volks­
republik China 
... Auf dem Wege der Reform 1 

5 Jahre vor der Jahrtausendwende 

Die Wirtschaft der VR China hat heu­

te zweistellige Wachstumsraten und 

befindet sich auf dem komplizierten 

Weg des Übergangs von der Plan­

wirtschaft zur Marktwirtschaft. ln 

allen Bereichen mangelt es an quali­

fizierten Fachkräften, insbesondere 

an Facharbeitern. Das Berufsbil­

dungssystem wird strukturell und in­

haltlich reformiert. Der Beitrag stellt 

ausgewählte Reformaufgaben vor. 

Die VR China hat sich in der wirtschaftlichen 

Entwicklung und im sozialen Bereich für die 

Jahre bis 2000 und danach ehrgeizige Ziele 

gesteckt. Vor allem mit der Umwandlung der 

Staatsbetriebe in nach marktwirtschaftliehen 

Prinzipien organisierte und geführte Unter­

nehmen sollen die Chancen für den Absatz 

auf den Außenmärkten erhöht und die Lei­

stungsfähigkeit der Wirtschaft als Ganzes 

verbessert werden. Immer häufiger ist von ei­

nem "technologischen Schub" die Rede, der 

dafür sorgen soll, daß die fortgeschrittene 

Technik aus den entwickelten Ländern über­

nommen wird, ohne den hundertjährigen 

Entwicklungsprozeß nachholen zu müssen. 2 

Dabei hofft man wie in den Jahren zuvor auf 

zahlungskräftige Investoren aus dem Aus­

land, denn es gibt kaum eine Branche, in der 

nicht der technologische Rückstand und 

Schwierigkeiten in der Herstellung von Qua­

litätserzeugnissen festgestellt werden. Auch 

die Fertigungsphilosophie hat sich geändert. 

Chinas Betriebe wollen nicht nur den Zusam­

menbau ausländischer Erzeugnisse ausfüh­

ren, sondern möglichst komplette Technola­

gien übernehmen, eingeschlossen die Zuliefer-

produktion, um auf dieser Grundlage eigene 

Erzeugnisentwicklung betreiben zu können. 

Während bisher rund 80 Prozent der auslän­

dischen Investitionen in arbeitsintensive 

Technologien investiert wurden, soll nun­

mehr stärker der High-Tech-Bereich entwik­

kelt werden. Gleichzeitig drängen chinesi­

sche Firmen mit moderner Technik selbst 

stärker auf ausländische Märkte, wie zum 

Beispiel mit der Lieferung von Generatoren 

in den Iran oder dem technologischen Trans­

fer mit Ländern Nordafrikas. 3 

In allen Wirtschaftsbereichen hat sich der 

Bedarf an gut ausgebildeten Fachkräften und 

an deren Weiterbildung enorm verstärkt, dar­

unter der Dienstleistungsbereich, in dem 

heute bereits 20 Prozent der Erwerbstätigen 

beschäftigt sind. Das Berufsbildungssystem 

steht vor einem hohen Erwartungsdruck. Es 

kann den wachsenden Bedarf quantitativ 

noch nicht befriedigen, und es gibt Kritik an 

der Qualität der Ausgebildeten. Immer häufi­

ger wird bemängelt, daß Schulbildung und 

Ausbildung zu theorielastig sind. Bücherwis­

sen und formales Auswendiglernen stehen zu 

sehr im Vordergrund. Die Verbindung mit 

den Anforderungen des Arbeitslebens ist un­

zureichend. Man erwartet mehr Kreativität, 

Selbständigkeit und vor allem praktische Be­

fähigung in allen Bildungsstufen.4 

Eine weitere Herausforderung an die Berufs­

bildung sind Rationalisierungsprozesse in 

der Wirtschaft. Wie groß die Freisetzung von 

Arbeitskräften und der Umschulungsbedarf 

tatsächlich sein werden, läßt sich heute nur 

erahnen. Mindestens jeder dritte Staatsbe-
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trieb ist in den roten Zahlen, arbeitet mit 

technologisch veralteten Ausrüstungen und 

beschäftigt zu viele Arbeitskräfte. Auf dem 

Nationalen Volkskongreß im März 1995 wur­

de eingeschätzt, daß auf den Lohnlisten der 

Staatsbetriebe rund 30 Millionen unter­

beschäftigte Arbeitskräfte sind. 5 Vor wenigen 

Monaten wurde ein nationales Projekt "Wär­

me" gestartet, das Geldmittel für die Weiter­

bildung aus dem In- und Ausland beschaffen 

soll. In diesem Zusammenhang wurde die 

Zahl der Arbeitslosen, der Wanderarbeiter 

und der für neue Aufgaben freizusetzenden 

Beschäftigten mit insgesamt 230 Millionen 

angegeben. 6 Das wäre mehr als jeder Dritte 

der rund 600 Millionen Erwerbstätigen 

(1993), ungefähr die Bevölkerung von 

Deutschland, Frankreich, Großbritannien 

und Spanien. Selbst wenn aus Gründen der 

Zweckmäßigkeit in dieser Statistik etwas 

hoch gegriffen wurde, die gewaltige Bil­

dungsaufgabe und der soziale Kontext der 

Situation sind offensichtlich. 

Ausbildung 
und Beschäftigung 

Mit dem Bildungsgesetz von 1986 wurde in 

China die 9jährige Pflichtschule für die gro­

ßen Städte und ökonomisch entwickelten 

Gebiete verbindlich eingeführt und für die 

weniger und unterentwickelten Gebiete ein 

Stufenprogramm bis zur Jahrhundertwende 

aufgestellt. Die Abbildung 1 zeigt die daran 

anschließenden differenzierten beruflichen 

Bildungswege. Den Nachwuchs an Fachar­

beitern rekrutieren große und mittlere Staats­

betriebe aus eigenen beziehungsweise den 

Branchenministerien zugehörigen Berufs­

schulen, genannt Facharbeiterschulen (FAS). 

Eine zweite Quelle der Ausbildung von 

Facharbeitern sind die von regionalen Erzie­

hungsbehörden und den örtlichen Regierun­

gen unterhaltenen Berufsmittelschulen 

(BMS). Das Personal für die untere und mitt­

lere Führungsebene erhalten die Betriebe von 

den Fachmittelschulen (FMS). Das sind Voll-

Abbildung 1: Aufbau des Bildungssystems 
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zeitschulen unterhalb der Hochschulebene, 

die für Berufe ausbilden wie in Deutschland 

die Technikerschulen. Eine kleine Zahl Ju­

gendliche wird außerdem in Kurzkursen an 

regulären Hochschuleinrichtungen in den so­

genannten Berufshochschulen (BHS) ausge­

bildet, zum Beispiel für das Finanzwesen, 

das Gesundheitswesen, für Politikwissen­

schaft und Recht. 

Bisher gilt die Regel, daß die Absolventen 

der Berufsschulen nach staatlichen Plan­

kennziffern vermittelt beziehungsweise von 

den ausbildenden Betrieben direkt über­

nommen werden. Betriebe, die selbst nicht 

an der Ausbildung beteiligt sind oder einen 

größeren Eigenbedarf haben, können Absol­

venten gegen Erstattung eines geringen Bei-

0 
städt. 
Zentren u 

Alphabetisierung 

trages zu den Ausbildungskosten überneh­

men. Da die Zahl der Ausgebildeten unter 

dem Bedarf liegt, haben sich viele Betriebe 

natürlich auch in der Vergangenheit direkt 

über den Arbeitsmarkt bedient. Inzwischen 

hat sich das Reglement der staatlichen Ver­

mittlung wesentlich gelockert. Mit dem Ab­

schaffen der "Eisernen Reisschüssel" wurden 

der Wahl des ersten Arbeitsplatzes und dem 

Wechsel des Arbeitsplatzes größere Freizü­

gigkeiten eingeräumt. Nicht wenige zustän­

dige Stellen verfahren mit der Vermittlung 

nach der Ausbildung jedoch wie zuvor re­

striktiv. Zudem ist in aktuellen Beschlüssen 

erneut festgelegt, daß die Verteilung der Stu­

denten auf die Schultypen und Fachrichtun­

gen nach dem Bedarf der Wirtschaft und ent­

sprechend den Bedingungen in den Städten, 
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den Kreisen und auf dem Lande "umfassend 

zu planen ist". 7 

Ein Hintergrund dieser Reformaufgabe ist 

die begrenzte Ausbildungskapazität der Be-

Abbildung 2 Demographie der 15jährigen bis 2000 

in Mio. 

25 

rufsschulen. In jedem Jahr drängen rund 20 20 

Millionen Jugendliche eines Altersjahrgan-

ges in die verschiedenen Wege der schuli-

schen und beruflichen Bildung. Die Abbil- 15 

dung 2 zeigt den demographischen Verlauf der 

15jährigen bis nach 2000, das Alter, in dem 

der Übergang in die Mittelschule Oberstufe 10 

oder in eine berufliche Ausbildung erfolgt. 

Im Jahre 1993 haben von den fast 18,9 Mil-

lionen 15jährigen 11 ,34 Millionen die Mit- 5 

telschule Unterstufe (MSU) absolviert. 

Die Abbildung 3 enthält die Verteilung auf o 
die daran anschließende Sekundarstufe Il, 90 91 92 93 94 95 96 97 98 99 2000 

die insgesamt nur rund 5,7 Millionen Schüler 

aufnehmen konnte, 2,28 Millionen davon in 

die Mittelschule Oberstufe (MSO). Das 

heißt, nur jeder zweite Absolvent der 9. Klas­

se erhält die Möglichkeit der weiteren Aus-

bildung: das ist nicht einmal jeder Dritte des 

Altersjahrganges. Eine berufliche Ausbil­

dung auf dem Niveau der Facharbeiter und 

Techniker erhalten nur 16,5 Prozent der 

15jährigen. Die überwiegende Mehrheit der 

Beschäftigten in allen Bereichen der Wirt­

schaft beginnt den Weg in das Arbeitsleben 

mit einer Kurzausbildung. 

In Anbetracht der geringen Zahl Ausbil­

dungsplätze in der vollwertigen Berufsaus­

bildung, aber auch vor dem Hintergrund des 

noch vorherrschenden einfachen technologi­

schen Niveaus vieler Betriebe wird die Kurz­

ausbildung mit Bildungsmaßnahmen von 

drei bis sechs Monaten gegenwärtig als ein 

Netzwerk ausgebaut. Besondere Beachtung 

findet die Reformmaßnahme "Erst Ausbil­

dung, dann Beschäftigung". Diese Kampa­

gne wurde zum einen gestartet, um den Mil­

lionen Jugendlichen, die keinen Ausbil­

dungsplatz erhalten können, wenigstens mit 

einer Kurzausbildung mehr Chancen für den 

Arbeitsmarkt zu geben. Sie gilt besonders für 

Abbildung 3: Aufnahmen in der Berufsbildung 
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Erläuterungen zur Grafik: 

MSU = Mittelschule Unterstufe 

MSO = Mittelschule Oberstufe 

FAS = Facharbeiterschule 

FAS 

BMSO = Berufsmittelschule Oberstufe 

FMS = Fachmittelschule 

LEHR = Lehrer 

JOB = Job, Berufstätigkeit 

BMSO FMS 
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viele junge Leute in den ländlichen Gebieten, 

die vor der Klasse 9 als "drop-outs" aus der 

Schule aussteigen und ohne jede berufliche 

Vorbereitung auf den Arbeitsmarkt gehen. 

Millionen von ihnen gehören zu den ländli­

chen Wanderarbeitern. Zum anderen richtet 

sich die Kampagne an die Adresse der Be­

triebe. Es wurde die Anweisung erteilt, daß 

Arbeitskräfte mit Ausbildungszertifikat zu­

erst einzustellen sind. Das ist eine Reaktion 

auf die verbreitete Praxis, ungelernte billige­

re Arbeitskräfte aus dem Millionenheer der 

Unbeschäftigten aufzunehmen, um Kosten 

zu sparen. Das soll zukünftig unterbunden 

werden. 

Die Ausbildung und Beschäftigung in der 

Landwirtschaft bereitet den zuständigen 

Stellen besondere Sorgen. Auf dem Lande le­

ben mehr als 800 Millionen Menschen. Von 

den rund 443 Millionen Erwerbstätigen sind 

etwa 125 Millionen in Township-enterprises 

beschäftigt, zumeist in Anlerntätigkeiten. 

Angaben über die Zahl der Wanderarbeiter 

reichen bis zu 100 Millionen. 

In der Landwirtschaft dominieren Familien­

betriebe mit kleinen Feldern. Die Ausbildung 

in landwirtschaftlichen Berufen ist eher die 

Ausnahme. Ein Teil der Genossenschaften 

bildet wie die Industriebetriebe selbst aus. 

Daneben bestehen Bildungszentren in der 

Regie der regionalen Erziehungsbehörden 

und anderer Träger, die entweder kleine 

Landwirtschaftsbetriebe unterhalten oder mit 

Genossenschaften kooperieren. Doch die 

dringend notwendige Intensivierung und 

Modernisierung erfordert mehr Fachleute, 

die mit effektiven Verfahren der Pflanzenpro­

duktion und Tierproduktion und mit dem 

Umweltschutz vertraut sind. Ebenso besteht 

für die langsam wachsende Mechanisierung 

der Landwirtschaft Qualifizierungsbedarf. 

Das Netz der Bildungsstätten kann diesen 

Bedarf nicht decken. Nach ungesicherten 

Schätzungen leben die meisten Jugendlichen 

ohne abgeschlossene Allgemeinbildung und 

Berufsbildung im ländlichen Raum. 

Der generelle Mangel an Ausbildungsplätzen 

für eine vollwertige Erstausbildung erklärt 

die besondere Rolle der Erwachsenenbil­

dung, die in China quantitativ der stärkere 

Bereich der Berufsbildung ist. Im Jahre 1993 

wurden fast 60 Millionen Beschäftigte in der 

Erwachsenenbildung registriert. Allerdings 

dominieren in der Erwachsenenbildung 

ebenfalls die Kurzausbildung beziehungs­

weise die kurzfristige Umschulung mit 4,94 

Millionen Plätzen für Arbeiter und 45, I Mil­

lionen für Bauern. 

Das staatliche Berufs­
schulsystem - die Rolle 
der Betriebe 

Das Reformprogramm bis zur Jahrtausend­

wende hat die berufliche Bildung der sozia­

len und kulturellen Erziehung breiter Bevöl­

kerungsschichten verpflichtet und der Befrie­

digung des wachsenden und differenzierten 

Qualifikationsbedarfs der Wirtschaft. Die 

grundlegende Reformidee lautet: Die berufli­

che Bildung auf unterer, mittlerer und höhe­

rer Ebene "tatkräftig zu entwickeln". 8 Die 

differenzierten Bildungswege reichen von 

der Kurzausbildung bis zur Ausbildung an 

Berufshochschulen und in anderen Formen 

der "Kurzausbildung" an Hochschulen. Der 

Begriff höhere Ebene wird außerdem ver­

wendet für die Fortbildung im Anschluß an 

die mittlere Ebene, z. B. Abendschulen und 

Fernstudien oder die Fernsehakademien. 

Das Kernstück der chinesischen Berufsbil­

dung ist das Berufsschulsystem, das von 

staatlichen Institutionen geleitet wird und 

gleichzeitig eng mit der Wirtschaft verbun­

den ist. Es gibt große Betriebe, die eigene 

Facharbeiterschulen unterhalten, wie sie in 

Deutschland aus der Automobilindustrie be­

kannt sind. Ebenso haben Betriebe zu den 

Berufsmittelschulen und Fachmittelschulen 

kooperative Beziehungen. Große Betriebe 

tragen zudem mit eigenen Bildungszentren 

einen erheblichen Teil der Erwachsenenbil-
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dung. Die Besonderheit des Systems besteht 

in der Art und Weise der Einbindung der Be­

triebe in die Ausbildung. Die Betriebe sind in 

erster Linie beteiligt an der Finanzierung und 

technischen Ausstattung der Berufsschulein­

richtungen. Sie sind zuständig für die Ein­

stellung von Jugendlichen vor der Ausbil­

dung und für die Übernahme von Absolven­

ten der Berufsschulen. 

Wenn die Schulen direkt einem Betrieb zuge­

ordnet sind, werden auch die Gehälter der 

Lehrkräfte und Ausbilder und laufende Ko­

sten getragen. Die praktische Ausbildung an 

betrieblichen Arbeitsplätzen bieten dagegen 

nur wenige Firmen an. Verbreiteter ist das 

Durchführen von Praktika für Schüler aus 

FAS, BMS und FMS, die jedoch eher als eine 

Beistell-Lehre zu bezeichnen sind. Die mei­

sten Firmen lehnen die Erstausbildung im 

Betrieb ab, weil sie entweder zu teuer ist oder 

den Produktionsablauf stört. Es kommt nicht 

selten vor, daß Berufsschulen für das Durch­

führen von Praktika Gebühren an die Betrie­

be entrichten müssen. 

Der Reformansatz ist, die Betriebe noch stär­

ker finanziell an der Ausbildung des Nach­

wuchses und der Weiterbildung der Beschäf­

tigten zu beteiligen. Bisher galt die Regel, 

daß die Firmen I ,5 Prozent der Lohnsumme 

(vor der Steuer) für die Aus- und Weiterbil­

dung aufwenden konnten. Das haben jedoch 

nur zahlungskräftige Staatsbetriebe getan 

und wenige Township-enterprises in den 

ländlichen Gebieten. Direkte Finanzierung 

erfolgt außerdem durch die Ablösesumme 

für Absolventen, die an Berufsschulen ge­

zahlt wird. Relativ neu ist die Erhebung einer 

Schulgebühr. Nach allen bisher zur Verfü­

gung stehenden Informationen sollen zu­

künftig auch die nichtausbildenden Betriebe 

durch eine neue Steuer oder Umlagefinanzie­

rung zur Unterhaltung von Berufsschulen 

oder von städtischen Berufsbildungszentren 

beitragen. Einzelheiten dazu sind frühestens 

im Herbst 1995 mit der Verabschiedung des 

Berufsbildungsgesetzes zu erfahren. Ein Dis­

sens mit der Wirtschaft ist abzusehen, denn 



seit 1993 haben die Betriebe auch für die Fi­

nanzierung der Allgemeinbildung Abgaben 

zu entrichten. 9 

Der andere Reformansatz, daß die Betriebe 

aller Größen selbst mehr Ausbildung anbie­

ten könnten, ergänzt durch schulische Aus­

bildung im bestehenden System, ist für die 

meisten chinesischen Firmen und auch die 

zuständigen staatlichen Stellen ein unge­

wohntes Konzept. Sie sind daran gewöhnt, 

daß der Berufsnachwuchs im staatlichen Be­

rufsschulsystem ausgebildet wird. Doch das 

Konzept erhält neue Impulse, weil Betriebe 

und staatliche Stellen erkannt haben, daß die 

Schulen allein die fachlichen Anforderungen 

der Modernisierung nicht mehr erfüllen kön­

nen, speziell bei der Ausbildung für neue 

Technologien, aber ebenso für die Berufe im 

tertiären Sektor. Zu den Befürwortern des 

Konzepts gehören nicht nur Betriebe, die seit 

den 50er Jahren eigene FAS betreiben. Von 

der Staatlichen Erziehungskommission 

(SEK) und den Provinzregierungen wurde 

die Idee der kooperativen Zusammenarbeit 

zwischen Schule und Betrieb in mehreren 

Berufsfeldern wesentlich gefördert durch die 

Modellversuche zu einer chinesischen dualen 

Ausbildung. Die chinesisch-deutschen Be­

rufsbildungsprojekte der Entwicklungszu­

sammenarbeit sind seit mehr als zehn Jahren 

ein Bestandteil dieser Versuche. Die beteilig­

ten Firmen konnten sich davon überzeugen, 

daß die Selbstbeteiligung an der Nachwuchs­

ausbildung für eine bessere Ausbildungsqua­

lität viele Vorzüge hat. Natürlich sind Vorbe­

halte gegen die betriebliche Ausbildung nicht 

zu übersehen. Das hängt mit dem traditionell 

schlechten Ansehen der Facharbeiterausbil­

dung zusammen und den Beziehungen Schu­

le - Betrieb. Außerdem bestehen Bedenken 

aufgrund der ökonomischen Lage vieler Be­

triebe. Es ist bekannt, daß ehemals ausbil­

dende große Firmen wegen finanzieller 

Schwierigkeiten die Ausbildung eingestellt 

haben oder dies beabsichtigen. Die Zusam­

menhänge mit dem oben genannten Finan­

zierungskonzept liegen auf der Hand. 

Wie groß die Ausbildungsbereitschaft der 

Betriebe sein wird und ob sie durch eine fi­

nanzielle staatliche Förderpolitik (z. B. Steu­

erabschreibungen, günstige Kredite etc.) ver­

bessert werden kann, ist ein Gegenstand ei­

nes großangelegten Modellversuchs in drei 

Städten der Provinz Jiangsu, der gerade unter 

Leitung der Provinzregierung und der Staat­

lichen Erziehungskommission vorbereitet 

wird. In den Städten Changzhou, Suzhou, 

und Wuxi wird bis 1998 das Berufsbildungs­

system Chinas erprobt. Zur Zeit ist die Betei­

ligung der Betriebe an der Ausbildung sehr 

begrenzt. Leider enthält die Bildungsstatistik 

dazu keinerlei Angaben. Wenn man großzü­

gig annimmt, daß jede der rund 17 500 Be­

rufsschulen (1993) in zehn Betrieben prak­

tisch ausbilden darf, wären das nur 2,2 Pro­

zent der registrierten 7,95 Millionen Staats­

betriebe und genossenschaftlichen Betriebe. 

In allen Branchen zusammengenommen gab 

es Ende 1993 fast 40 Millionen Betriebe aller 

Größenordnungen mit durchschnittlich 15 

Beschäftigten. 10 In den Firmen mit ausländi­

schem Kapital und denen mit Kapital aus 

Hongkong, Macao und Taiwan (1993 1,88 

Millionen Beschäftigte), den 420 000 priva­

ten Betrieben (1,86 Millionen Arbeitskräfte) 11 

und den Township-enterprises wird nur in 

wenigen Fällen Ausbildung angeboten. Die 

von den zuständigen zentralen Stellen favori­

sierte "kooperative Berufsbildung" von 

Schule und Betrieb geht davon aus, daß die 

Berufsschulen die Hauptrolle in der Koope­

ration behalten werden. 

Breite Beteiligung 
an der Berufsbildung 

Um die Kapazität der Berufsbildung als Gan­

zes im Angesicht der wachsenden Schüler­

zahlen zu erhöhen, werden nicht nur die Be­

triebe in die Verantwortung genommen. Die 

SEK hat verschiedentlich erklärt, daß die Fi­

nanzierung durch staatliche Stellen nicht aus­

reichen wird. Es müssen alle nur denkbaren 

Quellen erschlossen werden, inclusive aus-

ländische Investoren. 12 Die Reform sieht vor, 

daß unter dem Gesamtplan der Regierungen 

aller Ebenen die Wirtschaftsbranchen, Unter­

nehmen und öffentliche Einrichtungen ein­

zeln oder gemeinsam Einrichtungen der Be­

rufsbildung betreiben sollen. Auch die Partei­

en, die Branchengewerkschaften und Privat­

personen sind angesprochen. Rundfunk, Bil­

dungsfernsehen und das Fernstudium gehö­

ren ebenfalls dazu. 13 Die Vielfalt der beab­

sichtigten Beteiligungen ist kaum mehr zu 

durchschauen. Um dem Wildwuchs und 

Mißbrauch einen Riegel vorzuschieben, sol­

len die Eröffnung und Schließung beruflicher 

Bildungsstätten streng nach Vorschriften und 

Genehmigungsverfahren des Staates erfol­

gen. Erfahrungsgemäß ist mit einer längeren 

Umsetzungsphase dieser Regelung in der 

chinesischen Administration zu rechnen. 

Ein neuer Typ von Berufsschulen, der durch 

gemeinsame Finanzierung gegenwärtig ein­

gerichtet wird, sind die Berufsbildungszen­

tren (BBZ) in Städten und Kreisen der Pro­

vinzen. In den 80er Jahren hatten solche 

BBZ vor allem eine anleitende Funktion bei 

der Entwicklung von Lehrplänen und Lehr­

mitteln und waren zuständig für die Fortbil­

dung des Leitungspersonals und der Lehr­

kräfte. Die neuen Zentren entstehen durch 

die Zusammenlegung verschiedener Schulty­

pen und können alle nur denkbaren Berufs­

bildungsaufgaben unter einem Dach verei­

nen, von der Kurzausbildung bis hin zur Um­

schulung in andere Berufe. Auch Bildungs­

sendungen des Rundfunks und Fernsehens 

werden hergestellt und ausgestrahlt. Es gibt 

Pläne, die Schülerzahlen solcher Zentren bis 

auf 4 000 zu erweitern. 14 

Neben den herkömmlichen Lehrwerkstätten 

sind den BBZ auch Schulfabriken oder land­

wirtschaftliche Betriebe angegliedert, eine 

der häufigsten Verbindungen der Berufsschu­

le mit der Produktion. Sie bestehen ebenfalls 

an einem Teil der FAS und BMS. Auf diesem 

Wege sollen Schulen als Zentren für das Ver­

breiten moderner Techniken und wissen-
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schaftlicher Erkenntnisse dienen, besonders 

auf dem Lande. Ein Doppelziel der Ausbil­

dung ist die bessere Handlungsfähigkeit der 

Schüler und die wechselseitige Förderung 

der Beziehung von Berufsbildung und Wirt­

schaft in der Region. 15 Schulbetriebe dienen 

zuerst dem Gelderwerb, nicht alle bilden aus. 

Erst an zweiter Stelle werden sie für Lehr­

zwecke genutzt, wobei diese Form produkti­

ver Arbeit wachsendes Interesse findet. 

Reformansätze 
in den Berufschulen 

Die Beteiligung verschiedener Institutionen 

an der Berufsbildung betrifft auch die innere 

Reform der Berufsschulen. Für die Leitung 

sollen Vorstände gebildet und ein "princi­

pal"- Verantwortungssystem eingeführt wer­

den. Das Fernziel ist die Selbstverwaltung 

bei gleichzeitiger Stärkung der Führungsver­

antwortung der Trägerbehörden. Da die Fi­

nanzmittel knapp sind, werden in jeder Stadt 

und in jedem Kreis ein oder zwei "Vorbild­

schulen" geschaffen, die als Leitschulen für 

die Reform dienen. Zugleich wird mehr Qua­

lität in der Ausbildung gefordert. An allen 

Berufsschultypen besteht ein Defizit in der 

Beachtung beruflicher Anforderungen. Die 

Betriebe sind an der Entwicklung der Lehr­

pläne selten beteiligt. Auch bei den fachtheo­

retischen Inhalten fehlen die Verbindungen 

zur Arbeitswelt. Lehrkräfte und Ausbilder 

verfügen kaum über praktische Berufserfah­

rungen, viele haben noch nie einen Produkti­

onsbetrieb gesehen. Die Fachdidaktik ist we­

nig entwickelt, Lehrmittel und Medien müs­

sen aktualisiert werden. 

Ein Hauptproblem der FAS sind die eng ge­

schnittenen Berufsbilder, die entsprechend 

der beruflichen Arbeitsteilung in den chinesi­

schen Unternehmen zu Beginn der 50er Jahre 

in enger Anlehnung an die sowjetische Be­

rufsbildung übernommen wurden. Ausgebil­

det wird in Kooperation mit Betrieben von 46 

Branchenministerien nach relativ eng profi-

lierten ca. 500 Fachrichtungen, die sich mit 

Industrieberufen in Deutschland aus den 

50er und 60er Jahren vergleichen lassen. 

Empfehlungen zur breiteren Grundlagenbil­

dung und Fachbildung gibt es seitens der 

Branchenministerien, aber die Prüfungsrege­

lungen des Arbeitsministeriums räumen für 

solche Veränderungen wenig Spielraum ein. 

Die meisten Unternehmen haben eine ausge­

prägte tayloristische Arbeitsteilung. Aus 

Gründen der Beschäftigungssicherung müs­

sen Kompromisse bei der Profilierung der 

Berufe eingegangen werden. In den chinesi­

schen Banken arbeiten z. B. sechs Mitarbei­

ter an Aufgaben, die in Deutschland von zwei 

Angestellten zu erledigen sind. Die seit Juni 

1992 gültige Berufsklassifikation der Ange­

lernten und Facharbeiter mit 4 563 Berufstä­

tigkeiten, für die zwischen sechs Monaten 

und drei Jahren ausgebildet wird, verdeut­

licht das Problem. 

Die an den BMS ausgebildeten Berufe befin­

den sich ebenfalls in der Neuordnung. Die 

ursprünglich als Alternative zu den Mittel­

schulen Oberstufe gedachte Ausbildung für 

gewerblich-technische, landwirtschaftliche, 

kaufmännische und andere Berufe hat sich in 

den letzten Jahren mehr und mehr für den 

Dienstleistungssektor profiliert. BMS bilden 

heute für Banken und Versicherungen, für 

Hotels und den Tourismus, aber auch Schnei­

der, Friseure, Kosmetikerinnen, Modegestal­

ter und Kraftfahrzeugmechaniker aus. Über 

die Anzahl der Berufe und deren Tätigkeits­

profil gibt es keine Übersicht mehr. Die Er­

ziehungsbehörden und lokalen Regierungen 

haben aufgrund des Bedarfs der örtlichen 

Wirtschaft in eigener Regie die Berufsstrukur 

und Ausbildungskapazitäten verändert. Die 

SEK hat deshalb vor kurzem eine Untersu­

chung der ursprünglich zwölf Berufsfelder 

veranlaßt 

Am meisten kontrovers ist die Diskussion 

über die Entwicklung der FMS. Die an die­

sem Schultyp in neun Berufsfeldern und 518 

Fachrichtungen ausgebildeten "Kader" be-

44 

\ 
BWP 24/1995/6 • Berufsbildung international 

setzen vor allem die unteren und mittleren 

Führungspositionen in der Wirtschaft. Das ist 

kein Problem in Fachrichtungen, wie Buch­

haltung oder Außenhandel, die sich in voll­

zeitschulischer Form mit ergänzenden Be­

triebspraktika ausbilden lassen. Aber in den 

gewerblich-technischen Berufen verstärkt 

sich die Kritik aus der Wirtschaft, daß die 

Absolventen keine praktische Berufserfah­

rung haben und gegenüber den solider ausge­

bildeten Facharbeitern benachteiligt sind. Es 

wurde bereits erprobt, in den Ausbildungs­

gang verstärkt berufspraktische Übungen 

einzufügen. Doch auch mit dieser Ergänzung 

konnten die von den Betrieben nachgefragten 

berufserfahrenen Techniker nicht ausgebildet 

werden. Dennoch werden die FMS vermut­

lich wie bisher als Vollzeitschulen mit diffe­

renzierter Ausbildungsdauer im Anschluß an 

die Klasse neun oder zwölf bestehen bleiben. 

Es gibt außerdem von der SEK die Empfeh­

lung, in einigen Fachrichtungen das Studium 

im Anschluß an die Klasse neun von vier auf 

fünf Jahre zu erweitern und damit den Status 

von Fachhochschulen zu erreichen. Die FMS 

wären dann auf der gleichen Ebene wie die 

sogenannten BHS angesiedelt. Diese Ten­

denz zu höheren Abschlüssen ist für die gan­

ze Reform kennzeichnend. Die Bezeichnung 

Fachhochschule in der deutschen Überset­

zung ist mißverständlich, denn der Studien­

gang entspricht in keiner Weise dem von 

praktisch ausgebildeten Ingenieuren. 

Nicht zuletzt haben alle zuständigen Stellen 

die Vorgabe erhalten, den Anteil der Jugend­

lichen in den Berufsschulen im Verhältnis zu 

der Schülern in der Mittelschule Oberstufe 

auf mehr als die Hälfte zu erhöhen. Auf der 

einen Seite sollen damit die Bewerberzahlen 

an den Hochschulen reduziert werden. Für 

die 2,32 Millionen Absolventen der Mittel­

schule Oberstufe standen 1993 rund 920 000 

Studienplätze zur Verfügung. Die Zahl der 

Studienplätze kann in absehbarer Zeit nicht 

erhöht werden. 16 Auf der anderen Seite 

drängt die Wirtschaft darauf, daß mehr Ju­

gendliche eine Berufsausbildung als Fachar-



beiter oder Techniker erhalten, denn exakt 

geht es um die Verteilung von nicht viel mehr 

als 50 Prozent der Absolventen der Mittel­

schule Unterstufe auf alle anschließenden 

Bildungswege. Im Vergleich zu den Indu­

strieländern ist auch die Ausbildung im 

Hochschulbereich anteilig gering. An den re­

gulären Universitäten und Hochschulen und 

an den Hochschulen der Erwachsenenbil­

dung gab es 1992 bei 594 Millionen Er­

werbstätigen 4,398 Millionen Studenten 

(0,733 Prozent). In der Bundesrepublik 

Deutschland waren es zum Vergleich im 

selben Jahr 34,66 Millionen Erwerbstätige 

und 1,698 Millionen Studenten (5,26 Pro­

zent). 17 

Veränderungen in 
der Bildungsverwaltung 

Die traditionell dreigliedrige Verwaltungs­

struktur der Berufsbildung, die von den Er­

ziehungsbehörden, den Branchenministerien 

und den Arbeitsbehörden auf zentraler und 

regionaler Ebene getragen wird, wird voraus­

sichtlich auch nach 2000 Gültigkeit haben. 

Wie in der Wirtschaft lautet der Reforman­

satz "Makro-Steuerung" bei gleichzeitiger 

Übertragung von mehr Verantwortung auf 

die regionalen Ebenen. Die 1985 aus dem Er­

ziehungsministerium hervorgegangene Staat­

liche Erziehungskommission wurde verant­

wortlich gemacht für die gesamte Bildungs­

reform. Sie verantwortet die Berufsbildungs­

politik, die Gesamtplanung der Berufsbil­

dung und andere übergreifende Aufgaben der 

Anleitung und Kontrolle. 18 Gleichzeitig soll 

die Zuständigkeit der regionalen Erziehungs­

kommissionen gestärkt werden. Unter dieser 

Leitfunktion steht auch die Kooperation und 

Arbeitsteilung mit den anderen Ministerien. 

Welche Veränderungen für die Verwaltung 

der Berufsbildung sich daraus ergeben wer­

den, ist noch nicht zu übersehen. Am Bei­

spiel der Leichtindustrie war zu erfahren, daß 

die Festlegung der Aufnahmekontingente, 

die Vermittlung nach der Ausbildung, die 

Schulorganisation und die Koordinierung mit 

der örtlichen Wirtschaft von den regionalen 

Instanzen verantwortet werden. In der Zen­

trale verbleiben neben anderen Aufgaben die 

Ausarbeitung mittel- und langfristiger Pro­

gnosen; die Koordination der Ausbildungs­

zentren und die Netzentwicklung; die Klassi­

fikation der Berufe beziehungsweise Fach­

richtungen; die Lehrplanentwicklung und die 

Schulaufsicht und damit maßgebliche Füh­

rungsaufgaben. 19 

Ein spezielles Reformthema in der Bildungs­

verwaltung, das Prüfungssystem, kann hier 

nur angedeutet werden. Im Auftrag des 

Staatsrates führt das Arbeitsministerium ge­

genwärtig landesweit ein neues Zertifikate­

System ein, das von der unteren Stufe der 

Teilausbildung bis zu den Abschlüssen der 

Hochschulausbildung reichen soll und an der 

Berufsklassifikation der ILO, dem in Kanada 

und Australien praktizierten CBT-System 

und anderen internationalen Vorbildern ange­

lehnt ist. Die Anmeldung zu den Prüfungen 

soll unabhängig vom Bildungsweg möglich 

sein. Ein Teil der Zertifikate mit internationa­

ler Anerkennung wird aus dem Ausland über­

nommen, zum Beispiel aus Großbritannien, 

den Vereinigten Staaten oder Japan. Das soll 

die Motivation der Auszubildenden fördern 

und die Chancen für ausländische Arbeits­

märkte verbessern. Auch die Übernahme von 

Zertifikaten aus Deutschland ist im Gespräch. 

Das vor drei Jahren eingeführte "2-Zertifika­

te-System" wird darin eingeordnet und er­

gänzt durch Berufstitel, wie "Junior-Techni­

ker" und "Senior-Techniker" für die Ab­

schlüsse der höheren Stufe. 

Lehrkräfte und 
Ausbildungspersonal 

Die Aus- und Fortbildung der Lehrkräfte für 

die Berufstheorie und die berufspraktische 

Ausbildung ist eine der schwierigsten Re­

formaufgaben. Nach der Bildungsstatistik 

sind genügend Lehrkräfte vorhanden. Das 

Lehrkräfte (Theorie und Praxis)-Schüler­

Verhältnis liegt bei 1 : 12 und einer wöchent­

lichen Kontaktstundenzahl zwischen acht 

und 14. Hinzu kommen zahlreiche nebenbe­

rufliche Lehrkräfte, die in der Statistik nicht 

erfaßt sind. Das Problem ist die Qualität der 

Aus- und Fortbildung. Zwar existieren für 

Lehrkräfte der Berufstheorie 14 Berufspäd­

agogische Hochschulen oder Fakultäten an 

Technischen Hochschulen, aber die Studen­

ten haben in der Regel keine berufliche und 

betriebliche Vorbildung. Pädagogik, Didaktik 

und Psychologie werden von Pädagogen der 

Allgemeinbildung gelehrt. Mit Förderung 

durch die deutsche Entwicklungszusammen­

arbeit wird eine neue Variante praxisorien­

tierter Ausbildung an der Tongji-Universität 

Shanghai erprobt. Auch am Institut für Ange­

wandte Technologie in Hangzhou läuft ein 

Modellversuch. Die Ausbilder in der VR 

China sind vor allem die Lehrkräfte in den 

Schulwerkstätten und Labors. Sie rekrutieren 

sich aus ehemaligen Absolventen der Schu­

len, Lehrern und Ingenieuren. Wie diese Be­

rufsgruppe zukünftig aus- und fortgebildet 

werden wird, hängt maßgeblich davon ab, 

welchen Stellenwert die betriebliche Ausbil­

dung erhalten wird. 

Ausblick 

Die für die Reform bekräftigte Bildungsphi­

losophie, daß die berufliche Bildung in allen 

Bereichen und auf allen Ebenen mit den Er­

fordernissen der Wirtschaft und der sozialen 

Entwicklung enger zu verbinden ist, ist für 

Chinas traditionell theorieorientiertes Schul­

system bereits eine Reform an sich. In Er­

wartung starker Schülerjahrgänge und unter 

Beachtung der insgesamt differenzierten Be­

schäftigungsanforderungen in den Wirt­

schaftsbereichen werden viele Bildungs­

maßnahmen pragmatisch auf aktuelle Be­

dürfnisse eingerichteteL Die breite berufliche 

Bildung, die über die unmittelbaren Erfor­

dernisse des betrieblichen Arbeitsplatzes hin­

ausgeht, Bildungsvorlauf schafft und beruf-
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liehe Flexibilität und Mobilität ermöglicht, 

ist für die Bildungspolitiker, die Berufsbild­

ner und andere Verantwortliche wie auch für 

die Beschäftigten noch eine Vision der Zu­

kunft. 

Langfristig zielt die Reform darauf, das An­

sehen der Berufsbildung insgesamt zu ver­

bessern, noch vorhandene "Erscheinungen 

der Verachtung" zu verändern. Eltern und Ju­

gendliche sind einseitig auf die Abiturstufe 

und das Studium fixiert oder zumindest auf 

die Ausbildung an einer Fachmittelschule. Es 

gibt erste Überlegungen, die Berufsbildung 

durchlässiger zu machen. Die einzelnen We­

ge sind Einbahnstraßen. Wer in die Berufs­

bildung der höheren Stufe oder gar bis zum 

Studium an der Universität gelangen möchte, 

kann nur den steinigen Pfad der Erwachse­

nenbildung mit einer Vielzahl von Prüfungen 

gehen. Die Verantwortlichen wissen sehr 

wohl, daß die Berufsbildung allein diese Re­

formaufgabe nicht lösen kann. 

Neu für China ist die wissenschaftliche Be­
gleitung der Reformarbeit Die Staatliche Er­

ziehungskommission hat 1990 mit deutscher 

Förderung ein Zentralinstitut für Berufsbil­

dung in Beijing (ZIBB) und zwei Regional­

institute (RIBB) in Shanghai und Liaoning 

gegründet, die Forschungs- und Entwick­

lungsarbeiten auf Landesebene und regionaler 

Ebene durchführen. Die Institute arbeiten un­

ter anderem an der Neuordnung von Berufen, 

sie erproben in Modellversuchen Formen der 

kooperativen Zusammenarbeit zwischen Be­

rufsschulen und Betrieben, fördern die Ver­

breitung moderner Ausbildungsmethoden 

und sind beteiligt an Entwicklungsarbeiten 

für ein System der Ausbildung und Fortbil­

dung der Lehrkräfte und des Ausbildungs­

personals. 
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Nachrichten 
KdBerichte 

Ausschuß für 
Fragen Behinderter (AFB) 

Saskia Keune 

Auf einer seiner letzten Sitzungen 

am 18./19. Mai 1995 hat sich der 

Ausschuß für Fragen Behinderter, 

der das Bundesinstitut für Berufsbil­

dung auf dem Gebiet der beruflichen 
Bildung Behinderter berät, u. a. mit 
der Integration von behinderten Ju­
gendlichen in die betriebliche Wirk­

lichkeit befaßt. 

Hierzu lagen interessante Modellversuchser­

gebnisse vor, die eine enge Kooperation von 

Betrieben in Rheinhessen-Vorderpfalz mit 

dem Berufsbildungswerk Worms zum Ge­

genstand haben. Im Berufsbildungswerk 

Worms erhalten junge Menschen mit Behin­

derungen, unterstützt von begleitenden Dien­

sten und angeleitet von fachkundigen Mitar­

beitern eine qualifizierte Berufsausbildung. 

Zentrale Zielsetzung des Modellversuchs 

war die Verbesserung der Marktchancen jun­

ger Menschen mit erheblichen Lern- und 

Leistungsproblemen. Dies insbesondere vor 

dem Hintergrund, daß junge Menschen mit 

Behinderungen zunehmend weniger Chan­

cen auf dem enger werdenden Arbeitsmarkt 

haben. 



Durch eine Intensivierung betrieblicher Prak­

tika sollen die Jugendlichen, die in Einrich­

tungen der beruflichen Rehabilitation ausge­

bildet werden, auf die Arbeitswelt vorbereitet 

und ihre Chance auf eine spätere Übernahme 

durch die jeweiligen Betriebe erhöht werden. 

Im Rahmen des Projektes wurde ein neues 

Konzept über betriebliche Praktika erstellt. 

Es beinhaltet, daß die Auszubildenden des 

Berufsbildungswerkes in Worms vermehrt 

Ausbildungsabschnitte in Betrieben absol­

vieren, im Regelfall einen je Ausbildungs­

jahr. Die Praktika sollen möglichst wohnort­

nah sein und von den Auszubildenden selbst 

gesucht werden. Das Konzept beinhaltet ne­

ben einer intensiveren Vorbereitung der be­

trieblichen Ausbildungsabschnitte die Be­

treuung der Jugendlichen während des Prak­

tikums. 

Was hat sich für die Jugendlichen 
materiell durch den Modellversuch 
geändert? 

Vor dem Modellversuch wurde ein Betriebs­

praktikum im zweiten Ausbildungsjahr 

durchgeführt. Nun sind jährliche Praktika 

vorgesehen. Neu ist außerdem, daß der Be­

trieb eine Beurteilung über die gesamte Prak­

tikumszeit liefert und auch der Jugendliche 

eine eigene Einschätzung gibt. Aufgrund die­

ser Fremd- und Selbsteinschätzung wird in 

der Einrichtung eine individuelle Lernstrate­

giefür den Jugendlichen erarbeitet. Dadurch 

können die Auszubildenden ihre Kenntnisse 

und Fertigkeiten einerseits unter betrieblichen 

Bedingungen vertiefen und andererseits er­

kannte Schwierigkeiten, wie beispielsweise 

mangelnde Sozialkompetenz, im Berufsbil­

dungswerk gezielt aufarbeiten. Durch die Er­

fahrung vor Ort könne in vielen Fällen Un­

sicherheiten vermindert und eine realisti­

schere Selbstwahrnehmung aufgebaut wer­

den. Außerdem besteht für die Auszubilden­

den Gelegenheit, mehrere Betriebe kennen­

zulernen, womit die Chance auf Übernahme 

in Arbeit steigt. 

Nach Ausbildungsabschluß steht das Berufs­

bildungswerk den ausgebildeten Jugendlichen 

bei beruflichen und sozialen Problemen als 

Ansprechpartner weiterhin zur Verfügung. Es 

vermittelt geeignete Plätze im sozialen Netz­

werk für diejenigen ehemaligen Auszubil­

denden, welche noch nicht in der Lage sind, 

im Berufsleben oder im Alltag allein zu be­

stehen. Dies schließt ggf. auch Wohnungsfür­

sorge mit ein. 

Aber nicht nur die Einrichtungen nehmen 

Betriebe in Anspruch. Auch Betriebe profi­

tieren von den Angeboten. So wird im Rah­

men von ausbildungsbegleitenden Hilfen die 

gezielte Unterstützung von leistungsschwä­

cheren Auszubildenden seitens eines Berufs­

bildungswerk-Fachteams angeboten. Es fin­

den Hilfen für betriebliche Auszubildende 

statt, die im Betrieb oder in der Berufsschule 

Schwierigkeiten haben. Diese Hilfen beste­

hen aus fachlichem Unterricht, der Förde­

rung sozialer Kompetenz und psychologi­

scher Betreuung. 

Zudem gibt es Seminare für Ausbilder und 

ein offenes Beratungsangebot Ziel der Aus­

bilderfortbildung ist insbesondere der Trans­

fer von Wissen über Lernbehinderung/Lern­

beeinträchtigung, die Erweiterung des päd­

agogischen Handlungsspektrums und der 

Kompetenz der betrieblichen Ausbilder. Ein 

Vorteil dieser Maßnahme ist auch, daß das 

Berufsbildungswerk in der Region bei den 

Arbeitgebern bekannter wird, was zu einer 

Verbesserung der Vermittlungschancen führt. 

Die wissenschaftliche Begleitung erfolge 

durch das "Zentrum für Arbeit und Soziales" 

der Universität Trier. Die Vorgehensweise 

war prozeßorientiert, d. h., die Ergebnisse 

aus der Evaluation der einzelnen Projektele­

mente flossen, soweit möglich, direkt in die 

Umsetzung ein. 

Im AFB wird auf die Übertragung der Ergeb­

nisse großer Wert gelegt. Eine Erprobung in 

anderen Einrichtungen ist bereits vorgese­

hen. 

Ein prüfungsspezifischer 
Schlüsselqualifikations­
Katalog 

Wilfried Reisse 

Schlüsselqualifikationen müssen -

neben fachspezifischen Qualifikatio­

nen - in beruflichen Prüfungen mit­

berücksichtigt werden, wenn die 

darauf begründeten Zertifikate 

etwas über die berufliche Hand­

lungsfähigkeit aussagen sollen. Dazu 

sind einige Voraussetzungen zu er­

füllen. So ist ein einheitlicher und 

realisierbarer Schlüsselqualifikations­

Katalog speziell für Prüfungen erfor­

derlich, wie ihn andere Industrie­

nationen schon verwenden. Eine 

Kurzbeschreibung des Katalogs wird 

ergänzt durch Informationen über 

die Auswahlkriterien, die zur Identi­

fizierung prüfungsgeeigneter Schlüs­

selqualifikationen führten und über 

die Verwendungsmöglichkeiten bei 

beruflichen Prüfungen. Der Katalog 

wird als Instrument gesehen, Prü­

fungen hinsichtlich ihrer Aussage­

kraft zu verbessern. Er ist als infor­

melle Ergänzung von Prüfungsstan­

dards zu verstehen, um in diesem 

Punkt den Anschluß an den interna­

tionalen Stand in vergleichbaren ln­

dustrienationen zu sichern. 

Fragestellung 

Prüfungen und die davon abgeleiteten Zerti­

fikate sollen etwas aussagen über die berufli­

che Handlungskompetenz - sonst sind die 

Zeugnisse kaum das Papier wert, auf dem sie 

gedruckt werden. Nach einem einfachen, 

häufig verwendeten Modell kann man sich 

berufliche Handlungsfähigkeit vorstellen als 

Zusammenwirken von spezifischen fach-

BWP 24/1995/6 • Nachrichten 

I 
47 



liehen Qualifikationen und übergreifenden 

Qualifikationen, den Schlüsselqualifikatio­

nen. Es kommt also darauf an, neben den 

fachlichen Qualifikationen auch Schlüssel­

qualifikationen in Prüfungen zu berück­

sichtigen. 

In diesem Beitrag 1 wird über einen Vorschlag 

informiert, der dazu beitragen kann, diese 

Forderung zu realisieren. 2 In bewußtem Kon­

trast zu einem Großteil der deutschsprachi­

gen Diskussion über Schlüsselqualifikatio­

nen in der beruflichen Bildung wird dabei 

versucht, bisher vernachlässigte psychologi­

sche Vergehensweisen zu realisieren, den in­

ternationalen Stand zu dieser Thematik aus­

zuwerten und Hilfen für einen Teilbereich 

der Berufsbildungspraxis - die Prüfungen -

zu entwickeln. 

Möglichkeiten, Grenzen und 
Voraussetzungen für Schlüssel­
qualifikationen in Prüfungen 

Welche Möglichkeiten, Grenzen und Voraus­

setzungen sind zu beachten, um Schlüssel­

qualifikationen zusammen mit fachspezifi­

schen Qualifikationen bei beruflichen Prü­

fungen und Zertifikaten zu berücksichtigen? 

Die Auswertung von Aufgaben- und Prü­

fungsformen zeigt, daß sich Schlüsselqualifi­

kationen durchaus in beruflichen Prüfungen 

miterfassen lassen. 3 

Allerdings muß vor Mißverständnissen ge­

warnt werden: 

• Es kann immer nur darum gehen, Schlüs­

selqualifikationen mitzuberücksichtigen, 

nicht etwa darum, sie isoliert zu prüfen. Ein 

Zeugnis beispielsweise mit den Prüfungser­

gebnissen "Planungs- und Organisationsfä­

higkeit Mangelhaft", "Kreativität: Sehr gut" 

wird wohl niemand ernsthaft anstreben. 

• Nicht alle für die Berufsbildung wichtigen 

Schlüsselqualifikationen sind durch die 

punktuelle Abschlußprüfung erlaßbar und 

durch das Prüfungszeugnis zu zertifizieren. 

Es ist irreführend, die Handlungskompetenz 

insgesamt prüfen zu wollen - das Prüfungs­

ergebnis kann nur einer von mehreren Indi­

katoren der beruflichen Handlungskompe­

tenz sein. 

• Um Schlüsselqualifikationen zusammen 

mit fachspezifischen Qualifikationen in Prü­

fungen verstärkt zu berücksichtigen, müssen 

einige Voraussetzungen erfüllt werden, die an 

anderer Stelle beschrieben wurden. 4 

So ist beispielsweise mehr als bisher in die 

Entwicklung von Aufgaben zu investieren. 

Schlüsselqualifikations-Katalog 

Ein Katalog mit einer begrenzten Anzahl von 

Schlüsselqualifikationen, die bei Prüfungen, 

Beurteilungen und Lernerfolgskontrollen be­

rücksichtigt werden können, gehört zu diesen 

notwendigen Voraussetzungen. 

Ein solcher Katalog sollte nicht willkürlich 

zusammengestellt werden oder ausschließ­

lich auf theoretischen Erwägungen begründet 

sein. Bei dem Katalog, über den hier berich­

tet wird, wurde statt dessen versucht, bei der 

Identifizierung von Schlüsselqualiftkationen 

Abbildung 1: Schlüsselqualifikations-Katalog für berufliche Prüfungen und Zertifikate 

Verwendung 

für alle 
Berufe 

zusätzlich 
für einzelne 
Berufsgruppen 

Schlüsselqualifikation 

Handlungswissen 

Kommunikation 

Kooperation 1 

Lernen /Informieren 

Problemlösen 

Planen I Organisieren 

Mathematische 
Fähigkeiten 

Kreatives Gestalten 

Raumvorstellung 

Sensomotorik 
(.,Handgeschick") 

1 Nicht geeignet für eine Berücksichtigung in Prüfungen 

Kurzbeschreibung 

Übergreifendes Wissen, das dem 
Handeln zugrunde liegt 

Auf unterschiedliche Weise (schriftlich, 
mündlich, mit Texten, Bildern usw.) 
miteinander fachlich kommunizieren 
(als Sender und Empfänger) 

I 

Entsprechend der jeweiligen Situation mit 
anderen erfolgreich zusammenarbeiten 

Neue Qualifikationen mit verschiedenen 
Methoden der lnformationssuche, 
des Lernens und des Übens erwerben 

Komplexe praktische Probleme lösen, die 
neue Wege forde rn, sowie Aufgaben 
bearbeiten, für die in besonderem 
Umfang Denkfähigkeit notwendig ist 

Arbeitsabläufe planen und organisieren 

Mathematische Konzepte und Verfahren 
auf berufliche Aufgaben anwenden 

Neue, ungewöhnliche Ideen und 
Problemlösungen entwickeln, 
besonders bei gestalterischen Aufgaben 

Räumliche Gegebenheiten und deren 
zweidimensionale Abbildung z. B. 
in technischen Zeichnungen aufeinander 
beziehen 

Zusammenwirken von Wahrnehmung 
und Motorik 
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für diesen Anwendungszweck u. a. die fol­

genden Kriterien zugrunde zu legen: 

• Berufspädagogische Relevanz 

• Operationalisierbarkeit 

• Internationale Bedeutung 

• Rechtliche Begründung 

• Anwendbarkeit in Prüfungspraxis 

Ein Gutachtenauftrag5 zeigte, daß sich eine 

größere Anzahl der über 600 in der berufs­

pädagogischen Literatur genannten Schlüs­

selqualifikationen (Kriterium "Berufspäd­

agogische Relevanz") einer begrenzten Zahl 

von Begriffen zuordnen lassen, die auch in 

der psychologischen Diagnostik verwendet 

werden (Kriterium "Operationalisierbar­

keit"). 

Eine Auswertung von Schlüsselqualifikati­

ons-Katalogen aus sechs angelsächsischen 

Ländern6 verdeutlichte, daß diese Länder 

über "offizielle", bildungspolitisch sanktio­

nierte Kataloge verfügen und dabei eine be­

grenzte Anzahl von Schlüsselqualifikationen 

ansetzen. Diese Schlüsselqualifikations­

Kataloge stimmen auch beachtlich überein. 

Sie gehören zu den nationalen Standards für 

die berufliche Bildung. Hier besteht offen­

sichtlich Nachholbedarf für die deutsche Be­

rufsbildung. 

Besonders auf diesen Grundlagen wurde ein 

Vorschlag "Schlüsselqualifikations-Katalog 

für berufliche Prüfung und Zertifizierung" 

abgeleitet, der sieben Schlüsselqualifikatio­

nen enthält, die für alle Berufe relevant sind, 

sowie zusätzlich drei Schlüsselqualifikatio­

nen, die für einzelne Berufsgruppen in Frage 

kommen (vgl. Abb. 1). Die Gewichtung, mit 

der diese Schlüsselqualifikationen zu berück­

sichtigen wären, wird von Beruf zu Beruf 

verschieden sein. Außerdem sind bei ein und 

derselben Schlüsselqualifikation je nach Be­

ruf unterschiedliche Akzente zu erwarten: 

Beispielsweise müssen Versicherungskauf­

mann und technische Zeichnerio in der Be­

rufspraxis kornmunizieren-aber in sehr ver­

schiedener Weise. 

Abbildung 2: Sechs Schlüsselqualifikationen für berufliche Prüfungen 

Schlüssel­
qualifikationen 
berücksichtigen 

Lernen/ 
Informieren 

zusätzlich je nach Berufsgruppe 

Anwendung des Katalogs in 
der Prüfungspraxis 

Von den möglichen Anwendungen eines sol­

chen Schlüsselqualifikations-Katalogs im 

Bereich beruflicher Prüfungen, Beurteilun­

gen und Zertifikate sind solche besonders in­

teressant, die sich auf die Prüfungen nach 

Berufsbildungsgesetz bzw. Handwerksord­

nung beziehen. Dabei ist zu beachten, daß es 

hier um eine spezielle Anwendung geht -

nicht um die berufliche Bildung insgesamt. 

Daraus folgt, daß Schlüsselqualifikations­

Kataloge für die berufliche Bildung insge­

samt, für Beurteilung und Zertifizierung und 

- wie hier - für punktuelle Prüfungen durch­

aus unterschiedlich zu konzipieren sind. 

Konkret ist damit gemeint, daß ein prüfungs­

spezifischer Katalog Einschränkungen be­

dingt. Er urnfaßt für diesen Verwendungs­

zweck nur noch sechs Schlüsselqualifikatio­

nen, die für alle Berufe in Frage kommen 

(vgl. Abb. 2). So wurde "Kooperationsfahig­

keit' ' als Schlüsselqualifikation nicht in die­

sen Katalog aufgenommen, obwohl gerade 

die Bedeutung dieser Schlüsselqualifikatio­

nen für die Berufsausübung und damit auch 

für die berufliche Bildung unumstritten ist. 

Besonders die von SEYFRIED 7 dargestellten 

Auswertungen und Überlegungen führen da­

zu, Kooperationsfähigkeit (oder auch Team­

fähigkeit) nicht mit einzubeziehen. Diese so­

ziale Qualifikation läßt sich nicht genügend 

eindeutig und widerspruchsfrei beschreiben, 
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und es fehlen Methoden, um sie unter den 

Bedingungen und Zielsetzungen beruflicher 

Prüfungen mitzuerfassen. 

Auch bei der Schlüsselqualifikation "Kreati­

ves Gestalten" wird Zurückhaltung empfoh­

len bei dem Versuch, diese im Rahmen punk­

tueller Prüfungen neben fachlichen Quali­

fikationen zu berücksichtigen. 

Damit werden auch die Grenzen punktueller 

Prüfungen für die Erfassung von manchen 

Aspekten der beruflichen Handlungsfahig­

keit deutlich. Andererseits zeigen sich auch 

die Chancen, diese offensichtlichen "Zertifi­

zierungslücken", die das Prüfungszeugnis in 

der Berufsausbildung aufweist, durch die 

beiden anderen abschließenden Zertifikate, 

das Ausbildungszeugnis des Betriebes und 

das Berufsschulzeugnis, auszufüllen. 

Konkret: Es wäre möglich, in diese beiden 

Zeugnisse, die auf Langzeitbeobachtungen 

beruhen, Hinweise auf Kooperationsfahig­

keit und Kreativität aufzunehmen, soweit 

dies sinnvoll ist. Solche Qualifikationen soll­

ten also besser bei Beurteilungen in Betrieb 

und Schule miterlaßt werden, allerdings nur 

mit Zurückhaltung. 

Wie lassen sich nun die so festgelegten 

Schlüsselqualifikationen integriert mit fach­

spezifischen Anforderungen in Prüfungen 

umsetzen? Prinzipiell ist das Vorgehen sehr 

einfach: Durch eine Auswertung der recht­

lichen Vorgaben und eine ergänzende Anfor­

derungsanalyse wird unter anderen geklärt, 

welche Teilqualifikationen etwa der Schlüs­

selqualifikation ,,Kommunikationsfähigkeit" 

für den jeweiligen Beruf wichtig sind. Da­

nach werden Aufgabenformen gesucht, die 

besonders geeignet erscheinen, diese Quali­

fikationen zu erfassen, und entsprechende 

Aufgaben entwickelt. Leider ist es um einiges 

schwieriger, diese einfache Strategie in der 

Prüfungspraxis umzusetzen, obwohl bereits 

eine respektable Zahl geeigneter Aufgaben­

formen hierfür zur Verfügung steht. 

Zum Stellenwert des Schlüssel­
qualifikations-Katalogs 

Dieser Vorschlag ist als Teil eines Konzeptes 

zu sehen, wie Prüfungen in der beruflichen 

Bildung Deutschlands nach Auffassung des 

Autors zu verändern wären: Als Beschrän­

kung auf das, was sinnvoll und realisierbar ist 

mit dem Ziel, mehr Professionalität beson­

ders bei der Entwicklung der Prüfungsaufga­

ben und eine höhere Qualität (d. h. unter an­

deren eine größere Aussagekraft) zu errei­

chen - weniger ist mehr. 

Der hier skizzierte Katalog ist darüber hinaus 

ein Versuch, den Anschluß an die internatio­

nale Entwicklung besonders in den angel­

sächsischen Ländern zu erreichen und die 

deutschen Standards in der beruflichen Bil­

dung wirkungsvoll zu ergänzen. Dahinter 

steht die Überlegung, daß Berufsbildungs­

standards und auch speziell der Marktwert 

beruflicher Zertifikate mehr und mehr unter 

internationalen Aspekten zu sehen ist. 

Anmerkungen: 

1 Der Beitrag geht zurück auf eine Präsentation von 

Ergebnissen des BIBB · Vorhabens "Schlüsselqualifi· 
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Unterausschuß I "Berufsbildungsforschung" des 

Bundesinstituts für Berufsbildung. 
2 Vgl. die ausführliche Darstellung bei Reisse, W: 
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tifizierung in der Berufsbildung. Bundesinstitut für 

Berufsbildung, Berlin (in Vorbereitung) sowie Reisse, 

W (Hrsg.): Schlüsselqualifikationen und Prüfungen­

psychologisch gesehen. Bundesinstitu t fü r Berufsbil­

dung, Berlin (in Vorbereitung). 
3 Vgl. Beispiele bei Blum, F; Hensgen, A.; Kloft, C.; 

Maichle, U. M.: Abschlußbericht. Forschungsprojekt 

Erfassung von Handlungskompetenz in den Prüfun­

gen der Industrie- und Handelskammern. DIHT-Ge­

sellschaft für berufliche Bildung, Bann 1995 sowie 

Reisse, W: Zentrale Erstellung von Prüfungsaufga­

ben in den USA: Beispiel "Educational Testing Ser­

vice" in: Wirtschaft und Berufs-Erziehung, 42 ( 1990) 

4, s. 105- 114. 
4 Vgl. Reisse, W: Wie kann man berufliche Hand­

lungskompetenz mit Prüfungen erfassen? In: Bundes­

institut für Berufsbildung (Hrsg.): Neue Berufe -

Neue Qualifikationen. 2. BIBB-Fachkongreß. Band 

"Umsetzung neuer Qualifikationen in die Berufsb il­

dungspraxis", Nürnberg / 993, S. 179-183 
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Datenverarbeitungskauf­
mann zügig neu ordnen! 

Joachim Häußler 

Schon seit Anfang der 80er Jahre 

fordert die Wirtschaft die Aktualisie­

rung des alten Berufsbildes Daten­

verarbeitungskaufmann aus dem 
Jahr 1969. Die Idee, den Bereich Da­

tenverarbeitung an eine übliche 

kaufmännische Ausbildung anzuhän­

gen, ergäbe jedoch eine viel zu lange 

Ausbildungszeit von ca. 41/2 Jahren. 

Zwei Studien des Bundesinstituts für 

Berufsbildung aus 1985 und 1995 be­

fürworten jedoch wie die Wirtschaft 

einen eigenständigen Beruf Daten­

verarbeitungskaufmann. Da die Er­

gebnisse der BIBB-Studien aber nicht 

aus repräsentativen Befragungen re­

sultierten, wurden sie nicht allge­

mein anerkannt. Der DIHT hat dar­

aufhin eine Umfrage bei den Ausbil­

dungsbetrieben über die Kammern 

durchgeführt. Die Ergebnisse dieser 

Umfrage sind repräsentativ. Von gut 

3 000 Ausbildungsbetrieben sind 934 

Fragebogen in die Auswertung ein­

gegangen. Die wichtigsten Ergebnis­

se wurden in einem Workshop im 

März 1995 vorgestellt. 



Schwerpunkte der ausbildenden Unterneh­

men sind mit je ca. 35 Prozent einmal der 

Dienstleistungsbereich einschließlich Soft­

wareentwicklung, der Handel einschließlich 

Handel mit Hard- und Software und mit ca. 

15 Prozent die Industrie, dabei vor allem die 

Chemieindustrie, Elektronik und Maschinen­

bau; ein Bereich, der in den jahrelangen Ge­

sprächen immer wieder als besonders wich­

tig für die Ausbildung von Datenverarbei­

tungskaufleuten herausgestellt wurde, näm­

lich die Hersteller von Hardware, sind als 

Ausbildungsbetriebe weniger von Bedeu­

tung. Auch Betriebe der Kredit- und Versi­

cherungswirtschaft sowie der Verwaltung 

sind weniger vertreten. Die Betriebsgröße 

der ausbi ldenden Betriebe liegt überwiegend 

bei den kleineren und mittleren Größen, d. h. 

zwischen zehn und 50 Beschäftigten, wobei 

über zehn Prozent der Unternehmen sogar 

unter zehn Beschäftigte aufweisen. Betrach­

tet man die einzelnen Wirtschaftszweige, aus 

denen die Fragebögen eingegangen sind, so 

gilt die soeben getroffene Aussage- Schwer­

punkt kleinere und mittlere Betriebe - fast 

durchgehend für alle Wirtschaftszweige; le­

diglich aus dem Bereich der Industrie gingen 

nennenswerte Antworten aus Großbetrieben 

mit über 1 000 Beschäftigten ein. 

In den Betrieben aller Wirtschaftszweige und 

Betriebsgrößen werden relativ wenige Da­

tenverarbeitungskaufleute ausgebildet. Es 

überwiegt eindeutig die Anzahl eins bis drei . 

Nur einige wenige Industriebetriebe haben 

größere Gruppen von über zehn Auszubil­

denden. 

Einsatzschwerpunkte Programmierung 
und Vertrieb/Service 

Die Einsatzfelder ausgebildeter Datenverar­

beitungskaufleute sind vielfältig. Die 

Schwerpunkte liegen einerseits auf der Pro­

grammierung, dies insbesondere in den Be­

reichen Industrie und Dienstleistungen, aber 

auch im Handel. Darüber hinaus sind ausge-

bildete Datenverarbeitungskaufleute im Han­

del vor allem im Vertrieb und Service einge­

setzt, dies kommt aber auch in der Industrie 

und im Dienstleistungsbereich vor. Fachab­

teilungen in Industriebetrieben stellen eben­

falls ein nennenswertes Einsatzgebiet ausge­

bildeter Datenverarbeitungskaufleute dar. 

Der eigentliche Technikbereich (Hardware) 

wird kaum als Einsatz genannt; der nach dem 

bisherigen Berufsbild aufgeführte Schwer­

punkt Operating ist in der Form nicht mehr 

anzutreffen, sondern selbstverständlicher Teil 

bei den eigentlichen Schwerpunkteinsatzge­

bieten. 

Die Betriebe waren nach ihrer Einschätzung 

zu der bisherigen Ausbildung zum Datenver­

aibeitungskaufmann im Sinne einer "be­

darfsgerechten Ausbildung" befragt worden. 

Über 75 Prozent der Befragten bejahten die­

se Antwort, sprachen sich natürlich aber für 

Modifikationen der Ausbildung aus, was bei 

dem veralteten Berufsbild aus dem Jahr 1969 

völlig verständlich ist. Diese positive Ein­

schätzung verteilt sich durchgehend auf alle 

Schwerpunkt-Einsatzfelder Industrie, Handel 

und Dienstleistungen. Die positivste Ein­

schätzung findet sich letztlich in der Industrie. 

Die Frage nach einem "anderen Qualifikati­

onsbedarf auf der Ebene Duales System" be­

antworteten zwei Drittel der Unternehmen 

negativ, so daß davon ausgegangen werden 

kann, daß das Qualifikationsprofil Datenver­

arbeitungskaufmann insgesamt "stimmt" -

mit Modifikationen. So sollen bei einer zu­

künftigen Ausbildung stärker berücksichtigt 

werden insbesondere "DV-Methoden". Hier­

unter sind nach der Häufigkeit der Nennun­

gen zu verstehen: Netzwerke, moderne höhe­

re Programmiersprachen, Hardware-Kennt­

nisse, Datenbanken, Anwendungsprogram­

me, Systemsoftware - Mehrfachnennungen 

waren möglich. Eine verstärkte kaufmän­

nisch-betriebswirtschaftliche Ausbildung 

wurde nennenswert nicht gefordert, so daß 

davon ausgegangen werden kann, daß nach 

Meinung der Befragten das Verhältnis zwi-

sehen kaufmännischer und EDV-Ausbildung 

ebenfalls "stimmt". Weniger berücksichtigt 

werden sollten in der Zukunft vor allem alte 

Programmiersprachen sowie nach dem Be­

rufsbild noch geforderte veraltete Techniken. 

Keine Zeit mehr zu verlieren 

Die Ergebnisse der Studie zeigen, daß die 

Ausbildungsbetriebe im großen und ganzen 

mit der Ausbildung zum Datenverarbeitungs­

kaufmann zufrieden sind und vor allen Din­

gen auch die Einsatzmöglichkeiten der Aus­

gebildeten gut sind. Dies zeigen auch Ver­

laufsstudien verschiedener anderer Institute. 

Der Beruf muß daher rasch an die neuen 

technischen und organisatorischen Erforder­

nisse angepaßt werden. Dies gilt um so mehr, 

als drei Viertel der befragten Unternehmen 

beabsichtigen, auch in der Zukunft minde­

stens im gleichem Umfang - wenn nicht 

mehr - auszubilden. Das eindeutig positive 

Votum der Unternehmen, das auch schon in 

den BIBB-Studien zum Ausdruck kam, wird 

durch die DIHT-Studie repräsentativ unter­

mauert - der Datenverarbeitungskaufmann 

ist nun zügig neu zu ordnen. Einzubeziehen 

in die Neuordnungsüberlegungen ist auch der 

DIHT-Vorschlag "Kaufmann/Kauffrau für 

EDV-Systemtechnik", der sich insbesondere 

an kleinere und mittlere Beratungsunterneh­

men wendet. 

Vielleicht muß der "Geist von Ahaus" wie­

derbelebt werden: 1987 wurden in Ahaus/ 

Westfalen in einer Klausurtagung die 

"Grundsätze für die Neuordnung der büro­

wirtschaftlichen Ausbildungsberufe" zwi­

schen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorgani­

sationen einvernehmlich verabschiedet, die 

dann Grundlage für die Überarbeitung der 

Ausbildungsberufe Bürogehilfin und Büro­

kaufmann waren. So komplex die weiteren 

Neuordnungsarbeiten waren - sie waren je­

denfalls erfolgreich! Vielleicht kann eine 

neue Klausurtagung den Durchbruch schaf­

fen . 
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Werden Ausbildungsplätze 
auch im Westen immer 
mehr zur Mangelware? 

Harald Brandes, Günter Walden 

Es ist zu befürchten, daß die Zahl der 

neu abgeschlossenen Ausbildungs­

verträge für das Ausbildungsjahr 

1995/96 im Westen hinter den Er­

wartungen zurückbleiben wird. Vor 

allem im Osten Deutschlands ist 

nicht damit zu rechnen, daß allen 

jungen Menschen, die dies wollen, 

eine betriebliche Berufsausbildung 

im dualen System ermöglicht wird. 

Jetzt wird auch (wieder) die Diskus­

sion zu führen sein, wie dem Mangel 

an betrieblichen Ausbildungsplätzen 

begegnet werden kann. Hierbei ist 
es aber nicht unwichtig, ob der Man­

gel an Ausbildungsplätzen nur kurz­

fristig von Bedeutung sein wird oder 
ob mit einem längerfristig wirken­
den Defizit zu rechnen ist und auf 

welche erkennbaren Ursachen dies 

zurückzuführen ist. 

Da Ausbildungsplatzprobleme im dualen Sy­

stem, genauer gesagt Mangelsituationen bei 

den betrieblichen Ausbildungsplätzen, nicht 

neu sind, sondern ein Auf und Ab konstitutio­

nell mit dem dualen System verknüpft zu 

sein scheint, ist ein kurzer Rückblick auf die 

jüngere Geschichte der Ausbildungsplatz­

entwicklung angebracht und nützlich, bevor 

wir uns mit der gegenwärtigen und vor allem 

mit der in nächster Zukunft zu erwartenden 

Entwicklung beschäftigen. 

Auch in den 70er Jahren war die 
Ausbildungsplatzsituation angespannt 

Bereits seit der Mitte der 80er Jahre ist in den 

alten Bundesländern ein stetiger Rückgang 

der Zahl betrieblicher Ausbildungsverhält­

nisse feststellbar. Befanden sich 1985 noch 

rd. 1,8 Millionen Personen in einer betriebli­

chen Ausbildung, lag die Zahll993 nur noch 

bei 1,3 Millionen. 1 Der Rückgang der Auszu­

bildendenzahlen war dabei besonders ausge­

prägt bei den Kleinbetrieben (mit weniger als 

zehn Beschäftigten); bei diesen Betrieben re­

duzierte sich die Zahl der Auszubildenden 

um rund 40 Prozent, während der Rückgang 

bei den Großbetrieben (mit mindestens 500 

Beschäftigten) rund 17 Prozent betrug. 2 Seit 

1991 sind die Rückgänge der Auszubilden­

denzahlen allerdings vor allem auf den Rück­

zug der Großbetriebe aus der betrieblichen 

Ausbildung zurückzuführen. 

Fragt man nach den Gründen für diese Ent­

wicklung, so sind nachfrageorientierte Grün­

de von angebotsorientierten Gesichtspunkten 

zu unterscheiden. Bei den nachfrageorien­

tierten Aspekten ist insbesondere die demo­

graphische Entwicklung zu nennen. Auf­

grund der geburtenstarken Jahrgänge warEn­

de der 70er Jahre ein starker Anstieg der 

Nachfrage nach betrieblichen Ausbildungs­

plätzen zu verzeichnen. An die Betriebe wur­

den aus Politik und Wirtschaft Appelle ge­

richtet, zusätzliche Ausbildungsplätze zur 

Versorgung der wachsenden Zahl von Ju­

gendlichen bereitzustellen. Viele Betriebe 

kamen diesen Appellen nach und bildeten 

mehr als zuvor (und zum Teil wohl auch über 

den eigenen Bedarf) aus. Die Zahl der Aus­

zubildenden stieg so von 1,3 Millionen 1977 

auf 1,8 Millionen 1985 an. Die Situation am 

Ausbildungsstellenmarkt entspannte sich 

aber erst, als die Schulabgängerzahl und da­

mit auch die Nachfrage nach betrieblicher 

Ausbildung wieder zurückging. Die Rück­

gänge der Auszubildendenzahlen bis 1991, 

die hauptsächlich im kleinbetriebliehen Be­

reich stattfanden, dürften denn auch wesent­

lich auf die demographische Entwicklung 

zurückzuführen sein. An nachfrageorientier­

ten Gesichtspunkten ist zusätzlich auf das In­

teresse der Jugendlichen für eine betriebliche 

Ausbildung im Vergleich zu anderen, kon-
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kurrierenden Bildungsgängen, hinzuweisen. 

Hier wird seit einigen Jahren ein Nachlassen 

der Attraktivität der betrieblichen Ausbildung 

vor allem im Bereich bestimmter Hand­

werksberufe konstatiert. 

Die gegenwärtige Situation 
in Ostdeutschland unterscheidet 
sich deutlich vom Westen 

Neben nachfrageorientierten Gesichtspunk­

ten spielen angebotsorientierte Gründe, also 

das Interesse der Betriebe an der Ausbildung, 

für die Entwicklung der Auszubildendenzah­

len eine Rolle. In jüngster Zeit wird der 

Rückgang der Auszubildendenzahlen beglei­

tet von einer angespannteren Situation auf 

dem Ausbildungsstellenmarkt Für die Ju­

gendlichen ist es erheblich schwieriger ge­

worden, einen Ausbildungsplatz zu bekom­

men, der ihren Vorstellungen entspricht. 

In Ostdeutschland ist mit der Vereinigung das 

System der betrieblichen Berufsausbildung 

grundlegend verändert worden. Die Phase 

des Übergangs vom zentral geleiteten Be­

rufsbildungssystem der DDR zum dualen 

System der Bundesrepublik wurde und wird 

dabei von einer Reihe von Problemen beglei­

tet. Hier ist insbesondere die Entflechtung 

und Auflösung der Kombinate, welche die 

wichtigsten Träger der Berufsausbildung in 

der DDR waren, zu nennen. Die Einführung 

des neuen Berufsbildungssystems in Ost­

deutschland wurde von einem drastischen 

Rückgang der Ausbildung in Industrie und 

Landwirtschaft begleitet. Verschärfend für 

die gegenwärtige Situation kommt hinzu, daß 

für das Ausbildungsjahr 1995 erstmalig keine 

Ausbildungsverträge mehr abgeschlossen 

wurden, die von der ehemaligen Treuhand 

oder deren Nachfolgeinstitutionen finanziert 

werden. Die Zahl der Auszubildenden insge­

samt ist in Ostdeutschland heute deutlich 

niedriger als zu DDR-Zeiten. Das von der 

Wirtschaft bereitgestellte Angebot an Ausbil­

dungsplätzen reicht zur Versorgung der eine 



Ausbildung nachfragenden Jugendlichen 

nicht aus. Neben der betrieblichen Berufs­

ausbildung kommt deshalb- mit öffentlichen 

Mitteln gefördert - außerbetrieblichen Be­

rufsbildungseinrichtungen eine starke Be­

deutung zu. 

ln den nächsten drei Jahren wird 
sich die Situation nicht verbessern 

Zu Zeiten, in denen die Nachfrage nach be­

trieblichen Ausbildungsplätzen das Angebot 

übersteigt, hängt die quantitative Entwick­

lung naturgemäß von den Entscheidungen in 

den Betrieben ab. Deshalb sollte man sie zu 

ihren Plänen und Absichten befragen. Das 

Bundesinstitut für Berufsbildung hat dies 

zwischen März und Juni 1995 im Rahmen 

des Referenz-Betriebs-Systems (RBS) getan, 

so daß auf Ergebnisse dieser Befragung bei 

mehr als 1 000 Ausbildungsbetrieben in 

West- und Ostdeutschland zurückgegriffen 

werden kann. 

Die Betriebe wurden zunächst danach ge­

fragt, wie sich die Zahl der Auszubildenden 

in ihrem Betrieb während der nächsten drei 

Jahre voraussichtlich entwickeln wird. Für 

die Betriebe, die einen Rückgang der Ausbil­

dung erwarten, wurde dann zusätzlich erfragt, 

welche Gründe hierfür maßgebend sind. 

Als wesentliches Ergebnis der Befragung ist 

herauszustellen, daß auch in den nächsten 

drei Jahren mehr Betriebe ihre Ausbildung 

einschränken als ausbauen wollen. 

Zwar will der größte Teil der Betriebe die 

Ausbildung in etwa im bisherigen Umfang 

weiterführen, für die Ableitung positiver oder 

negativer Tendenzen der zukünftigen Ge­

samtentwicklung der Ausbildung ist aber der 

Saldo aus Zunahme und Abnahme der Aus­

bildung entscheidend. 

Die Entwicklung der Ausbildung wurde dif­

ferenziert für drei Gruppen von Ausbildungs-

berufen erfragt. Das Ergebnis ist in der Ab­

bildung 1 dargestellt. 

Für alle Berufsgruppen ergeben sich negative 

Tendenzen im Hinblick auf die Entwicklung 

der Auszubildendenzahlen. Gewerblich-tech­

nische Berufe sind von diesem befürchteten 

Rückgang allerdings etwas weniger betroffen 

als andere Berufe. Während sich in diesem 

Berufsbereich ein Minus von neun Prozent­

punkten zwischen den Betrieben ergibt, die 

eine Erhöhung (13 Prozent) und denen, die 

eine Einschränkung (22 Prozent) der Ausbil­

dung planen, liegt die negative Entwicklung 

bei den kaufmännischen Berufen bei minus 

zwölf Prozentpunkten: acht Prozent der Be­

triebe wollen mehr, aber 20 Prozent weniger 

Ausbildungsplätze zur Verfügung stellen. 3 

Für alle übrigen Berufe ergibt sich ein Minus 

von 16 Prozentpunkten: zehn Prozent planen 

einen Ausbau der Ausbildung, 26 Prozent 

planen dagegen eine Reduzierung. 

Der erwartete Rückgang der 
Ausbildung gilt allgemein, 
Unterschiede zwischen Ost- und 
Westdeutschland sind aber 
feststellbar 

Sowohl bei den großen Industriebetrieben als 

auch bei den kleinen Handwerksbetrieben 

muß in den nächsten drei Jahren mit einer 

Reduzierung der Ausbildungsplatzzahlen ge­

rechnet werden; dies ist gleichermaßen für 

verschiedene Branchen wie für Ostdeutsch­

land und Westdeutschland feststellbar. Aller­

dings zeigt eine differenzierte Betrachtung 

der Situation in Ost- und Westdeutschland 

unterschiedliche Entwicklungstendenzen in 

einzelnen Betriebsgrößenklassen. 

In Westdeutschland zeigen sich die geschil­

derten negativen Tendenzen vor allem in der 

Gruppe kleinerer Betriebe (bis zu 49 Be­

schäftigte). Die Differenz zwischen den Be­

trieben, die eine Erhöhung (sechs Prozent) 

und denjenigen, die eine Abnahme der Aus-

Abbildung 1: Die Zahl der Auszubildenden ent­
wickelt sich in den nächsten drei 
Jahren wie folgt: (Angaben in %) 

gewerblich-
technische 

Berufe 

kaufmännisch-
verwaltende 

Berufe 

sonstige Berufe 
126 

• nimmt zu D nimmt ab 

Quelle: BIBB 

bildung (31 Prozent) im Bereich der gewerb­

lich-technischen Berufe erwarten, beträgt 

hier 25 Prozentpunkte. Für die Gruppe der 

mittleren (von 50 bis 499 Beschäftigte) und 

der größeren Betriebe (mindestens 500 Be­

schäftigte) beträgt der betreffende Saldo da­

gegen nur noch jeweils minus sieben Pro­

zentpunkte. In den anderen Berufsgruppen 

zeigen sich ähnliche Unterschiede bei einem 

Vergleich der Ergebnisse für unterschiedliche 

Betriebsgrößenklassen. Da in jüngster Zeit­

wie oben ausgeführt - der Rückgang der be­

trieblichen Ausbildung in den Großbetrieben 

stärker ausgeprägt war als im kleinbetrieb­

liehen Bereich, könnte dieses Ergebnis 

eine Trendwende ankündigen: Während sich 

der Rückgang im Bereich der großbetrieb­

liehen Ausbildung langsam abschwächt, sind 

für den kleinbetriebliehen Bereich sich ver­

stärkende Reduzierungstendenzen anzu­

nehmen. 

In Ostdeutschland ergibt sich bei einer Be­

trachtung der Ergebnisse für unterschiedliche 

Betriebsgrößenklassen ein gegenläufiges 

Bild. Die erwarteten Rückgänge der Ausbil­

dung sind hier vor allem auf die Situation in 

Großbetrieben4 zurückzuführen. In der 

Gruppe der Großbetriebe wollen hier bei den 

gewerblich-technischen Berufen 35 Prozent 
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der Betriebe die Ausbildung reduzieren, nur 

sechs Prozent gehen von einer Zunahme der 

Ausbildung aus. Für die kleineren und mitt­

leren Betriebe ist die negative Tendenz dage­

gen weniger stark ausgeprägt. Ähnliche Un­

terschiede zwischen einzelnen Betriebsgrö­

ßenklassen lassen sich für die anderen Be­

rufsgruppen ableiten. 

Vor allem für Großbetriebe gilt: 
"Kein Bedarf an neu ausgebildeten 
Fachkräften" 

Wie eingangs bereits gesagt, wird die not­

wendige Debatte über Möglichkeiten und 

Wege zur Steigerung des Angebotes an Aus­

bildungsplätzen verstärkt zu führen sein. 

Maßnahmen sollten sich nicht zuletzt an de­

nen orientieren, die die Verfügungsmacht 

über die betrieblichen Ausbildungsplätze ha­

ben, also an den Betrieben. 

Zur Orientierungshilfe wurden deshalb in der 

Erhebung des Bundesinstituts die Betriebe 

gefragt: "Falls Sie in Zukunft weniger ausbil­

den: Welche Gründe treffen zu?" 

• Der am häufigsten genannte Grund für ei­

ne Reduzierung der Ausbildung ist "kein Be­

darf an neu ausgebildeten Fachkräften", er 

wird von jedem dritten der Betriebe, die ihre 

Ausbildungsaktivitäten verringern möchten, 

angegeben. 

• Das gestiegene Kostenbewußtsein spiegelt 

sich in der häufigen Feststellung, daß ,,Aus­

bildung zu teuer" sei. Von allen Betrieben, 

die die Ausbildung reduzieren wollen, geben 

30 Prozent dies als Grund an. 

• Jeder fünfte Betrieb nennt "keine geeigne­

ten Bewerber" als Ursache der Verringerung 

der Ausbildung. 

• Nur für eine kleine Minderheit (fünf Pro­

zent) der Betriebe mit Rückzugsabsichten ist 

die Möglichkeit, über den Arbeitsmarkt 

(Fach-)Hochschulabsolventen für qualifizier­

te Arbeitsplätze zu gewinnen, ein Grund, die 

Ausbildung einzuschränken oder aufzuge­

ben. 

Gründe für den Rückzug 
aus der Ausbildung 

Auch bei diesen Begründungen zeigen sich 

Unterschiede zwischen West- und Ost­

deutschland, vor allem zeigen sich aber deut­

liche Unterschiede in der Begründungsstruk­

tur zwischen kleinen, mittleren und größeren 

Betrieben. Dies gilt gleichermaßen für die 

verschiedenen Berufsgruppen. Wir wollen im 

folgenden die Situation in den gewerblich­

technischen Berufen betrachten: 

Für Großbetriebe besteht der Hauptgrund für 

einen Rückgang der Ausbildung im fehlen­

den Bedarf an neu ausgebildeten Fachkräften 

(46 Prozent). Kleinbetriebe (15 Prozent) und 

mittlere Betriebe (26 Prozent) verweisen 

hierauf dagegen sehr viel seltener. Allerdings 

ist dies in Ostdeutschland anders. Hier nen­

nen immerhin noch ein Drittel der rückzugs­

willigen Kleinbetriebe einen fehlenden Fach­

kräftebedarf. Für ostdeutsche Großbetriebe 

liegt dieser Anteil sogar bei 50 Prozent. 

Kleinbetriebe (50 Prozent) und auch mittlere 

Betriebe (37 Prozent) meinen sehr viel häufi-

Abbildung 2: Warum wird weniger 
ausgebildet? (Angaben in %) 

35% kein Bedarf an neu ausgebi ldeten 
Fachkräften 

30% Ausbildung zu teuer 

2 5% schlechte wirtschaftliche Lage 

19% keine geeigneten Bewerber 

13% Fachkräfte vom Arbeitsmarkt 

12% Ausbildung zu aufwendig 

35 

5% Angebot an (Fach-)Hochschulabsolventen 
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ger als Großbetriebe (29 Prozent), daß die 

Ausbildung zu teuer sei. Diese Unterschiede 

in den Betriebsgrößenklassen sind gleicher­

maßen für Ost- wie für Westdeutschland 

nachweisbar. Dieses Ergebnis korrespondiert 

nicht mit den vom Bundesinstitut für Berufs­

bildung ermittelten Kostenwerten für die 

Ausbildung. Hiernach sind die Ausbildungs­

kosten in Kleinbetrieben wesentlich niedri­

ger als in Großbetrieben. 5 Es ist deshalb 

wohl eine subjektive Einschätzung, daß die 

Ausbildung insgesamt als zu aufwendig ein­

geschätzt wird. 

Der Grund "keine geeigneten Bewerber" 

wird vor allem von westdeutschen Kleinbe­

trieben genannt. Mehr als die Hälfte (52 Pro­

zent) dieser Betriebe sieht im Mangel an ge­

eigneten Bewerbern die Begründung für den 

prognostizierten Rückgang der Ausbildung; 

von den westdeutschen Großbetrieben fühlen 

sich hingegen nur 19 Prozent vom Mangel an 

geeigneten Bewerbern betroffen. Für ost­

deutsche Betriebe spielt der Mangel an ge­

eigneten Bewerbern hingegen keine Rolle. 

Fazit 

Die Befragung der Ausbildungsbetriebe im 

Frühjahr 1995 bietet nur wenige Ansatz­

punkte, die betriebliche Ausbildungsplatzsi­

tuation für die nähere Zukunft optimistisch 

einzuschätzen. Das Bild kann sich aufhellen, 

wenn es gelingt, mehr nicht ausbildende Be­

triebe, über die mit Hilfe der vorliegenden 

Befragung keine Aussagen gemacht werden 

können, für eine Ausbildung zu gewinnen. 

Vor allem in Ostdeutschland sollte dies gelin­

gen, da die dortigen Mittel- und Kleinbetrie­

be zumeist junge Betriebe sind, die sich in 

den ersten Jahren eine Ausbildung von jun­

gen Menschen noch nicht zutrauen. 

Betriebe, die keinen Fachkräftebedarf fest­

stellen, sollten darüber nachdenken, ob sie 

nicht zu sehr auf ihre derzeitige Persanalsi­

tuation fixiert sind und längerfristige Per-



spektiven vernachlässigen. Ausbildungsent­

scheidungen sind Entscheidungen für die Zu­

kunft, nicht für dieses und auch nicht für das 

nächste Jahr. Skeptisch muß man allerdings 

dem Versuch gegenüberstehen, Betriebe von 

einer Ausbildung über den eigenen Bedarf 

hinaus zu überzeugen. In einer Zeit gestiege­

nen Kostenbewußtseins, von "schlanken Un­

ternehmen", was sich nicht zuletzt im Abbau 

von Personal niederschlägt, dürfte eine sol­

che Strategie - anders als in den siebziger 

Jahren - wohl kaum erfolgversprechend sein. 

Die von den Betrieben vorgebrachten hohen 

Kosten für eine betriebliche Ausbildung wür­

den in vielen Fällen einer kritischen Nach­

prüfung nicht standhalten. Denn häufig wer­

den den zweifellos anfallenden Kosten die 

Erträge nicht gegenübergestellt. Hier tut Auf­

klärung not, denn auch eine "nur" subjektiv 

empfundene Kostenbelastung ist eine Tatsa­

che, die offensichtlich Anlaß zum Ausbil­

dungsplatzabbau bietet. 

Für die kleinbetriebliche Ausbildung in 

Westdeutschland sollte nach Wegen gesucht 

werden, die Ausbildung in diesen Betrieben 

wieder für einen größeren Bewerberkreis at­

traktiv zu machen. 

Anmerkungen: 

1 Vgl. Berufsbildungsbericht 1995, S. 53 
2 Die Rückgänge innerhalb der einzelnen Betriebs­

größenklassen wurden aus den Angaben der Beschäf­

tigtenstatistik der Bundesanstalt für Arbeit berechnet. 
3 Für / 993 war in einer Befragung westdeutscher 

Betriebe ohne Differenzierung nach Berufsg ruppen 

ein Saldo voll minus 8 Prozentpunkten ermittelt wor­

den. Vgl. lAB- Kurzbericht N1: 8 vom 1. 6. 1994 
4 Zu einem ähnlichen Ergebnis kam auch eine /993/ 

94 durchgeführte Erhebung bei ostdeutschen Ausbil­

dungsbe trieben. Vgl. Ul!·ich Degen, Günter Waiden: 

Ausbildungsbeteiligung der Betriebe, in: Ulrich De­

gen, Günter Waiden, Klaus Berger: Berufsausbildung 

in den neuen Bundesländern. Daten, Analysen, Per­

spektiven, Bundesinstitut für Beruf5bildung, Berichte 

zur beruflichen Bildung, Heft 180, Bietefeld 1995 
5 Vg/. Richard v. Ba rde/eben, Ursula Beicht, Kaiman 

Fehe1; Kosten und Nutzen der betrieblichen Berufs­

ausbildung; in: BWP 23 ( 1994) 3, S. 3- 11 

Kensionen 

Weiterbildung in Europa 

Uwe Grünewald 

Sozialer Dialog und Weiterbildung in Eu­

ropa. Neue Herausforderungen für die Ge­

werkschaften 

W. Heidemann, W. Kruse, A. Paul-Kohlhoff, 

Chr. Zeuner 

Berlin 1994 

Eigentlich haben wir uns in Deutschland dar­

an gewöhnt, daß wir uns im Bereich der be­

ruflichen Bildung eher als Sponsoren denn 

als Akteure im europäischen Einigungspro­

zeß begreifen. Schließlich sind wir der größte 

Nettozahler der Union. Schließlich haben wir 

das duale System, um das uns viele andere 

EU-Staaten beneiden und das uns, zumindest 

jetzt noch, die niedrigste Jugendarbeitslosen­

quote in Europa beschert. Schließlich haben 

wir das Konsensprinzip in Fragen der berufli­

chen Bildung entwickelt und bis fast hin zur 

Inflexibilität perfektioniert. Was also nützen 

uns die Funktionsmechanismen anderer EU­

Staaten? 

Das vorliegende Buch ist eines der zahlrei­

chen Produkte aus der ersten, inzwischen ab­

geschlossenen Generation der europäischen 

Aktionsprogramme im Bereich der berufli­

chen Bildung (FORCE). Diese Programme 

haben den unbequemen Weg beschritten, eu­

ropäische Annäherung nicht zu verordnen 

oder gar per Gesetz zu harmonisieren, son­

dern über transnationale Pilotprojekte sowie 

gemeinsame Forschungs- und Entwicklungs­

aktivitäten erfahrbar zu machen. 

Eine besondere Bedeutung hat in allen Län­

dern der Europäischen Union dabei der Dialog 

zwischen den Sozialpartnern auf allen Ebe­

nen, sei es auf europäischer Ebene, national 

oder regional (auch euregional) oder auf sek­

toraler Ebene. Es gibt bisher wenige Arbei­

ten, die in der analytischen Darstellung von 

administrativen und kooperativen Strukturen 

über die Befassung mit einer nationalen Si­

tuation oder einen bilateralen Vergleich hin­

ausgehen. 

Die vorliegende Studie versucht einen Quer­

vergleich zentraler Aspekte des sozialen Dia­

logs in der beruflichen Weiterbildung über 

alle zwölf EU-Staaten hinweg. Durch die Be­

schränkung der Darstellung auf die jeweili­

gen für die Funktionsweise eines Dialogs der 

Sozialpartner relevanten Rahmenbedingun­

gen (sei es in der Struktur des Bildungswe­

sens bzw. der beruflichen Bildung, sei es im 

Selbstverständnis der im einzelnen Lande 

agierenden Gewerkschaften sowie der Inten­

sität der Befassung der gewerkschaftlichen 

Akteure mit Fragen der beruflichen Bildung, 

sei es bei der Beschreibung des Konzepts öf­

fentlicher Instanzen - Ministerien, regionale 

öffentliche Institutionen - für die Gestaltung 

der beruflichen Bildung) erhält der Leser ei­

nen hervorragenden und plastischen Einblick 

in die Gemeinsamkeit, aber vor allem auch 

die Unterschiedlichkeit der Realität des so­

zialen Dialogs in Fragen der beruflichen Bil­

dung in Europa. 

Insbesondere erlaubt es die Studie, die klei­

nen Ländermonographen bei Interesse an be­

stimmten Einzelaspekten querzulesen, um 

sich somit zu spezifischen Fragen, etwa die 

unterschiedlichen Ansätze zu tarifvertragli­

ehen Regelungen oder zur kollektiven Finan­

zierung im Bereich der beruflichen Weiter­

bildung einen mehrere Länder umfassenden 
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ersten Einblick zu verschaffen. Für Arbeit­

nehmervertreter, die in Deutschland sehr 

zahlreich im Bereich der Berufsausbildung 

in die Kooperation zwischen den Sozialpart­

nern eingebunden sind, wird deutlich, daß 

die berufliche, insbesondere die betriebliche 

Weiterbildung völlig andere Struktur- (oder 

Nichtstruktur-)Merkmale aufweist als in an­

deren Mitgliedsstaaten der Gemeinschaft. 

Außerdem offenbart der Vergleich, daß die 

Realität der beruflichen Weiterbildung in 

Deutschland in wesentlichen Bereichen nicht 

Ausdruck einer reflektiven Gestaltung, son­

dern Folge ökonomischer Machtverhältnisse 

ist. 

Insofern bildet das Abschlußkapitel zu Hand­

lungsfeldern und Handlungsorientierungen 

der Gewerkschaften für die Gestaltung der 

Weiterbildung einen folgerichtigen Abschluß 

der Studie, wobei ein Vergleich zwischen der 

zusammenfassenden Diskussion möglicher 

Handlungsfelder einer europäischen Ge­

werkschaftspolitik mit der Darstellung der 

Perspektiven der jeweiligen nationalen Poli­

tiken und den dort teilweise bereits erreich­

ten Kooperationsstrukturen äußerst reizvoll 

ist. Insgesamt vermittelt die Studie den Ein­

druck, daß der Aktionsspielraum zur Gestal­

tung der beruflichen Weiterbildung auf euro­

päischer Ebene noch sehr begrenzt ist. Wenn 

es ein zentraler Aspekt der europäischen Wei­

terbildungspolitik ist, die Rolle der Sozialpart­

ner zu einer Schlüsselrolle im Prozeß des 

strukturellen Wandels in Europa auszubauen, 

so muß auch und gerade in Deutschland Ge­

staltung der beruflichen Qualifizierung von 

Konsensbildung und Kompromißbereitschaft 

geprägt sein. 

Wünschenswert wäre es, wenn in einer zwei­

ten Studie zum Thema "Sozialer Dialog und 

Weiterbildung in Europa" der andere Partner 

im Dialog, die Arbeitgeberseite, national und 

europäischer seine Konzepte und Handlungs­

felder sowie die Themenfelder für eine Fort­

führung eines gestaltenden Dialogs aufweisen 

würde. 

Nützliches Arbeitsmittel 
und wichtiger Wegweiser 
zum Berufsbildungsrecht 

Michael Eule 

Berufsbildungsgesetz, BBiG; Kommentar 

für die Praxis 

Hans Hermann Wohlgemuth 

2. überarbeitete und erweiterte Auflage, Köln 

1995, Bund-Verlag, 663 Seiten, 118,- DM 

Im Frühjahr diesen Jahres ist nach acht Jah­

ren die stark erweiterte 2. Auflage des Kom­

mentars von Wohlgemuth zum Berufsbil­

dungsgesetz erschienen, diesmal in der Kom­

mentierung durch Wohlgemuth allein ohne 

den Mitautor der 1. Auflage Konrad Sarge. 

Wohlgemuth geht ausführlich auf die neuere 

Rechtsprechung des Bundesverfassungsge­

richts zum Prüfungswesen ein, die sich auf 

Mediziner- und Juristenprüfungen bezieht, 

und legt dar, warum die Anforderungen des 

Bundesverfassungsgerichts auch für Prüfun­

gen nach dem Berufsbildungsgesetz anzu­

wenden und welche Folgerungen hieraus zu 

ziehen sind(§ 35 Rdnr. 8aff.). 

Zur Kompetenzverteilung bei der Festlegung 

von Prüfungsaufgaben enthält die Kommen­

tierung eine detaillierte Auseinandersetzung 

mit der Rechtsprechung, insbesondere mit 

dem Urteil des OVG Nordrhein-Westfalen 

vom 19. 4. 1989 und der hierzu ergangenen 

Beschwerdeentscheidung des Bundesverwal­

tungsgerichts vom 13. 3. 1990 (§ 36 Rdnr. 7 

bis 19), stellt die Auslegung des§ 14 Muster­

prüfungsordnung durch das OVG Nordrhein­

Westfalen in Frage und empfiehlt implizit 

eine Überprüfung dieser Rechtsprechung 

durch andere Oberverwaltungsgerichte (§ 36 

Rdnr. 16a). 

Wohlgemuth ist heute Rechtsanwalt und Ju­

stitiar der IG Bergbau und Energie, war zu-
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vor Justitiar des Deutschen Gewerkschafts­

bundes. Er bezieht klar Position zugunsten 

der Rolle der Gewerkschaften und der Ar­

beitnehmerbeauftragten in den Organen nach 

dem Berufsbildungsgesetz, den Prüfungsaus­

schüssen und den Berufsbildungsausschüs­

sen. Der Kommentar ist in erster Linie zuge­

schnitten auf die Zielgruppe von Arbeitneh­

merbeauftragten in diesen Gremien, auf Be­

triebsräte, Personalräte und gewerkschaftli­

che Funktionsträger, aber auch auf Entschei­

dungsträger in Verwaltungen und Gerichten, 

auf Rechtsanwälte und andere Arbeitsrecht­

ler. 

Durch seine solide juristische Behandlung 

von Streitfragen mit Angabe anderer Auffas­

sungen in Literatur und Rechtsprechung wird 

dem juristisch nicht vorgebildeten Praktiker 

deutlich, in welchen Sachfragen noch unter­

schiedliche Rechtsauffassungen bestehen 

und wo eine gefestigte Rechtsprechung vor­

handen ist. 

Zum Systemverständnis tragen die Querver­

weise auf die Mitbestimmungsmöglichkeiten 

nach dem Betriebsverfassungsgesetz bei, die 

bei den einschlägigen Vorschriften (z. B. § 21 

Rdnr. 14 zum Mitbestimmungsrecht bei der 

Bestellung von Ausbildungspersonal nach 

§ 98 Abs. 2 BetrVG) beigefügt sind. 

Das umfangreiche Stichwortverzeichnis ( 17 

Seiten) und die Gliederungen zu Beginn der 

Kommentierung wichtiger Vorschriften er­

leichtem dem eiligen oder unkundigen Leser 

den Zugriff auf die einschlägigen Sachaussa­

gen. 

Der umfangreiche Anhang von 172 Seiten 

enthält u. a. das Berufsbildungsförderungs­

gesetz, die Regelungen des Einigungsvertra­

ges zur Änderung des Berufsbildungsrechtes 

(leider nicht die Regelungen zur Frage der 

Gleichwertigkeit von Abschlüssen nach 

DDR-Recht), das Verzeichnis der anerkann­

ten Ausbildungsberufe, das Verzeichnis der 

zuständigen Stellen, die BGJ-Anrechnungs-



verordnung, die Berufsfachschulanrech­

nungsverordnung und exemplarisch vier 

Ausbildungsordnungen. Die Musterprü­

fungsordnungen für Abschlußprüfungen, 

Fortbildungs- und Umschulungsprüfungen 

sind in den Kommentierungen zu §§ 41 , 46, 

47 BBiG abgedruckt. Dadurch wird es für 

Einsteiger in das Berufsbildungsrecht mög­

lich, allein mit diesem Kommentar sich in 

das Geflecht vielfältiger Rechtsvorschriften 

von Berufsbildungsgesetz und Berufsbil­

dungsförderungsgesetz, Rechtsverordnungen 

auf der Grundlage des Berufsbildungsgeset­

zes, insbesondere Ausbildungsordnungen 

und Prüfungsordnungen der zuständigen 

Stellen hinein- und durchzufinden, ohne daß 

in jedem Fall weitere Hilfsmittel hinzugezo­

gen werden müßten. Bedauerlicherweise 

werden die Ausbildungsrahmenpläne, die in­

tegraler Bestandteil der Ausbildungsordnun­

gen sind, nur bei der neuen Ausbildungsord­

nung zum technischen Zeichner mit abge­

druckt, nicht bei den anderen drei Ausbil­

dungsordnungen, obwohl erst durch die Aus­

bildungsrahmenpläne in Verbindung mit den 

einschlägigen Prüfungsvorschriften des Ver­

ordnungstextes die Prüfungsanforderungen 

ermittelt werden könnten, was allein anhand 

des Verordnungstextes nicht möglich ist. 

Aufgenommen in die Kommentierungen 

sind auch eine Reihe von Empfehlungen des 

Hauptausschusses des Bundesinstituts für 

Berufsbildung, z. B. zu programmierten Prü­

fungen vom 14. Mai 1987 (§ 35 Rdnr. 8 m), 

anscheinend aus Platzgründen jedoch nicht 

alle wichtigen. Wünschenswert wäre bei­

spielsweise eine Aufnahme der Empfehlung 

des früheren Bundesausschusses für Berufs­

bildung vom 29. 3. 1972 zur Eignung von 

Ausbildungsstätten bei § 22 BBiG. 

Aufgrund seiner fundierten juristischen Her­

angehensweise verbunden mit einer über­

sichtlichen Darstellung des Diskussionsstan­

des in wichtigen Streitfragen ist die neue 

Auflage sowohl für Praktiker ein wichtiges 

Arbeitsmittel, das uneingeschränkt empfoh-

Jen werden kann, als auch für Funktionsträ­

ger geeignet, die sich einen Überblick über 

den Meinungsstand zu Sachfragen des Be­

rufsbildungsrechts verschaffen wollen. Sehr 

zu begrüßen ist auch der Beitrag, den Wohl­

gemuth zur Übertragung der Prüfungsrecht­

sprechung des Bundesverfassungsgerichts 

auf den Bereich der berufsbildenden Prüfun­

gen nach Berufsbildungsgesetz und Hand­

werksordnung leistet. 

Neues zum Verhältnis von 
Organisationsentwicklung 
und berufliche Bildung 

Christel Alt 

Berufsbildung und Organisationsentwick­

lung- Perspektiven, Modelle, Grundlagen 

Gisela Dybowski, Helmut Pütz, Felix Rauner 

(Hrsg.) 

Schriftenreihe Berufliche Bildung, Donat 

Verlag, Bremen 1995 

Der vorliegende Band soll Ideen und 

Suchstrategien zur Identifizierung des mögli­

chen Beitrags der Berufsbildungsforschung 

und von Entwicklungsaufgaben in der beruf­

lichen Bildung im Spannungsfeld von be­

trieblicher Organisationsentwicklung und ei­

genständigem Auftrag der beruflichen Bil­

dung aufdecken helfen. Die Frage, welchen 

Beitrag die Berufsbildungsforschung leistet 

bzw. leisten müßte, um die unterstellte Inter­

dependenz von betrieblicher Organisations­

entwicklung und beruflicher Bildung diffe­

renziert und zugleich umfassend zu analysie­

ren, war Anlaß für die Fortsetzung und Ver­

tiefung des schon früher begonnenen Dialogs 

zwischen Experten betrieblicher Praxis und 

Wissenschaftlern im Rahmen einer im Feb. 

1993 vom BIBB und dem ITB durchgeführ­

ten Fachtagung zum Thema. Der vorliegende 

Band enthält Beiträge aus der Fachtagung 

und weiterführende Diskussionen. 

Der in der Fachtagung entlang der 6 Schwer­

punkte 

• betriebliche Organisationsentwicklung 

und berufliche Bildung im internationalen 

Vergleich; 

• zum Wirkungszusammenhang von Orga­

nisationsentwicklung, Technikgestaltung und 

Qualifizierung; 

• betriebliche Innovationen und Strategien 

der Qualifizierung; 

• Grundfragen zum Verhältnis von Modell­

versuchen und betrieblicher Organisations­

entwicklung; 

• Medien und Qualifizierungskonzepte im 

Spannungsverhältnis zwischen Lerntechno­

logie und lernförderlicher Arbeitsgestaltung; 

• Qualifizierung von Berufspädagogen für 

lernende Organisationen; 

geführte Dialog wurde unter drei verschiede­

nen Blickwinkeln aufbereitet und zugänglich 

gemacht: 

1. Die Herausforderung durch neue Markt­

bedingungen und verschärften Qualifikati­

onswettbewerb sowie Konsequenzen für die 

Unternehmen und Mitarbeiter im Sinne einer 

partizipativen Organisationsentwicklung und 

eines neuen Mitarbeitertypus mit dem Ziel 

"lernendes Unternehmen" einerseits und ei­

nes relativ starren Berufsbildungssystems an­

dererseits. 

2. Die Notwendigkeit zur Neubestimmung 

beruflicher Bildung im Spannungsfeld von 

betrieblicher Innovation, individuellen Bil­

dungsansprüchen und Stärkung der Wettbe­

werbsfähigkeit 

3. Die Herausarbeitung eines Forschungs­

komplexes zum Verhältnis von beruflicher 

Bildung und betrieblicher Organisationsent­

wicklung. 

Als Leitgedanke zieht sich durch die einzel­

nen Beiträge die offene Frage nach der empi­

risch bis heute nicht genau nachgewiesenen 

Beziehung zwischen Organisationsentwick­

lung und beruflicher Bildung einerseits und 

der Eigenständigkeit beider Bereiche mit un­

terschiedlichen Interessen und in unter­

schiedlichen Bezugssystemen andererseits. 
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Die Sichtweisen reichen vom instrumentel­

len Charakter der Qualifizierung für die Ge­

staltung von Organisationsentwicklungspro­

zessen, den Interdependenzen zwischen Ent­

faltung des Gestaltungspotentials (nur) in ei­

ner dynamischen Organisation und der Ent­

wicklung von Gestaltungskompetenz als 

Qualifizierungsauftrag und -bedarf bis zur 

Betonung der eigenständigen Bildungsaufga­

be der beruflichen Bildung. Mit letzterer ver­

bunden geht es um die Identifizierung von 

Chancen, die das Berufskonzept und darin 

eingebunden die Ausbildung und berufliche 

Fortbildung für die betriebliche Verände­

rungsdynamik und veränderte Werthaltungen 

und Erwartungen der Lernenden und Be­

schäftigten bietet. 

Die im vorliegenden Band geleistete syste­

matische Aufbereitung und Entfaltung der 

Fragenkomplexe erleichtert eine Auseinan­

dersetzung mit der Thematik, prägt jedoch 

zugleich im Sinne der Sichtweise der Her­

ausgeber die Betrachtung. Auf die Lektüre 

der Einzelbeiträge sollte keineswegs verzich­

tet werden, will man zur eigenen Positions­

bestimmung und Identifizierung von For­

schungsfragen für die Berufsbildungsfor­

schung und von Entwicklungsaufgaben für 

die berufliche Bildung im Schnittstellenbe­

reich mit betrieblichen Organisationsprozes­

sen vorstoßen. 

So umfassend die Diskussion der Interdepen­

denzen und Gestaltungsfragen auch geführt 

wird, habe ich doch zweierlei vermißt Er­

stens bezieht sich die inhaltliche Diskussion 

recht einseitig auf die Produktionsarbeit und 

die darauf gerichteten Organisations- und 

Qualifizierungs- bzw. Bildungsfragen. Die 

Situation im Dienstleistungsbereich und die 

Aus- und Fortbildung bzw. berufliche Wei­

terbildung für diesen Aufgabenbereich bleibt 

weitgehend außen vor. Zweitens geht der 

Dialog zwischen Wissenschaftlern und be­

trieblicher Praxis anscheinend von einem 

doch recht eingeschränkten Praxisverständ­

nis aus. Die in den Unternehmen für OE-Pro-

zesse Verantwortlichen bleiben außen vor. 

Die Tatsache, daß Organisationsentwick­

lungsprozesse managementgeleitet sind, 

wird zwar benannt, die Erwartungen eben 

dieses Managements an die berufliche Bil­

dung und qualifikationsbezogene Personal­

entwicklung werden jedoch nicht themati­

siert. Damit bleibt das aktive Gestaltungspo­

tential von beruflicher Bildung für die Ar­

beitsorganisation unterbelichtet 

Es wäre wünschenswert, den Dialog um Or­

ganisationsentwicklung und berufliche Bil­

dung um diese Akzente zu erweitern und 

vielleicht auch den nur knapp angerissenen 

Fragen der Evaluierung von Bildungskon­

zepten und Lernorganisationskonzepten im 

Hinblick auf ihren Nutzen für OE-Prozesse 

und für die lernenden Individuen mehr Raum 

zu geben. 

Dennoch, insgesamt ist es ein notwendiges 

und lesenswertes Buch, welches seinem An­

spruch, Ideen für die Berufsbildungsfor­

schung zu liefern, gerecht wird. 

Der Umgang mit 
Informationstechniken 
Ein wichtiges, aber zu 
gering beachtetes Feld der 
Berufsbildungsforschung 

Peter Dehnbostel 

Didaktik einer sozio-informationstechnischen 

Bildung 

Dieter Euler 

(Reihe: Wirtschafts-, Berufs- und Sozialpäd­

agogische Texte, Bd. 22), Sotermann & Bo­

termann Verlag, Köln 1994, 575 Seiten, 

ISBN 3-88105-151-1 , 68,- DM 

Die auslösende Funktion moderner Informa­

tionstechniken für weitreichende Verände­

rungen unserer Lebens- und Arbeitswelt steht 
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außer Frage. Gesellschaftlich und ökono­

misch scheinen wir erst am Anfang informa­

tionstechnischer Umwälzungen zu stehen, 

deren Auswirkungen kaum absehbar sind. 

Die fortschreitende Informatisierung von 

Unternehmen, öffentlichen Institutionen und 

privaten Haushalten wirft zentral die Frage 

nach dem kompetenten und gestaltenden 

Umgang mit den Informationstechniken auf. 

Wie müssen Lern- und Bildungsprozesse an­

gelegt sein, um den Menschen auf ein infor­

mationstechnisch unterstütztes informatio­

nelles Handeln in ökonomischen Arbeits­

und Lebenssituationen vorzubereiten? 

Mit dieser Frage sind Ausgangspunkt und 

leitendes Erkenntnisinteresse des vorliegen­

den Buches markiert, das zugleich Habilitati­

onsschrift des Autors ist. In der als For­

schungsprogramm angelegten Arbeit werden 

Projekte und Erfahrungsberichte untersucht, 

wissenschaftliche Diskussionen ausgewertet 

und Theoriebildungen vorgenommen. Die 

nachhaltigen Wirkungen von Informations­

techniken werden prospektiv und interdiszi­

plinär betrachtet. Die Auswertung von Ana­

lysen unter Einbeziehung paradigmatischer 

Bestimmungen zur Verbindung von Erkennt­

nisinteresse und Praxisgestaltung führt zu ei­

nem didaktischen Konzept informations­

technischer Bildung, in dessen Mittelpunkt 

der Erwerb von Gestaltungs- und Innovati­

onskompetenzen steht. 

Die Arbeit umfaßt sechs Teile. Einleitend 

werden zunächst Ausgangspunkt und Er­

kenntnisinteresse der Arbeit dargelegt. Das 

heterogene Wirkungspotential der Informati­

onstechniken wird diskutiert, wissenschafts­

systematische Fragen einer die Bezugswis­

senschaften und außerbetriebliches Wirt­

schaftshandeln einbeziehenden Wirtschafts­

pädagogik werden geklärt sowie Außenlegiti­

mation und Systematik der Arbeit dargelegt. 

Bereits die Erörterungen von Wirkungen der 

Informationstechniken zeigen die auf Auf­

klärung der Sachverhalte angelegte Herange-



hensweise des Autors. Ausgehend von der 

These umfassender Veränderungen durch die 

Informationstechniken werden deren Wir­

kungsmöglichkeiten in bezug auf das Indivi­

duum, die Arbeitsorganisation, kaufmänni­

sche Qualifikationsanforderungen und Kul­

tur diskutiert. In Abgrenzung zu einschlägi­

gen Abhandlungen werden die Potentiale der 

Informationstechniken weder zur Grundlage 

optimistischer Zukunftsentwürfe noch be­

schwörender Kassandrarufe gemacht, son­

dern im Hinblick auf Fakten und wissen­

schaftlich ausgewiesene Einschätzungen er­

örtert. In Abgrenzung von ernüchternden Er­

fahrungen mit der prognostischen Wirkungs­

forschung und dem Szenario-Ansatz erfolgt 

die Reflexion der Wirkungspotentiale zu­

nächst in vorrangig deskriptiver Absicht. 

Für die weitere Bearbeitung des Programms 

sind die breite Theorierezeption und -ausein­

andersetzung, methodologische und wissen­

schaftstheoretische Bestimmungen sowie die 

im jeweiligen Problemzusammenhang erfol­

genden semantischen Klärungen von Begrif­

fen und Zusammenhängen hervorzuheben. 

Das Verständnis von Theoriebildung als kon­

tinuierliche Bearbeitung von Forschungsfel­

dern schlägt sich in der zunehmenden Ein­

grenzung und Präzisierung der Forschungs­

arbeit nieder. In den Teilen II bis IV der Ar­

beit werden so in forschungssystematischer 

Aufeinanderfolge jeweils ein bereichsdidak­

tischer, ein allgemeindidaktischer und ein 

methodologischer Bezugsrahmen ausgewie­

sen. 

Der Gegenstandsbereich der zu entwickeln­

den Didaktik wird als eine Theorie einge­

führt, die sich auf die Bewältigung sozio-in­

formationstechnischer Lebens- und Arbeits­

situationen richtet. Die im bereichsdidakti­

schen Bezugsrahmen enthaltenen Inhalts­

strukturen bzw. Lehr-/Lerninhalte fließen in 

den Aufbau des allgemeindidaktischen Be­

zugsrahmens ein. In einer "analytisch-eva­

luativen" Auseinandersetzung mit der allge­

meindidaktischen Theoriediskussion wird 

der Gesamtzusammenhang einer Didaktik 

sozio-informationstechnischer Bildung ab­

gegrenzt und begründet. Als Ergebnis ent­

steht ein erstes didaktisches Grundmodell, 

das Didaktik als Theorie kommunikativer 

Lehr-Lernsituationen begreift. Die didakti­

schen Erörterungen und Festlegungen fließen 

in die später vorgenommenen Auswertungen 

ein. 

Im methodologischen Bezugsrahmen wird 

wissenschaftliches Handeln paradigmatisch 

bestimmt. Neben der im ausführlichen wis­

senschaftstheoretischen Diskurs herausgear­

beiteten Bestimmung des Wirklichkeits- und 

Wissenschaftsverständnisses erfolgen Diffe­

renzierungen zwischen wissenschaftlichem 

Handeln und Alltagshandeln. Diese Differen­

zierungen sind für das Verhältnis von Berufs­

bildungsforschung und Berufsbildungspraxis 

von grundsätzlichem Interesse, in der Arbeit 

selbst sichern sie die Untersuchungen und 

Auswertungen ab. Die "Wissenschafts-Pra­

xis-Kommunikation" wird als eigene para­

digmatische Grundlegung wissenschaftli­

chen Handeins mit den Schwerpunkten 

Theoriebildung, -Überprüfung und -abwick­

lung ausgewiesen. Die Beziehung zwischen 

Wissenschaft und Praxis, die in ihren Interes­

senlagen zu unterscheiden ist, ist als kom­

munikativ gestalteter, wechselseitiger Lern­

prozeß anzulegen. Das wissenschaftliche 

Handeln wird dabei im Kontext von Regel­

bindungen verstanden, d. h. die für die wis­

senschaftliche Theoriebildung jeweils maß­

geblichen Regeln stellen eine heuristische 

Handlungsleitlinie dar. Der methodologische 

Bezugsrahmen und die vertretene wissen­

schaftstheoretische Position stehen mit den 

heuristischen Regeln in einem konstitutiven 

Zusammenhang. 

Die Auswertungen im Teil V der Arbeit erfol­

gen unter den zuvor entwickelten drei Be­

zugsrahmen bzw. darauf bezogenen Kernfra­

gen und Kriterien. Die breite Untersuchungs­

basis besteht aus didaktisch-curricularen Ma­

terialien wie Lehrplänen, Ausbildungsord-

nungen und Büchern, aus dokumentierten 

Modellversuchs- und Projektunterlagen so­

wie aus Theoriebefunden. Dabei wird die 

Auswertung auf drei unterschiedliche Bil­

dungsstufen bezogen: vorberufliche Bildung, 

berufliche Erstausbildung und berufliche 

Weiterbildung. 

Auf der Grundlage der zuvor gewonnenen 

Auswertungsergebnisse und Forschungsbe­

funde erfolgt im letzten Teil der Arbeit die 

zusammenfassende Konzeptualisierung einer 

Didaktik informationstechnischer Bildung. 

Zudem werden Forschungsdesiderate für die 

weitere Bearbeitung des Programms be­

nannt. Das entwickelte didaktische Konzept 

repräsentiert den aktuellen Erkenntnisstand 

einer sozio-informationstechnischen Bil­

dung, die in ihrer Gestaltungs- und Innovati­

onsorientierung einer Anpassungsqualifizie­

rung entgegensteht. 

Über ihren Wert für die Berufsbildungspraxis 

hinaus stellt die Arbeit vor allem einen wich­

tigen Beitrag zur Weiterentwicklung der Be­

rufsbildungsforschung dar. Dies zeigt sich 

zum einen in der entwickelten Didaktikkon­

zeption, zum anderen in dem Forschungspro­

gramm, das Erkenntnis- und Aufklärungs­

möglichkeiten durch Wissenschaft in praxis­

bezogener Verwendung aufzeigt. Dieses Pro­

gramm ist weder - wie in der Berufsbil­

dungsforschung immer häufiger zu beobach­

ten - struktur- und qualifikationstheoretisch 

reduziert noch programmatisch oder visionär 

überhöht. Indem Lehr-/Lernprozesse und 

didaktische Entwicklungen im Mittelpunkt 

stehen, wird hier ein Kernbereich der Berufs­

bildungsforschung untersucht und weiter­

entwickelt, dem gegenwärtig in der For­

schung nicht annähernd die Aufmerksamkeit 

zukommt, die methodologisch und for­

schungsstrategisch geboten wäre. 
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Wir suchen für drei Jahre für 
den weiteren Ausbau einer Tech­

nischen Fachhochschule im Groß­
raum Shanghai in 

China 

Dozent/-in Elektrotechnik 
(Erfahrung u.a. mit elektrischen Maschinen, Energietechnik, Leistungselektronik) 

Dozent/-in Maschinenbau 
(Erfahrung u.a. mit Umformtechnik, Fertigungstechnik, CAD/CAM) 

Das Projekt: Seit einigen Jahren örtlichen Betriebe ist von beson- Schulmöglichkeiten. 
unterstützen wir die Fachhoch- derer Wichtigkeit, um anwen- Die GTZ ist ein weltweit tätiges 
schule durchangepaßte curricu- dungsbezogene Studienangebo- Unternehmen, das im Auftrag des 
lare, technische und administra- te bereitzustellen. Bundes und anderer Regierun­
tive Beratungsleistungen. Ziel ist Ihre Qualifikation: Als Diplom- gen an der Lösung von Entwick­
es, die Wirtschaftsregion durch Ingenieurt-in bringen Sie einige lungsproblemen in Partnerlän­
die Bereitstellung von qualifizier- Jahre einschlägige Erfahrungen dern arbeitet. Dabei benötigen 
ten Fachkräften zu fördern. Die der Industriepraxis mit. Eine Tä- wir die Mithilfe hochqualifizierter 
Ausbildungskonzepte deutscher tigkeit als Hochschulprofessor/- und -motivierter Fachkräfte. 
Fachhochschulen dienen als in an einer deutschen (Fach)-
Grundlage. hochschule setzen wir voraus. Ihre vollständige Bewerbung (ta ­
Ihre Aufgabe: Sie beraten die Wünschenswert sind außerdem bellarischer Lebenslauf, Zeugnis­
chinesische Leitung der Fach- Leitungserfahrungen in Ihrem kopien, Lichtbild) senden Sie bitte 
hochschule beim weiteren Aus- Fachbereich und in anderen Po- unter der Kennziffer K 23 
bau des Fachbereiches in techni- sitionen einer (Fach)hochschule. an die Deutsche Gesellschaft 
scher, didaktischer und organisa- Sie sprechen gut Englisch und für Technische Zusammenarbeit 
torischer Hinsicht und initiieren bringen hohes Einfühlungsver- (GTZ) GmbH, Postfach 5180, 
die Aus- und Fortbildung der chi- mögen für die chinesische Men- 65726 Eschborn. 
nesischen Fachkräfte. Die Kennt- talität mit. Weitere Fragen beantwortet lh­
nis der Ausbildungsbedürfnisse Der Standort ist ca. 200 km von nen gerne Frau Köppen, Telefon: 
und Produktionsmethoden der Shanghai entfernt. Er bietet keine 06196/79-3242. 
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PETER WORDELMANN (HRSG.) 

INTERNATIONALE QUALIFIKATIONEN 
INHALTE, BEDARF UND VERMinLUNG 

BERICHTE ZUR BERUFLICHEN BILDUNG, HEFT 184 

1995, 246 Seiten, 
Besteii-Nr. 102.184, 
Preis 29.00 DM 

IJI> Sie erhalten diese Veröffentlichung beim 
W. Bertelsmann Verlag GmbH & Co KG 
Postfach 10 06 33 
33506 Sielefeld 
Telefon (05 21) 911 01-0 
Telefax (OS 21) 9 11 01 -79 

Was sind eigentlich ., internationale Qualifikationen", ., Euro­
qualifikationen", .,Europakompetenzen" oder wie immer 
dieses Bündel von qualifikatorischen Anforderungen genannt 
wird, das sich aus der Jnternationalisierung des Wirtschattens 
ergibt? Wer braucht sie und wofür? Wo werden sie benötigt 
und wo werden sie am besten erlernt? Wie entwickelt sich 
der zukünftige Bedarf? 
Dies sind einige der Fragestellungen, die in dem vorliegenden 
Band bearbeitet werden. Er entstand im Rahmen des BIBB­
Projektes "Berufliche Qualifikationen im internationalen Kon­
text" und stellt eine Zwischenbilanz der bisherigen Projekt­
arbeiten zu diesem Thema dar. Die Beiträge der Experten aus 
Wissenschaft, Verbänden und Wirtschaft, die auf einem 
Workshop im November 1994 in Berlin vorgetragen wurden, 
macl:len deutlich, daß die Thematik eine sehr differenzierte 
Betrachtung verlangt, sowohl .was den sogenannten Bedarf 
an internationalen Qualifikationen- meist festgemacht am 
Fremdsprachenbedarf - als auch die inhaltliche Ausgestal­
tung, die Formen und Orte ihrer Vermittlung anbetrifft. 


